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Stand: 14.09.2021 

1. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 (1) BauGB  
zur 257. Änderung des Flächennutzungsplans „Wohnen zwischen den Straßen 
Blackenfeld und Heidbrede“ sowie zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 
II/V6 „Wohnen zwischen den Straßen Blackenfeld und Heidbrede“  

 

 
Die Unterlagen über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung konnten in der Zeit vom 
16.11.2020 bis einschließlich dem 11.12.2020 in der Bauberatung des Bauamtes der Stadt 
Bielefeld, im Technischen Rathaus, sowie im Internet eingesehen werden. 
 
Im Folgenden sind die planungsrelevanten Äußerungen, die in schriftlichen Stellungnahmen 
bei der Stadt Bielefeld eingegangen sind, geordnet und zusammengefasst mit der jeweiligen 
Stellungnahme der Verwaltung dargestellt. 
 

Lfd.  
Nr. 

Äußerungen / Stellungnahmen  
(in inhaltlicher Zusammenfassung)  

Stellungnahme der Verwaltung 

1. Zufahrt über die Straße Blackenfeld 

1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird erklärt, dass es durch die Errichtung der 
vorgesehenen rund 300 Wohneinheiten im Plan-
gebiet mit 1-2 Fahrzeugen je Wohneinheit zu ei-
ner Erhöhung des Verkehrsaufkommens um bis 
zu 450 - 600 Fahrzeuge kommen könnte. Täglich 
sei mit bis zu 900 - 1.200 zusätzlichen Fahrzeug-
bewegungen zu rechnen.  
Laut der Planung soll der Verkehr des gesamten 
neuen Wohngebietes und auch der Verkehr zu ei-
ner neuen Kita über eine einzige Verbindungs-
straße auf die Straße Blackenfeld fließen. Das 
würde erhebliche Verkehrsprobleme verursa-
chen und sei für die Str. Blackenfeld nicht ver-
kraftbar. 
Die Straße Blackenfeld sei nicht geeignet, das 
Plus an Verkehr aus 300 neuen Wohneinheiten 
aufzunehmen. Ein Wohngebiet dieser Größen-
ordnung könne nicht allein über eine - außerdem 
ungeeignete - Straße erschlossen werden. 
Die Planung für das neue Wohngebiet würde auf 
der unrichtigen Aussage basieren, dass die 
Straße Blackenfeld grundsätzlich für die zu er-
wartende Verkehrszunahme ausgelegt ist. Dies 
sei sie aber nicht und könne sie auch nicht durch 
bauliche Maßnahmen werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Straße 
Blackenfeld die kürzeste und meistgenutzte Ver-
kehrsverbindung zwischen Vilsendorf und Brake 
und weiterführend zur Herforder Straße sei. Die 
Verkehrsbelastung sei aktuell schon hoch und 
es gebe starken Durchgangsverkehr. Die Straße 
werde auch von Bussen, unzähligen Lkw und 
landwirtschaftlichen Fahrzeugen, u. a. Trakto-
rengespannen, befahren. Aufgrund der durch-
gängig mindestens einseitig parkenden Fahr-
zeuge, vielfach auch Lkws, sei die Straße nicht 
2-spurig, sondern nur 1-spurig befahrbar. Die 
parkenden Kfz machten den Verkehr für Fahr-
radfahrer, Fußgänger und Rollstuhlfahrer ge-
fährlich.  

Die Verkehrsuntersuchung zum Bebauungs-
plan Nr. II/V6 erbrachte folgende Ergebnisse:  
Auf Basis einer Verkehrszählung im März 
2020 wurde eine durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke (DTV) von 2.450 - 2.500 
Kfz/24h auf dem westlichen Teil der Straße 
Blackenfeld errechnet.  
Bis 2030 wird ohne das neue Wohngebiet 
eine Verkehrsstärke 4.300 Kfz/24h DTV auf 
dem Westteil der Straße Blackenfeld erwar-
tet. 
Nach Fertigstellung des neuen Wohngebie-
tes inkl. Kita ergeben sich zusätzlich täglich 
ca. 1.860 Kfz-Fahrten (jeweils 930 im Quell- 
und Zielverkehr). Damit ist bis 2030 ein Kfz-
Aufkommen auf der Straße Blackenfeld von 
4.200 Kfz/24h nördlich der Plangebietszu-
fahrt und von 5.200 Kfz/24h DTV südlich da-
von zu erwarten. 
Der Knotenpunkt Blackenfeld / Plangebiets-
zufahrt wird bis 2030 werktags in der Vormit-
tagsspitze eine gute Verkehrsqualität 
(QSV B) und in der Nachmittagsspitze eine 
ausreichende Verkehrsqualität (QSV D) auf-
weisen. Der Knotenpunkt Vilsendorfer 
Straße / Blackenfeld wird eine befriedigende 
Verkehrsqualität (QSV C) haben. 
Die Knotenpunkte Vilsendorfer Straße / En-
gersche Straße und Engersche Straße / Tal-
brückenstraße werden durch das Vorhaben 
in der Zufahrtsbelastung um 1,2 % bzw. 
0,3 % nur marginal mehr belastet. 
Die Verkehrsuntersuchung kommt zu dem 
Ergebnis, dass das Vorhaben aus verkehrli-
cher Sicht grundsätzlich umsetzbar ist. Ver-
kehrszunahmen durch das Bauvorhaben auf 
den relevanten Straßen im Umfeld des Bau-
vorhabens sind als verkehrlich unkritisch und 
umfeldverträglich zu bewerten. 
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An der Vilsendorfer Str. sei ein Abbiegen nach 
links im Berufsverkehr, speziell morgens, häufig 
nicht mit einer Ampelschaltung möglich.  
In Höhe der Kita sei die Verkehrssituation trotz 
der dortigen Tempo-30-Zone aufgrund der Kurve 
unübersichtlich. Die Kurve im Bereich Edelweiß-
gasse / Am Blackenhof sei ebenfalls schlecht ein-
sehbar und wegen des oft überhöhten Fahrtem-
pos im Ostteil der Straße Blackenfeld ein Gefah-
renpunkt. Ab dem Ortsausgangsschild verursa-
che die Straßenverengung Probleme: bei über-
breiten Fahrzeugen sei Begegnungsverkehr nicht 
möglich, die Straßenneigung sei bei Glätte kri-
tisch und schließlich gebe es dort auch keinen 
Geh- und Fahrradweg. Am Ende der Straße 
Blackenfeld sei ein Abbiegen in die Engersche 
Str. wegen der schmalen Einmündung und des 
hohen Verkehrsaufkommens auf dieser Straße 
insbes. zu Stoßzeiten schwierig, vor allem für 
Linksabbieger. Lange Rückstaus seien die Folge. 
 

Zur Vermeidung / Minderung von Unfallrisi-
ken / Verkehrsbehinderungen sind verkehrs-
regelnde bzw. gestalterische Maßnahmen, 
wie z. B. Parkstreifen, Parkbeschränkungen, 
Einrichtung einer Tempo 30-Zone und von 
Querungshilfen, möglich. Solche Maßnah-
men sind jedoch nicht Regelungsbestandteil 
eines Bebauungsplanes.  
Nach Realisierung des neuen Wohngebie-
tes ist ggf. zu prüfen, ob es durch Verkehr 
aus dem Plangebiet ggf. zu verkehrlichen 
Problemen auf der Straße Blackenfeld 
kommt. In Abhängigkeit vom Ergebnis der 
Prüfung könnten dann ggf. verkehrsre-
gelnde Maßnahmen an der Straße Blacken-
feld getroffen werden. 
 
 

1.2 
 
 

 

Die alleinige Zufahrt zum gesamten Wohngebiet 
über die Straße Blackenfeld sei in ihrer Bedeu-
tung und den zu erwartenden Problemen über-
haupt nicht thematisiert oder bearbeitet worden. 
In der Beschreibung der geplanten Ringstraße 
im Planungsgebiet werde lediglich erwähnt, 
dass eine Anbindung für besondere Bedarfsfälle 
an die Straße Heidbrede angestrebt wird. Dies 
könne nicht als ein sachangemessenes und 
schlüssiges Konzept angesehen werden. 
Es wird erklärt, die Verkehrsproblematik gehöre 
zu den neuralgischen Punkten des Baugebiets.  

 

In der Begründung zum Bebauungsplan ist 
dargelegt, dass eine weitere Zufahrt aufgrund 
der Grundstücksparzellierung, der Bestands-
bebauung entlang den Straßen Blackenfeld 
und Heidbrede, der Geländehöhen sowie des 
Siekbereichs nicht möglich ist.  
Laut dem vorliegenden Verkehrsgutachten 
kann der zusätzliche Verkehr aus dem neuen 
Wohngebiet sowohl auf der Straße Blacken-
feld als auch den maßgeblichen Straßen und 
Knotenpunkten im Umfeld verkehrlich unkri-
tisch und umfeldverträglich abgewickelt wer-
den (s. Stellungnahme der Verwaltung zu 
Pkt. 1.1). 
 

2. Auswirkungen des erhöhten Verkehrsaufkommens 

2.1 

 

Es wird befürchtet, dass durch das höhere Ver-
kehrsaufkommen aus dem neuen Wohngebiet 
das Unfallrisiko auf der Straße Blackenfeld stark 
ansteigen würde, insbes. für Radfahrer sowie für 
Kinder, die in Schulbusse ein- oder aussteigen 
und die Straße kreuzen müssen. Durch die vie-
len parkenden Autos sei die Straße vor allem für 
Kinder schlecht einsehbar. Während der Bau-
phase (Stichwort Schwerlastverkehr) und auch 
danach würde der erhöhte Verkehr direkt an der 
bestehenden Kita vorbeifahren, wodurch eine 
deutlich zunehmende Gefährdung der Kinder 
entsteht. 
 

 

Zur Vermeidung / Minderung von Unfallrisi-
ken sind verkehrsregelnde bzw. gestalteri-
sche Maßnahmen, wie z. B. Parkstreifen, 
Parkbeschränkungen, Einrichtung einer 
Tempo 30-Zone und von Querungshilfen, 
möglich. Solche Maßnahmen sind jedoch 
nicht Regelungsbestandteil eines Bebau-
ungsplanes.  
Nach Realisierung des neuen Wohngebie-
tes ist ggf. zu prüfen, ob es durch Verkehr 
aus dem Plangebiet ggf. zu verkehrlichen 
Problemen auf der Straße Blackenfeld 
kommt. In Abhängigkeit vom Ergebnis der 
Prüfung könnten dann ggf. verkehrsre-
gelnde Maßnahmen an der Straße Blacken-
feld getroffen werden. 
 

2.2 Es wird darauf hingewiesen, dass an der Straße 
Blackenfeld und am Ende der Straße Heidbrede 

Der landwirtschaftliche Verkehr wird durch 
die Erhöhung des Kfz-Aufkommens durch 
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mehrere landwirtschaftliche und Gartenbaube-
triebe existieren und die Straßen daher diese mit 
landwirtschaftlichen Maschinen und Traktoren 
befahren würden. Die Straßen seien mit landwirt-
schaftlichen Fahrzeugen nur schwierig und ris-
kant unfallfrei zu passieren. So werden in der 
Heidbrede auf beiden Straßenseiten geparkt ob-
wohl parken nur auf einer Seite erlaubt sei 
Auch bei dem künftigen erhöhten Verkehrsauf-
kommen müssten die ansässigen landwirtschaft-
lichen Betriebe und deren Zulieferer weiter diese 
Straßen unfallfrei befahren können. 
 

das neue Wohngebiet nicht wesentlich tan-
giert. 
Laut des Verkehrsgutachtens wird sich das 
Verkehrsaufkommen im westlichen Teil der 
Straße Blackenfeld erhöhen, im östlichen 
Teil, an dem die landwirtschaftlichen Betriebe 
liegen, dagegen reduzieren. Die Straße Heid-
brede soll nicht zur Erschließung des geplan-
ten Wohngebietes herangezogen werden; 
eine Nutzung der Anbindung der Ringstraße 
an die Straße Heidbrede durch den Kfz-Ver-
kehr soll lediglich auf Bedarfsfälle, wie z. B. 
bei Bauarbeiten an der Hauptzufahrt, be-
schränkt werden. Hier tritt somit keine Erhö-
hung des Kfz-Aufkommens auf. 
 

2.3 
 
 
 

Es wird erklärt, dass die Straße Blackenfeld auf-
grund des neuen Wohngebiets in der jahrelan-
gen Bauphase extrem viel Schwerlastverkehr 
aufnehmen müsse. Die Kosten für die Behebung 
dadurch entstehender Straßenschäden würden 
zu Lasten der direkten Anwohner und nicht der 
Anlieger des neuen Baugebietes gehen. Es wäre 
unbedingt sicherzustellen, dass die Anwohner 
der Straße Blackenfeld auch langfristig nicht mit 
diesen Kosten belastet werden. 
Es wird gefragt, wie der Baustellenverkehr zum 
Baugebiet geführt werden wird. 
 
 
 

Der Baustellenverkehr wird über die Straße 
Blackenfeld erfolgen; die Realisierung der 
Bebauung wird voraussichtlich zwei Jahre 
dauern.  
Schäden, die durch Baustellenbetrieb an be-
stehenden Straßen entstehen, sind vom Ver-
ursacher zu tragen. Es ist beabsichtigt, vor 
Beginn der Baumaßnahmen für das neue 
Wohngebiet ein sog. Beweissicherungsver-
fahren durchzuführen, in dem der derzeitige 
Zustand der Straßen dokumentiert wird, so-
dass nach Fertigstellung der Bebauung bau-
bedingt entstandene Schäden ermittelt wer-
den können. 
Von Seiten des Projektentwicklers ist aber 
ein Bodenmanagement vorgesehen. Das 
heißt, dass der zur Geländeanpassung abge-
tragener Boden im Plangebiet an anderer 
Stelle im Gebiet als Bodenauftrag wiederver-
wendet werden soll. Damit entstehen weniger 
Baustellenverkehr und Belastungen für die 
Bewohner der Bestandsbebauung zur Bau-
stelle führender Straßen. 
 

3. Verbesserung des Verkehrsflusses und Entlastung der Straße Blackenfeld 

3.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Wohnge-
biet für den motorisierten Individualverkehr gut 
erreichbar sein müsse.  
Eine alleinige Erschließung von der Straße 
Blackenfeld werde abgelehnt. Andere Lösungen 
zur Entlastung der Straße Blackenfeld müssten 
gefunden werden, z. B.:  

• Bau einer neuen Straße  
Sie sollte direkt von der Vilsendorfer Straße 
– ein gutes Stück vor der Einmündung der 
Straße Blackenfeld - als Verlängerung der 
dort bestehenden Stichstraße über das Feld 
kommend die Straße Heidbrede queren und 
das Gebiet so direkt an die Vilsendorfer 
Straße anbinden, ohne dass die Straße 
Blackenfeld tangiert wird. 

Die äußere Erschließung des Plangebietes 
ist von der Straße Blackenfeld aus geplant. 
Andere Erschließungsmöglichkeiten für das 
neue Wohngebiet sind aufgrund der Grund-
stücksparzellierung, der Bestandsbebauung 
entlang den Straßen Blackenfeld und Heidb-
rede, der Geländehöhen sowie des Siekbe-
reichs im Umfeld des Plangebietes nicht 
möglich. Des Weiteren würde eine von der 
Vilsendorfer Str. oder der Engerschen Str. 
ausgehende Straßenanbindung durch Frei-
räume führen und wäre zudem aufgrund der 
großen Entfernungen kostenintensiv und 
würde weitere Bodeninanspruchnahmen be-
deuten. 
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Eine Verkehrsführung über das östliche Ende 
des neuen Baugebietes erscheine auf Grund 
der Schutzgebiete („Biokataster“ S. B-10) 
und der schmalen Straßenführung im Ostteil 
der Straße Blackenfeld unmöglich.  

• Schaffung einer zusätzlichen Zufahrt  
Sie  sollte  entweder  über  die  Straße  Heid-
brede mit evtl. direkter Anbindung an die 
Vilsendorfer Str. erfolgen oder über die 
Straße Blackenfeld mit einer Zufahrt ca. 60 m 
westlich oder östlich der Einmündung der 
Straße Am Blackenhof. 

Es wird erklärt, dass die durch das Bauvorhaben 
zu erwartende Verkehrszunahme auf der Straße 
Blackenfeld insgesamt vollkommen kontrapro-
duktiv zu dem eigentlichen Bedarf sei, der viel-
mehr in einer Entlastung statt einer Mehrbelas-
tung bestände. Sofern der Bau einer neuen 
Straße zur Verhinderung der Mehrbelastung der 
Straße Blackenfeld nicht zu realisieren wäre, 
müsste mindestens die Anzahl der geplanten 
Wohneinheiten deutlich reduziert werden. 

 

Für Bedarfsfälle, wie z. B. Bauarbeiten an der 
Gebietszufahrt an der Straße Blackenfeld, 
wird aber eine zweite Zufahrtsmöglichkeit in 
das neue Wohngebiet über die Straße Heid-
brede gesichert. Zwischen einer dort beste-
henden Zeilenbebauung ist eine Grund-
stückszufahrt vorhanden, die in das Plange-
biet hinein verlängert und so ausgestaltet 
werden soll (z. B. durch Poller), dass sie im 
Regelfall für den Kfz-Verkehr gesperrt ist, im 
Bedarfsfall aber temporär als zweite Ein- und 
Ausfahrt des neuen Wohngebietes genutzt 
werden kann.  
Laut der Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
ungsplan Nr. II/V6 ist das neue Wohngebiet 
aus verkehrlicher Sicht grundsätzlich um-
setzbar; Verkehrszunahmen durch das Bau-
vorhaben (plus 1.860 Kfz DTV) auf den rele-
vanten Straßen im Umfeld des Bauvorha-
bens sind als verkehrlich unkritisch und um-
feldverträglich zu bewerten. Unter anderem 
deshalb wird eine Reduzierung der Anzahl 
der geplanten Wohneinheiten nicht verfolgt.  
 

3.2 

 

Es werden folgende Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Verkehrsflusses vorgeschlagen: 

• Verlegung der Gebietszufahrt  
Die Gebietszufahrt sollte an den Enzianweg 
verlegt werden, da dort Platz zum Bau eines 
Kreisverkehrs wäre. Die jetzt geplante Zu-
fahrt könne dann als Fuß- / Radweg konzi-
piert werden. 
 

Eine Zufahrt gegenüber dem Enzianweg eig-
net sich aufgrund der nördlich des Weges 
befindlichen Kurve der Straße Blackenfeld, 
die insbesondere beim Herausfahren aus 
dem Plangebiet schlecht einsehbar ist, nicht 
als Gebietszufahrt.  
Des Weiteren existiert in dem Bereich ge-
genüber dem Enzianweg eine Bestandsbe-
bauung, die nicht kurzfristig entfallen wird. 
Darüber hinaus wäre die Strecke entlang der 
Straße Blackenfeld, die durch den Hauptteil 
des Mehrverkehrs in Richtung der Vilsendor-
fer Straße belastet wird, länger und würde 
daher mehr Anlieger betreffen. 
Die Herstellung eines Kreisverkehrs am En-
zianweg ist aufgrund der Platzverhältnisse im 
Straßenraum und der angrenzenden Grund-
stücke nicht möglich. 
 

3.3 
 
 

 

• Geschwindigkeitsbegrenzung  
Auf der Straße Blackenfeld sollte - zumindest 
von der Kita bis zum Enzianweg - eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung erfolgen, um 
Durchgangsverkehr und Unfallrisiken zu ver-
ringern und die Verkehrslärmemission der An-
wohner auf ein annehmbares Maß zu be-
schränken. 

 

Zur Vermeidung / Minderung von Unfallrisi-
ken sind verkehrsregelnde bzw. gestalteri-
sche Maßnahmen, wie z. B. Parkstreifen, 
Parkbeschränkungen, Einrichtung einer 
Tempo 30-Zone und von Querungshilfen, 
möglich. Solche Maßnahmen sind jedoch 
nicht Regelungsbestandteil eines Bebau-
ungsplanes.  
Nach Realisierung des neuen Wohngebie-
tes ist ggf. zu prüfen, ob es durch Verkehr 
aus dem Plangebiet ggf. zu verkehrlichen 
Problemen auf der Straße Blackenfeld 
kommt. In Abhängigkeit vom Ergebnis der 
Prüfung könnten dann ggf. verkehrsre-
gelnde Maßnahmen an der Straße Blacken-
feld getroffen werden. 
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3.4 
 

 

• Umbau / Umgestaltung der Str. Blackenfeld 
durch 
- die Anlage von Rad-, Fußwegen, evtl. Zeb-

rastreifen und Parkbuchten, 
- die Anlage einer Verkehrsinsel zur Über-

querung der Str. Blackenfeld in Höhe der 
Orchideenstraße, 

- die Herstellung eines Kreisverkehrs am 
Eingang des Neubaugebiets anstatt einer 
Ampel. 
 

Ein Umbau der Straße Blackenfeld und die 
Herstellung eines Kreisverkehrs an der Plan-
gebietszufahrt sind aufgrund der Platzver-
hältnisse im Straßenraum und der angren-
zenden Grundstücke nicht möglich, daher ist 
die Errichtung einer Einmündung geplant. 
Umgestaltungen, wie z. B. die Markierung 
von Parkbuchten oder die Schaffung eines 
Fußgängerüberwegs, sind nicht Regelungs-
bestandteil eines Bebauungsplanes. 

 

3.5 

 

• Reduzierung des Verkehrs durch  
- die Anlage von Car-Sharing-Station und 

Lastenrad-Verleih im Plangebiet. 

 

Um eine Reduzierung des Verkehrs zu er-
möglichen, sollen im Plangebiet in den nun 
vorgesehenen beiden Quartiersgaragen 
auch Car-Sharing-Stationen / Quartiersautos 
vorgehalten werden.  
 

3.6 
 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die von der 
Straße Blackenfeld ausgehende Gebietszufahrt 
des neuen Wohngebietes über einen Weg vorge-
sehen sei, der aktuell vor der Grundstücksein-
fahrt, dem Gebäude und der Grünfläche Blacken-
feld 20 verläuft, und zum Teil im Privateigentum 
stehe. 

 

Bei dem städtebaulichen Vorkonzept handelt 
es sich um einen Vorentwurf, in dem die Stra-
ßen generalisiert in einer Breite und noch 
nicht im genauen Verlauf dargestellt sind. Im 
Entwurf werden die endgültigen Straßenbrei-
ten und -verläufe festgelegt und dabei die 
Grenzen des privaten Grundstücks berück-
sichtigt. 
 

3.7 Es wird gefragt, ob durch eine Verbreiterung der 
Straße Heidbrede angrenzende Ackerflächen be-
troffen seien. Einer solchen Verbreiterung werde 
widersprochen. Parken sollte am Rand der 
Ackerfläche wie bislang weiterhin verboten bleibt, 
da die Landwirte mit Maschinen arbeiten, die aus-
schwenken können. 
 

Eine Verbreiterung der Straße Heidbrede auf 
der Südseite zu Lasten von Ackerflächen ist 
nicht geplant. Die geringfügige Überlagerung 
der Straßen- und Ackerfläche im städtebauli-
chen Vorkonzept zum Vorentwurf resultierte 
aus einer leichten Verschiebung der Plan-
zeichnung auf dem Luftbild. 

4. Verkehrsbelastung großräumig 

4.1 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Weg in die 
Innenstadt über die Vilsendorfer Str. bereits jetzt 
äußerst schwierig und langwierig sei. Diese Stre-
cke werde stark von Pendlern aus dem Umkreis 
genutzt. Zu Stoßzeiten würden sich lange Staus 
bilden, die kurz hinter der Ampelkreuzung 
Blackenfeld / Vilsendorfer Str. beginnen, sich 
über die Ampelkreuzung Engersche Str. und das 
„Nadelöhr" (Fußgängerinsel) am Obersee in 
Schildesche bis zur Ampelkreuzung Talbrücken-
str. / Westerfeldstr. und darüber hinausziehen. In 
Schildesche bliebe alles stecken; spätestens ab 
der Kreuzung Talbrückenstr. / Westerfeldstr. 
gehe dann gar nichts mehr. In den letzten Jahren 
habe auf der Strecke stadteinwärts der (Be-
rufs)Verkehr explosionsartig zugenommen und 
der tägliche kilometerlange Stau würde bis zum 
Übergang Beckhausstr. / Herforder Str. führen 
und damit einer der schwerwiegendsten in Biele-
feld sein.  

Nach der Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
ungsplan ergeben sich aus dem Plangebiet 
im Mittel täglich 1.860 zusätzliche Kfz-Fahr-
ten (je 930 Kfz-Fahrten im Quell- und im Ziel-
verkehr). Die Mehrbelastungen im umliegen-
den Straßennetz sind laut Verkehrsuntersu-
chung umfeldverträglich, alle Straßen und 
Knotenpunkte werden auch zukünftig leis-
tungsfähig bleiben.  
Die Verkehrssteigerungen auf der Vilsendor-
fer Str. betragen maximal bis zu 2,9%. 
Die Knotenpunkte Vilsendorfer Str. / Enger-
sche Str. und Engersche Str. / Talbrückenstr. 
werden durch das Vorhaben in der Zufahrts-
belastung um 1,2% bzw. 0,3% nur marginal 
mehr belastet. 
Insgesamt ist laut der Verkehrsuntersuchung 
der Verkehrsablauf im Zuge der Vilsendorfer 
Str. / Engersche Str. nicht beeinträchtigt. 
Möglicherweise sind geringfügige Anpassun-
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Es wird vorgebracht, dass man an manchen Ta-
gen morgens über 45 Minuten brauche, um in 
die Stadt zu kommen und nachmittags 40-60 Mi-
nuten, um von der Stadtmitte nach Vilsendorf zu-
rückzufahren. 
Es wird befürchtet, dass durch den Verkehr aus 
dem geplanten Wohngebiet, die vorhandenen 
Verkehrsprobleme noch deutlich verstärkt wür-
den, insbes. im Berufsverkehr, und in den Stoß-
zeiten die Fahrzeuganzahl in Richtung der Innen-
stadt so enorm erhöht würde, dass es bei dem 
ohnehin schon sehr zähflüssigen Verkehr auf der 
Vilsendorfer Str. und der Engerschen Str. zu ei-
nem Verkehrskollaps kommen könnte. 
Es wird hervorgehoben, dass es weder eine 
Ausweichmöglichkeit gebe noch verkehrstechni-
sche Alternativen. Die Busse ständen im glei-
chen Stau, eine S-Bahn-Verlängerung sei in 
diese Richtung nicht vorgesehen, und zusätzli-
che Fahrspuren seien am eng bebauten Nadel-
öhr, der Schildescher Kreuzung, undenkbar. 
 

gen in den Grünzeitenverteilungen der Kno-
tenpunkte notwendig, sofern sie nicht bereits 
über eine verkehrsabhängige Steuerung ver-
fügen. 
 

5. ÖPNV-Anbindung 

5.1 Es wird darauf hingewiesen, dass die ÖPNV-Er-
schließung unzureichend für das neue Wohnge-
biet sei. Die Bushaltestellen Heidbrede, Am 
Blackenhof und Limbrede lägen außerhalb des 
geplanten Baugebietes und seien aus großen 
Teilen des Wohngebietes viel weiter entfernt als 
die im Vorentwurf genannten ca. 100 m Luftlinie. 
Die Buserschließung sei auch nicht ausreichend 
verfügbar. Linie 155 fahre wochentags alle 20 Mi-
nuten, am Wochenende seltener. Linie 101 
komme bestenfalls auf einen Stundentakt. Linie 
156 fange eigentlich nur den Mehrbedarf im 
Schülerverkehr auf. Zudem seien die Busse be-
reits heute voll besetzt, insbes. morgens. Sonn-
tags fahre gar kein Bus. 
Es wird angeregt, den Buslinienverkehr auszu-
bauen und die Taktzeiten der Buslinien zu ver-
dichten. 
 

Die benannten Bushaltestellen liegen ca. 
100 - 150 m Luftlinie entfernt vom Plangebiet. 
Von der Mitte des Plangebietes gemessen 
liegen sie in einem Radius von ca. 
350 – 400 m. 
Die Planung der ÖPNV-Anbindung ein-
schließlich der Haltestellen obliegt der mo-
Biel. Wenn sich die Anzahl der Wohneinhei-
ten im Ortsteil Vilsendorf aufgrund des Be-
bauungsplanes Nr. II/V6 erheblich erhöht, 
liegt es voraussichtlich im Interesse der mo-
Biel, die Taktfrequenzen der Buslinien zu er-
höhen. 

Hinsichtlich künftiger Anpassungen der 
ÖPNV-Anbindung ist auf die Stellungnahme 
der moBiel GmbH vom 12.01.2022 (vgl. An-
lage A2 – 39, lfd. Nr. 2.13b) zu verweisen. 

5.2 Es wird erklärt, dass Vilsendorf nicht an das Stra-
ßenbahnnetz der moBiel angebunden sei und 
eine Alternative zum privaten Pkw lediglich in der 
Nutzung von Bussen bestehe, die im Berufsver-
kehr aber auch im Stau ständen. Daher werde der 
geplante Stellplatzschlüssel von 0,8 Stellplätzen 
pro Wohneinheit dem tatsächlichen Bedarf nicht 
gerecht, er müsse höher sein. 
 

Ein Stellplatzschlüssel ist für das Bebauungs-
plangebiet II/V6 nicht geplant. Die Anzahl der 
herzustellenden Stellplätze richtet sich nach 
der Stellplatzsatzung der Stadt Bielefeld. 

6. Notzufahrt 

6.1 Es wird gefragt, was mit Rettungsfahrzeugen 
(Feuerwehr, RTW etc.) sei, wenn die Gebietszu-
fahrt blockiert wäre. 

Für Bedarfsfälle, wie z. B. Bauarbeiten an der 
Gebietszufahrt an der Straße Blackenfeld, 
wird eine zweite Zufahrtsmöglichkeit über die 
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Es wird bemängelt, dass im städtebaulichen Vor-
konzept außer der Zufahrt zur Straße Blackenfeld 
kein weiterer Rettungsweg für Fahrzeuge der 
Brandbekämpfung und Menschenrettung vorge-
sehen sei. Es wäre nur eine Behelfszufahrt von 
der Straße Heidbrede ausgewiesen, die aber die 
tatsächlichen räumlichen Verhältnisse für den 
Einsatz von Rettungsfahrzeugen im neuen 
Wohngebiet nicht berücksichtige. Die Heidbrede 
sei als Zuwegung ebenfalls nicht geeignet.  
Insofern könnte bei einem Brand das Wohngebiet 
zu einer tödlichen Sackgasse werden, da sowohl 
für eine größere Zahl an Löschfahrzeugen als 
auch für Rettungsfahrzeuge die Zufahrt extrem 
schwer bis unmöglich sei. 
 

Straße Heidbrede gesichert. Zwischen der 
dort bestehenden Zeilenbebauung ist eine 
Grundstückszufahrt vorhanden, die in das 
Plangebiet hinein verlängert und so ausge-
staltet werden soll (z. B. durch Poller), dass 
sie im Regelfall für den Kfz-Verkehr gesperrt 
ist, im Bedarfsfall aber temporär als zweite 
Ein- und Ausfahrt des neuen Wohngebietes 
genutzt werden kann. 
Die Bedarfszufahrt soll eine Breite von 4,0 m 
erhalten und sie soll mit einem Gefälle aus-
gebildet werden, das auch von Feuerwehr-
fahrzeugen, Lkw usw. befahren werden kann. 
Bezüglich der  Zufahrt  über  die  Straße Heid-
brede ist darauf hinzuweisen, dass die ge-
samte Bestandsbebauung entlang der 
Straße bislang über diese Zufahrt für Feuer-
wehrfahrzeuge erfolgt ist. 
Darüber hinaus haben die entsprechenden 
Fachstellen keine Bedenken geäußert. 
 

7. Verkehrsgutachten 

7.1 

 

Es wird kritisiert, dass ein Verkehrsgutachten 
trotz eines Vorlaufs von einem Jahr noch nicht 
vorliegen würde. Eine Beteiligung der Öffentlich-
keit, bei der die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung erörtert werden sollen, könne nur 
sinnvoll durchgeführt werden, wenn die ent-
scheidungsrelevanten Informationen eingeholt 
und für die Öffentlichkeit zugänglich seien. Die 
Bürger können sich nicht fundiert äußern, ohne 
die Fakten zu kennen. Gebraucht würden Zahlen 
und Vergleichswerte, um einschätzen zu kön-
nen, welche Auswirkungen 300 Wohneinheiten 
für die Anwohner sowie den Verkehr bedeuten. 
Auf Nachfrage habe die Bauverwaltung mitge-
teilt, dass die Verkehrs- und Lärmgutachten erst 
zur Beschlussfassung vorliegen würden, und der 
Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung nicht zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Letzteres könne so nicht akzeptiert werden. 
Die Bürger seien sehr an den Ergebnissen der 
Gutachten interessiert, da durch die vorgese-
hene Erschließung über die Straße Blackenfeld 
unmittelbare Auswirkungen auf ihre Gesundheit 
zu befürchten wären.  

 

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlich-
keit „möglichst frühzeitig über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung … und die 
voraussichtlichen Auswirkungen“ zu unter-
richten.  
Im Vorentwurf waren dem damaligen Er-
kenntnisstand entsprechend erste Aussagen 
zu den Auswirkungen der Planung in der An-
lage C „Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung“ zusammengestellt. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die Unterla-
gen, mit denen die frühzeitige Beteiligung der 
Bürger sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange durchgeführt 
werden, dem Aufstellungsbeschluss beige-
fügt und mit ihm beschlossen werden.  
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungs-
plan Nr. II/V6 erfolgte durch den Stadtent-
wicklungsausschuss am 28.01.2020. Auf-
grund der Corona-Pandemie konnte eine 
zeitnahe Öffentlichkeitsbeteiligung, insbes. 
ein Unterrichtungs- und Erörterungstermin, 
nicht durchgeführt werden.  
Das Lärm- und das Verkehrsgutachten lie-
gen zum Entwurfsbeschluss des Bebau-
ungsplanes vor, werden in diesem berück-
sichtigt und als Anlage zum Entwurf Gegen-
stand der Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) 
BauGB sein. Im Zuge dieses zweiten Betei-
ligungsschrittes bietet sich interessierten 
Bürgern die Möglichkeit, Einsicht in die Er-
gebnisse der Gutachten zu nehmen und zu 
diesen und dem Entwurf des Bebauungspla-
nes Stellungnahmen abzugeben. 
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7.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird gefordert, aufgrund des zu erwartenden 
deutlichen Verkehrsanstiegs in Richtung Schil-
desche und noch länger Staus zur morgendli-
chen Stoßzeit, diese Verkehrsrichtung in das 
Verkehrsgutachten einzubeziehen und eine ent-
sprechende Neubegutachtung der Ampel- / Ver-
kehrsführung bezüglich längerer Grün-Phasen 
auf der Vilsendorfer Straße durchzuführen. 
 
 

In der inzwischen vorliegenden Verkehrsun-
tersuchung zum Bebauungsplan Nr. II/V6 
sind die Knotenpunkte Vilsendorfer Str. / En-
gersche Str. und Engersche Str. / Talbrü-
ckenstr. mituntersucht worden. Danach be-
tragen die Verkehrssteigerungen auf der 
Vilsendorfer Str. maximal bis zu 2,9%. Die 
Knotenpunkte Vilsendorfer Str. / Engersche 
Str. und Engersche Str. / Talbrückenstr. wer-
den durch das Vorhaben in der Zufahrtsbe-
lastung um 1,2% bzw. 0,3% nur marginal 
mehr belastet.  
Insgesamt ist laut der Verkehrsuntersuchung 
der Verkehrsablauf im Zuge der Vilsendorfer 
Str. / Engersche Str. nicht beeinträchtigt. 
Möglicherweise sind geringfügige Anpassun-
gen in den Grünzeitenverteilungen der Kno-
tenpunkte notwendig, sofern sie nicht bereits 
über eine verkehrsabhängige Steuerung ver-
fügen. Derartige Maßnahmen – zudem au-
ßerhalb des Plangebietes - sind aber nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 
 

7.3 

 

Kritisch hinterfragt wird, welchen Stellenwert ein 
Verkehrsgutachten habe, das in Corona- und Ur-
laubszeiten entstanden sei. Verkehrszählungen 
seien in diesen Zeiten nicht realistisch. 
Es wird gemutmaßt, dass eine Verkehrszählung, 
deren Termin und Dauer höchstens wenige 
Tage umfasst, keine signifikanten Erkenntnisse 
geliefert haben könne. 
 

 

Die Verkehrserhebung zur Verkehrsuntersu-
chung wurde am 11.03.2020 durchgeführt. 
Der erster Corona-Lockdown in Deutschland 
wurde am 22.03.2020 beschlossen und be-
gann am 23.03.2020. Somit erfolgte die Er-
hebung des aktuellen Verkehrsaufkommens 
vor dem ersten Lockdown und außerhalb der 
Urlaubszeit in NRW.  
Die Verkehrserhebung wurde über einen 
Zeitraum von 24 Stunden durchgeführt. Zur 
Mindestdauer einer Verkehrszählung gibt es, 
ebenso wie zu den zulässigen Erhebungsta-
gen (z. B. kein Sonntag), Regelungen, die 
von einem Verkehrsgutachter einzuhalten 
sind. Das inzwischen vorliegende Verkehrs-
gutachten ist mit dem Verkehrsamt abge-
stimmt worden, daher ist von richtigen Ergeb-
nissen auszugehen. 

Die Verkehrszählung wurde gemäß den 

„Empfehlungen für Verkehrserhebungen 

(EVE 2012) durchgeführt und anhand der all-

gemein anerkannten Hochrechnungsverfah-

ren (Handbuch für die Bemessung von Stra-

ßenverkehrsanlagen (HBS) und Heft 1007 

Hochrechnungsverfahren für Kurzzeitzählun-

gen an Hauptverkehrsstraßen in Großstäd-

ten) auf die maßgebende Größe „durch-

schnittlicher täglicher Verkehr über alle Tage 

des Jahres“ DTV unter Berücksichtigung von 

Wochentag, Erhebungsmonat etc. gerech-

net. Diese Größe fließt zur Validierung des 

Verkehrsmodells ein. Insgesamt konnten laut 

Verkehrsgutachter bei der Eichung des Ver-

kehrsmodells über 100 Verkehrserhebungen 
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aus den letzten Jahren im gesamten Stadtge-

biet Bielefeld berücksichtigt werden. 

8. Verkehrskonzept 

8.1 

 

Es wird gefragt, wann ein notwendiges Konzept 
für die Reduzierung des Autoverkehrs vorliegen 
würde. Ohne fundiertes Verkehrskonzept und 
eine Planung zur Veränderung der Infrastruktur 
würde das Neubaugebiet eine Verkehrs- und um-
weltpolitische Katastrophe werden. 
 

Die inzwischen vorliegende Verkehrsunter-
suchung kommt zu dem Ergebnis, dass das 
Vorhaben aus verkehrlicher Sicht grundsätz-
lich umsetzbar ist. Verkehrszunahmen durch 
das Bauvorhaben auf den relevanten Stra-
ßen im Umfeld des Bauvorhabens sind als 
verkehrlich unkritisch und umfeldverträglich 
zu bewerten (s. auch Stellungnahme der Ver-
waltung zu Pkt. 1.1). Die Erstellung eines 
Verkehrskonzeptes ist daher nicht erforder-
lich.  
Ein Konzept zur Reduzierung des Autover-
kehrs müsste auch großräumiger, ggf. ge-
samtstädtisch betrachtet werden. Dies ist auf 
Ebene eines Bebauungsplans nicht mach-
bar.  
Um zu einer Reduzierung des Autoverkehrs 
beizutragen sind im Plangebiet Quartiersga-
ragen vorgesehen, in denen auch Plätze für 
Carsharing-Fahrzeuge vorgehalten werden 
sollen. 
 

9. Wegeverbindungen  

9.1 Es wird erklärt, dass der Ost-West-Grünzug nicht 
erst innerhalb des neuen Quartiers angelegt wer-
den sollte, sondern ausgehend von der Straße 
Blackenfeld in Höhe der Orchideenstraße begin-
nen und mit einer Fußgänger-Radfahrer-Über-
weg ausgestattet werden sollte. Die Zufahrt zum 
Plangebiet sollte dazu nach Norden bis zum En-
zianweg verschoben werden. 
Weiterhin sollten grüne Verbindungswege in 
Richtung des Nahkauf und der Schule geschaffen 
werden. 
So könnte das neue Baugebiet in das alte Dorf 
integriert werden. 
 

Eine Verschiebung der Plangebietszufahrt 
bis zum Enzianweg zur Anlage eines Grün-
zugs in Höhe der Orchideenstraße ist auf-
grund der Bestandsbebauung an der Straße 
Blackenfeld, die nicht kurzfristig entfallen 
wird, nicht möglich. Des Weiteren eignet sich 
eine Zufahrt gegenüber dem Enzianweg we-
gen der nördlich des Weges befindlichen 
Kurve der Straße Blackenfeld, die insbeson-
dere beim Herausfahren aus dem Plange-
biet schlecht einsehbar ist, nicht als Gebiets-
zufahrt.  
 

9.2 Es wird erklärt, dass der vorgesehene Fahrrad-
weg nach Westen zur Straße Blackenfeld über 
das Flurstück 229 abgelehnt werde. 
Die zur Verfügung stehende Parzelle eigne sich 
nicht einmal für die Begegnung zweier Radfahrer, 
daher sei zu befürchten, dass bei Begegnungs-
verkehr auf angrenzende private Grundstücke 
ausgewichen wird. Das wäre durch bauliche 
Maßnahmen zu verhindern, die bereits im Bebau-
ungsplan festzusetzen wären. 
 
 
 

Das Flurstück 229 weist eine Breite von 
knapp 2 m auf. Somit wäre es zumindest als 
Fußwegeverbindung zu den Bushaltestellen 
Heid- und Limbrede geeignet. Da es sich im 
Privateigentum befindet, wird die Wegever-
bindung im Bebauungsplan nicht weiterver-
folgt. 
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10. Lärm- und Schadstoffbelastung 

10.1 Es wird darauf hingewiesen, dass durch die 
künftig veränderte Verkehrssituation mit einer 
steigenden Feinstaub- und erheblichen Lärm-
mehrbelastung zu rechnen sei.  
An der Straße Blackenfeld würden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Verkehrslärm tags 
wie nachts schon jetzt überschritten (s. Seite 
B-20). Hinzu kämen die durch den Mehrverkehr 
verursachten erhöhten Luftschadstoffe. Daher 
sollten die Wohneinheiten signifikant reduziert 
werden; weniger Personen bedeuteten weniger 
Autos.  
Lapidar sei in Anlage B formuliert worden, dass 
sich die Lärmbelastung durch den Kfz-Verkehr 
des neuen Wohngebietes im Bereich der Straße 
Blackenfeld erhöhen wird. Hier sei aber die 
Schlussfolgerung zu ziehen, dass diese Straße 
aus Immissionsschutzgründen nicht zur Aufnah-
me des Erschließungsverkehrs geeignet ist. 
Bei einer zusätzlichen Lärmbelastung sei mit er-
heblichen Beeinträchtigungen für die Gesund-
heit und Lebensqualität der Anlieger zu rechnen, 
und Folgeerkrankungen seien zu befürchten. 
Somit könne nicht von „gesunden Wohnverhält-
nissen" gesprochen werden.  
Auch werde es lärmtechnisch nicht mehr mög-
lich sein, sich im Garten oder bei geöffnetem 
Fenster zu erholen. Die bisherigen Anwohner 
(mit Garten direkt zur Straße) müssten lärmtech-
nisch geschützt werden.  
Durch den Anstieg von Lärm und Feinstaub wä-
ren auch finanzielle Folgen zu erwarten, da der 
Einbau von Lärmschutzeinrichtungen und ein 
häufigerer Fassadenanstrich erforderlich sei. 
Zudem sei mit negativen Auswirkungen hinsicht-
lich der Grundstücksbewertung zu rechnen. Ge-
fragt wird, wer für diese Kosten aufkommen 
werde.  
 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersu-
chung wurden einerseits die Auswirkungen 
des Verkehrslärms der umliegenden Straßen 
auf das Plangebiet ermittelt. Andererseits 
wurden die Auswirkungen des im neuen 
Wohngebiet entstehenden Verkehrs auf die 
umgebende Bestandsbebauung betrachtet. 
Die letztgenannte Untersuchung erbrachte 
folgende Ergebnisse:  
- In weiten Teilen um das Plangebiet sind 

durch den Verkehr des neuen Wohngebie-
tes Erhöhungen des Beurteilungspegels 
von max. 1 dB zu erwarten.  

- Bei einigen der dem Plangebiet zugewand-
ten Fassaden der Bestandsgebäude an 
den Straßen Heidbrede und Blackenfeld ist 
mit größeren Erhöhungen zu rechnen, al-
lerdings werden hier nach wie vor die Im-
missionsgrenzwerte der 16. BImSchV für 
ein Allgemeines Wohngebiet unterschrit-
ten.  

Untersucht wurde die Ausbreitung des Stra-
ßenlärms ohne Berücksichtigung der Ge-
bäude innerhalb und mit Berücksichtigung 
der Gebäude außerhalb des Plangebietes. 
Gebäude und Gärten im Bereich der Straße 
Blackenfeld sind somit nur durch eine geringe 
Erhöhung des Lärms betroffen (max. 1 dB), 
die hinzunehmen ist.  
In den Bereichen an den Straßen Heidbrede 
und Blackenfeld mit größeren Erhöhungen 
des Beurteilungspegels wird durch die am 
Rand des Plangebietes entstehenden Ge-
bäude eine Abschirmung der Bestandsbe-
bauung außerhalb erfolgen und dort zu gerin-
geren Lärmimmissionen führen. 
Hinweise auf eine erhebliche Erhöhung der 
Feinstaubbelastung der Bestandsbebauung 
aufgrund der Verkehrszunahme liegen nicht 
vor, auch nicht von Seiten des zuständigen 
Fachamtes. 

 

11. Biotope 

11.1 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass in der Nach-
barschaft des geplanten Baugebietes mehrere 
gesetzlich geschützte Biotope liegen: 

− GB-3917-251 (Nass- und Feuchtgrünlandbra-
che) ca. 35 m östlich, 

− GB-3917-250 (Nass- und Feuchtgrünlandbra-
che) ca. 280 m südöstlich, 

− GB-3917-209 ca. 275 m nördlich, 

− GB-3917-601, ca. 450 m nordöstlich. 
Es wird geäußert, dass das Nebensiek nördlich 
des Flachskamps als Lebensraum unmittelbar 

Das Biotop GB-3917-251 (jetzt umbenannt in 
BT-3917-251-9) liegt ca. 30 m östlich vom 
Plangebiet und damit ca. 160 m entfernt vom 
geplanten Wohngebiet.  
Zwischen dem Wohngebiet und dem Biotop 
sind im Plangebiet öffentliche Grün- sowie 
Maßnahmenflächen vorgesehen, die den Be-
stand des Erlenwäldchens und der Siekberei-
che sichern sollen, und die die Entwicklung 
artenreicher Mähwiesen sowie den Gehölz-
bestand ergänzender Baumpflanzungen zum 
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zu den geschützten Biotopen gehöre und im Zu-
sammenhang neu betrachtet und bewertet wer-
den müsste. 
Zwischen dem Biotop GB-3917-251 und dem 
geplanten Baugebiet sei nur ein Abstand von 
35 m vorgesehen. Da ein Biotop in Wechselwir-
kung mit seiner Umgebung steht, wären dort un-
versiegelte, naturbelassene Verbundflächen 
notwendig, um es intakt zu halten. Ein Abstand 
von 35 m zwischen neuer Bebauung und Biotop 
sei unzureichend. 
 

Ziel haben. Damit wird der Wechselwirkung 
zwischen dem Biotop und seiner Umgebung 
Rechnung getragen und das Biotop intakt ge-
halten. 
Eine Beeinträchtigung der anderen gesetz-
lich geschützten Biotope durch die Aufstel-
lung des Bebauungsplans wird aufgrund der 
Entfernung sowie der bereits anthropogen 
überprägten Bereiche zwischen dem Plange-
biet und den geschützten Biotopen ausge-
schlossen. 

11.2 

 

Es wird kritisiert, dass für die in das Plangebiet 
hineinreichende Biotopkatasterfläche (BK3917-
670 „Mittleres und unteres Jölletal und Seiten-
sieks“) und Biotopverbundfläche (VBDT-3916-
02 „Johannisbachsystem mit Nebensieks im 
Ravensberger Hügelland“) keine umfassenden 
Schutzmaßnahmen geplant seien. Ein von ei-
nem Weg durchzogener schmaler Grünstreifen, 
der der Erholung aller Bewohner dienen soll, 
könne nicht als adäquater Schutz angesehen 
werden. 
Es wird bemängelt, dass in den vorliegenden 
Planunterlagen die Auswirkungen der Planung 
auf das schützenswerte Feuchtgebiet im Plange-
biet sowie die Bestandsbebauung am Rand nicht 
ausreichend beleuchtet worden seien.  

 

In den Allgemeinen Zielen und Zwecken der 
Planung ist im Kapitel 5.6 „Freizeit, Erholung, 
Sport“ erläutert, dass für die Biotopkataster- / 
Biotopverbundfläche an der Ostspitze des 
Plangebietes die Sicherung und Entwicklung 
des flächenhaften Biotops als Lebensraum 
für entsprechende Tier- und Pflanzenarten 
vorgesehen ist. Maßnahmen zur Umsetzung 
werden bis zum Bebauungsplan-Entwurf mit 
dem Umweltamt abgestimmt.  
Inzwischen ist der „Grünstreifen“ zwischen 
der Biotopkataster- / Biotopverbundfläche 
und dem Wohngebiet verbreitert worden. Er 
ist auch nicht mehr als vorrangige Fläche für 
Freizeit und Erholung vorgesehen, sondern 
der Nord-Süd-Grünzug. 
Im Vorentwurf waren dem damaligen Er-
kenntnisstand entsprechend erste Aussagen 
zu den Auswirkungen der Planung in der An-
lage C „Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung“ zusammengestellt. 
Im Rahmen des Umweltberichts erfolgt eine 
detaillierte Untersuchung der Auswirkungen 
durch die Entwicklung des neuen Wohnge-
bietes auf das Feuchtgebiet und die Be-
standsbebauung am Rand des Plangebietes.  
Für die Auswirkungen auf die Bestandsbe-
bauung wurde auch ein Lärmgutachten erar-
beitet. Die Ergebnisse werden bis zum Ent-
wurfsbeschluss vorliegen, in die Bebauungs-
begründung eingearbeitet und im Bebau-
ungsplan entsprechende Maßnahmen fest-
gesetzt.  
 

11.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird angemerkt, dass als Planungsziel die 
Berücksichtigung der prägenden Landschafts-
elemente bei der Bebauung angeben sei. Ge-
nannt werden Gehölzbestände. Allerdings wird 
in der Begründung darauf hingewiesen, dass im 
Bereich der landwirtschaftlichen Nutzfläche fast 
keine Gehölze vorhanden sind.  
Das geschützte Gehölz im östlichen Bereich so-
wie der Landschaftsraum mittleres und unteres 
Jölletal seien ebenfalls planerisch nicht umfas-
send berücksichtigt worden. Im Gegenteil, denn 
der Landschaftsplan solle hier sogar außer Kraft 

In den Allgemeinen Zielen und Zwecken der 
Planung ist im Kapitel 5.6 „Freizeit, Erholung, 
Sport“ dargelegt worden, dass  
- für die mit Erlen bestandene Fläche an der 

Ostspitze des Plangebietes die Sicherung 
und Entwicklung des flächenhaften Bio-
tops als Lebensraum für die entsprechen-
den Tier- und Pflanzenarten vorgesehen 
ist, 

- die Grünflächen am nordöstlichen und süd-
östlichen Rand des Plangebietes der 
Randeingrünung des Wohngebietes die-
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gesetzt werden und der Regionalplan werde 
nicht genau beachtet. 
 

nen und einen Übergang zum Land-
schaftsraum schaffen sollen; diese Grün-
flächen, insbesondere jene am Süd-
ostrand, beinhalten auch prägende Ge-
hölzbestände, 

- die prägende Gehölzkulisse entlang der 
Hangkante im Südwesten des neuen 
Wohngebietes als private Grünfläche fest-
gesetzt und dadurch in ihrem Bestand ge-
sichert werden soll. 

 
Zum Landschaftsplan: Der Großteil des Plan-
gebietes liegt innerhalb des rechtsverbindli-
chen Landschaftsplans Bielefeld-West. Dort 
ist als Entwicklungsziel für den Landschafts-
raum die "Erhaltung einer mit naturnahen Le-
bensräumen oder sonstigen Landschaftsele-
menten reich oder vielfältig ausgestatteten 
Landschaft" vorgesehen (Entwicklungsziel 
1.1). Für eine Fläche an der östlichen Spitze 
des Plangebietes ist in der Festsetzungskarte 
des Landschaftsplans unter Nr. 3.2-15 als 
Zweckbestimmung die Pflege der Fläche 
festgesetzt. 
Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes 
Nr. II/V6 wird die Grenze des Landschaftspla-
nes entsprechend § 7 (2) LNatSchG NRW im 
Bebauungsplangebietes zurückgenommen 
und das Entwicklungsziel 1.1 aufgehoben. 
Im Vorentwurf war zwar eine vollständige 
Herausnahme des Plangebietes aus dem 
Landschaftsplan beabsichtigt, von Beginn an 
waren aber immer Grünflächen im Nordosten 
und Südosten des Plangebietes vorgesehen. 
In Abstimmung mit dem Umweltamt verbleibt 
nun der östliche Teil mit den Siekbereichen 
und dem Erlenwäldchen im Landschaftsplan.  
Im Bebauungsplan-Entwurf werden verschie-
dene Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft festgesetzt. 
 
Zum Regionalplan: Die Flächen im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. II/V6 
sind - mit Ausnahme eines schmalen Strei-
fens am nördlichen und östlichen Rand - im 
Regionalplan der Bezirksregierung Detmold, 
in dem für die Stadt Bielefeld maßgeblichen 
“Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld’’, als All-
gemeiner Siedlungsbereich (ASB) darge-
stellt. 
Inzwischen sind im Entwurf 2020 des Regio-
nalplans OWL der Bezirksregierung Detmold 
die Flächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. II/V6 aber insgesamt als All-
gemeiner Siedlungsbereich (ASB) darge-
stellt. 
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12. Artenschutz 

12.1 

 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass das 
Plangebiet ein Lebensraum für viele freilebende 
Tiere sei, u. a. auch bedrohte Arten, wie Fleder-
mäuse, Rebhühner, Schwalben, Mauersegler 
und Sperlinge. Des Weiteren lebten dort Rehe, 
Feldhasen, verschiedene Vögel, Amphibien und 
Insekten, insbes. im Flachskamp und dem nörd-
lich angrenzende Nebensiek der Jölle.  
Das Nebensiek gehöre als Lebensraum unmit-
telbar zu den geschützten Biotopen im Umfeld 
des Plangebietes und müsse im Zusammen-
hang neu betrachtet und bewertet werden, und 
hätte schon längst in den geschützten Bereich 
einbezogen werden sollen. 
Vorteilhaft für die dort lebenden Tiere sei, dass 
es dort zzt. keinen Wanderweg und keinen Nah-
erholungsraum (d. h. Spaziergänger mit Hun-
den) gebe. 
Im Sinne des Naturschutzes wäre es sinnvoll, 
das Nebensiek aus dem Bebauungsplan heraus-
zunehmen und als Biotop zu schützen, um be-
drohten Tieren ihren bisherigen Lebensraum zu 
erhalten. Gerade angesichts des Klimawandels 
sei es für freilebende Tiere überlebenswichtig, 
einen geschützten Ort aufsuchen zu können, der 
nachts abkühlt und auch bei geringer Nieder-
schlagsmenge noch die überlebensnotwendige 
Feuchtigkeit bietet. 
 

Die Grünfläche am nordöstlichen Rand des 
Plangebietes dient der Schaffung eines Über-
gangs vom Wohngebiet zum Landschafts-
raum, sie sichert den Siekbereich sowie ei-
nen ausreichenden Abstand zum Gewässer 
12.03.01 sowie zum Erlenbestand am Ost-
rand des Plangebietes.  
Im Bebauungsplan wird die Siekfläche durch 
die Festsetzung von Maßnahmen in ihrer ty-
pischen Ausprägung erhalten und geschützt. 
Bei einer Herausnahme des nördlich Neben-
sieks aus dem Bebauungsplangebiet wäre 
dies nicht gewährleistet.  
Anders als im Vorentwurf des Bebauungspla-
nes sind in der geplanten Grünfläche nun 
keine kleineren Spielflächen mehr vorgese-
hen. Fuß- und Radwege sind - mit Ausnahme 
der Wegeverbindung zum östlichen Ende der 
Straße Heidbrede - nahe am Siedlungsrand 
geplant.  
 

 

12.2 

 

Es wird erklärt, dass der feuchte bis grundnasse 
Boden am nördlichen, östlichen und südlichen 
Rand des Plangebietes Amphibien einen Le-
bensraum biete; dort seien häufig Kröten und 
Lurche zu beobachten. An der Straße Blacken-
feld werde auch mit einer Dauerbeschilderung 
auf die Krötenwanderung hingewiesen.  
Es wird kritisiert, dass die besondere Situation 
des Amphibien-Lebensraums auf dem geplanten 
Bauland in den Allgemeinen Zielen und Zwecken 
der Planung nicht berücksichtigt sei.  
Es wird gemutmaßt, dass die Amphibien mit der 
Realisierung des Baugebietes ihren Lebens-
raum verlieren würden. Um ihren Bestand zu 
schützen, sollten Fachleute einen ausreichen-
den Abstand zur Bebauung und Erhaltungsmaß-
nahmen für Amphibien definieren. 
 

Zum Vorentwurf eines Bebauungsplanes 
liegt i. d. R. noch kein Artenschutzbericht vor, 
er wird erst zum Entwurf erstellt, wenn sich 
die Ziele konkretisiert haben und das Umwel-
tamt darauf basierend im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 
Aussagen zu Untersuchungsart und -umfang 
gemacht hat. 
Die Beschilderung mit dem Hinweis auf die 
Krötenwanderung steht nahe am östlichen 
Rand des Siedlungsbereiches von Vilsendorf 
an der Straße Blackenfeld Nr. 82 und weist in 
östlicher Richtung zur Jölle. Das Bebauungs-
plangebiet stellt laut dem vorliegenden Arten-
schutzbericht aufgrund des Fehlens geeigne-
ter Laichhabitate keinen geeigneten Lebens-
raum für Amphibien dar.  
 

12.3 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für das Plangebiet sei basierend auf Daten des 
Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz NRW eine Liste von planungsrele-
vanten Tierarten erstellt worden. Von 38 darin 
aufgeführten Tierarten sei bei 14 der Erhaltungs-
zustand als „ungünstig / unzureichend" und bei 
3 Arten als „ungünstig / schlecht" bewertet wor-
den. Das geplante Baugebiet werde somit von 

Am Ostrand des neuen Wohngebietes wa-
ren zum Bebauungsplan-Vorentwurf und 
sind auch im Entwurf Grünflächen geplant, 
die einerseits offene Flächen beinhalten.  
Des Weiteren stehen mit den Flächen östlich 
außerhalb des Plangebietes ausgedehnte of-
fene Flächen zu Verfügung. Mit den Grünflä-
chen am Ostrand und der geplanten Entwäs-
serung des Niederschlagswassers werden 
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Tierarten als Nahrungs-, Versorgungs-, Fort-
pflanzungs- und / oder Ruheraum genutzt, von 
denen knapp 50 % bereits um ihren Fortbestand 
kämpften. Ein Beispiel aus der o. g. Liste seien 
Mehlschwalben; entsprechende Nester seien an 
mehreren Wohnhäusern der Straße Blackenfeld 
vorhanden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet 
vorhandene Tierarten freie offene Flächen als 
Lebensraum oder Jagdgebiet brauchen, z. B. 
Feldhasen, Mäusebussarde, Rüttelfalken. Diese 
Tiere würden verdrängt, wenn nur Hausgärten 
und Grünflächen um Wohnblocks herum zur 
Verfügung ständen. 
Ausgleichsflächen in der (weiteren) Umgebung 
würden die Reduzierung der Artenpopulation vor 
Ort nicht ausgleichen. 
Um das Erlenwäldchen und den Lebensraum 
der Tiere auf der Fläche zwischen Blackenfeld 
und Heidbrede zu erhalten, sollte zumindest 
nördlich des geplanten West-Ost-Grünzugs 
keine Bebauung realisiert werden. 
Damit würde den Tieren ein Areal erhalten blei-
ben, das sie zur Beschaffung von Nahrung und 
als Fortpflanzungs- und Ruheraum brauchen.  
Damit würde auch dem Entwicklungsziel 1.1 des 
Landschaftsplans West entsprochen, der als 
Maßnahme auch für kleinräumige Planung vor-
sieht: „Erhaltung [ ... ] des Grünlandes in den Tal- 
und Hanglagen sowie den Niederungsbereichen 
aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes so-
wie des Wasserhaushaltes". 
In Anbetracht des herrschenden Klimanotstan-
des sei es traurig, dass die Planung dem 
menschlichen Wohnraum eine höhere Priorität 
als dem der Tiere zukommen lasse. 
 

aber auch das Erlenwäldchen und die rand-
ständigen Gehölze erhalten. Eine Reduzie-
rung der Fläche des geplanten Wohngebie-
tes wird daher nicht als erforderlich angese-
hen. 
Artenschutzrechtliche Konflikte sind mit Um-
setzung der Planung bei Einhaltung der Ver-
meidungsmaßnahmen nicht zu erwarten. 
Des Weiteren sollen mit dem Bebauungsplan 
Nr. II/V6 die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Entwicklung eines neuen 
Wohngebietes geschaffen und damit der er-
heblichen Nachfrage nach Wohnraum in 
Bielefeld Rechnung getragen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12.4 
 

Es wird kritisiert, dass die im neuen Wohngebiet 
geplanten begrünten Dachflächen ein kläglicher 
Versuch seien, der hier lebenden Artenvielfalt 
entgegenzukommen.  
 

Im neuen Wohngebiet ist nicht nur eine Dach-
begrünung geplant, sondern auch die Be-
pflanzung der Grundstücke sowie größerer 
Stellplatzanlagen mit Bäumen, eine Begrü-
nung von Tiefgaragen, eine Freihaltung der 
von den Straßen zurückliegenden Grund-
stücksflächen von Stellplätzen, die Schaffung 
eines grünen Netzes aus öffentlichen und pri-
vaten Grünflächen innerhalb des neuen 
Wohngebietes sowie die Erhaltung / Schaf-
fung von Grünflächen an seinem gesamten 
östlichen Rand als Übergang zur Landschaft. 
 

13. Boden 

13.1 

 

 

 

 

 

Landwirtschaftliche Böden 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet 
auf hochwertigen landwirtschaftlichen Böden ge-
plant werde. Die im Plangebiet vorherrschende 
Parabraunerde sei mit einer Bodenwertzahl bis 

 
Die bislang landwirtschaftlich und gärtnerisch 
intensiv genutzten Flächen werden zu Guns-
ten des neuen Wohngebietes entfallen. Dies 
wird jedoch vor den Hintergrund des dringen-
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75 sehr fruchtbar (beste Böden hätten einen 
Wert ab 80).  
Es sei mit dem Ziel der Nachhaltigkeit nicht zu 
vereinbaren, dass hochwertige Böden verbaut 
werden. 
Es wird vor dem Hintergrund, dass im Umland 
Bielefelds zunehmend Landwirtschaftsflächen 
fehlten und Landwirtschafsprodukte über weite 
Distanzen nach Bielefeld transportiert werden 
müssten, gefragt, warum ein so großes zusam-
menhängendes landwirtschaftliches Gebiet für 
den Siedlungsbau geopfert werde.  
Auch in Anlage C (Umweltprüfung) sei nicht ge-
schlussfolgert worden, dass dieses Areal nicht 
weiter für die Landwirtschaft nutzbar ist. 
Die Erhaltung wertvollen Ackerlandes (Gemüse-
anbau), gerade auch im Umfeld einer Großstadt, 
stelle ein wichtiges Ziel dar.  
In Vilsendorf gebe es eine lange Tradition des 
Gemüse- und Obstanbaus. Es würde dem Ge-
danken der lokalen und regionalen Lebensmittel-
versorgung widersprechen, wenn diese Fläche 
dem landwirtschaftlichen Zugang entzogen wür-
den.  
Bei den Verbrauchern finde ein Bewusstseins-
wandel im Kaufverhalten statt: Ortsnah ange-
baute und verarbeitete Produkte würden zuneh-
mend nachgefragt.  
Regionale Produktion und Versorgung, Erhalt 
fruchtbarer Böden und klimafreundliche Nutzung 
müssten wichtige Ziele für ein gesundes Umfeld 
in der Stadt Bielefeld darstellen. 
 

den Wohnraumbedarfs als vertretbar ange-
sehen. Des Weiteren wird durch das geplante 
Wohngebiet eine Zäsur am Rande des Sied-
lungsgebietes geschlossen. 
Die überplante Fläche wird überwiegend von 
einem landwirtschaftlich-gartenbaulichen Be-
trieb mit Sonderkulturen bewirtschaftet. Da 
an diesem Standort eine weitere betriebliche 
Entwicklung nur sehr eingeschränkt möglich 
ist, hat sich der Eigentümer entschlossen, die 
Bewirtschaftung dieser Flächen aufzugeben. 
Die Flächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. II/V6 sind im derzeitigen Re-
gionalplan und im Entwurf 2020 des Regio-
nalplans OWL als Allgemeiner Siedlungsbe-
reich (ASB) ausgewiesen. Durch diese Dar-
stellung ist auf Regionalplanebene bereits 
eine Vorabwägung zwischen den Siedlungs- 
und Freiraumbelangen erfolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

13.2 

 

Gleyboden 
Es wird darauf hingewiesen, dass das gesetzlich 
geschützte Biotop GB-3917-251 laut der „Ana-
lyse der landschaftsökologischen und land-
schaftsrechtlichen Situation" Gleyboden auf-
weist. Er erstrecke sich auch am Nordost- und 
Südostrand des Plangebietes. 
Merkmal des Gleybodens sei dauerhafte Feuch-
tigkeit / Grundnässe. Er sei wichtig für die Grund-
wasserbildung und die Versorgung des gesetz-
lich geschützten Feuchtbiotops im Osten des 
Plangebietes. Der Erlenbestand auf der Fläche 
des Biotops sei auf diesen Bodentyp angewie-
sen.  
Es wird erklärt, dass eine Prüfung der Ausdeh-
nung des Gleybodens im Plangebiet notwendig 
sei. Der feuchte Boden in den Gärten nördlich 
vom Plangebiet weise darauf hin, dass er sich 
von Osten kommend wahrscheinlich durch den 
gesamten Flachskamp erstreckt bzw. auch aus 
Wasseradern im westlichen Teil des Plangebie-
tes gespeist wird.  
Der Flachskamp und das östlich angrenzende 
Flurstück sollten daher nicht bebaut werden, 
denn die Verdichtung und Versiegelung des 
Gleybodens dort könnte Auswirkungen auf die 

 
Laut der Bodenkarte NRW (BK50) steht im 
Plangebiet überwiegend Parabraunerde an, 
Gleyboden erstreckt sich in einem schmalen 
Streifen am nordöstlichen, östlichen und süd-
östlichen Rand des Plangebietes. Hier sind 
im Bebauungsplan Grünflächen geplant. Die 
Flächen mit Gleyboden liegen damit nicht im 
Bereich des geplanten Wohngebietes; eine 
Verdichtung und Versiegelung usw. des 
Gleybodens wird somit nicht erfolgen.  
Eine Reduzierung des Wohngebietes im Be-
reich des Flachskamps und des östlich an-
grenzenden Flurstücks wird daher nicht ver-
folgt. 
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Grundwasserbildung und eine Unterversorgung 
des gesetzlich geschützten Feuchtbiotops be-
deuten. Ggf. sollte auch die geplante Wohnbe-
bauung am südlichen Rand des Plangebietes 
der Lage des Gleybodens entsprechend redu-
ziert werden. 
 

13.3 Kampfmittel 
Es wird die Vermutung geäußert, dass - da be-
reits bei kleinen Anbaumaßnahmen bei Häusern 
entlang des Blackenfeldes eine Prüfung bezüg-
lich möglicher Kampfmittel erfolgen musste – das 
gesamte Bebauungsplangebiet einer entspre-
chenden Prüfung und Freigabe zu unterziehen 
ist.  
 

 
Der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfa-
len-Lippe hat eine Luftbildauswertung für die 
Flächen im Plangebiet durchgeführt und mit-
geteilt, dass keine Maßnahmen erforderlich 
sind, da keine in den Luftbildern erkennbare 
Belastung vorliegt. 
 

14. Fließgewässer 
 

14.1 Es wird geäußert, dass im Vorentwurf eine Ver-
lagerung des am Südostrand des Plangebietes 
dargestellten Fließgewässers nach Süden in 
Aussicht gestellt worden sei. Dort wäre aber ein 
ausreichender Abstand (ca. 25 m) zur Bestands-
bebauung an der Heidbrede einzuhalten, um das 
Ufer und das Gewässer vor Störeinflüssen (z. B. 
Vermüllung, Hunde) zu schützen.  
Es wird gefragt, ob die Verlegung des Gewäs-
sers aufgrund einer veränderten Bodenfeuchte 
Folgen für den Gehölzbestand an der Heidbrede 
haben würde. 
 

Eine Verlegung des im Vorentwurf dargestell-
ten südlichen Fließgewässers 12.03 am Süd-
ostrand des Plangebietes wird nicht weiter-
verfolgt. Das Nebengewässer ist westlich 
vom Waldbereich nicht mehr vorhanden. Das 
Niederschlagswasser der gartenbaulich und 
als Acker und Grünland genutzten Flächen 
im Plangebiet läuft diffus über eine Wiese in 
den Waldbereich. Mit der Bebauung und Ka-
nalisierung des Plangebietes wird das Areal 
des früheren Nebengewässers trockener. 
Auswirkungen auf den Gehölzbestand an 
der Heidbrede sind aufgrund einer veränder-
ten Bodenfeuchte nicht zu erwarten, da der 
Gehölzbestand sich im Bereich der Gelän-
deböschung befindet, die nach Süden zu 
den Grundstücken an der Heidbrede hin an-
steigt. 
 

14.2 Es wird kritisiert, dass mit der unversiegelten, 
landwirtschaftlichen Grünfläche der Umwelt auch 
als Wasserschutzgebiet, wie diese Fläche einmal 
ausgewiesen war, ein wesentlicher Landschafts-
schutz verloren gehe. 
 

Das Plangebiet liegt weder in einem festge-
setzten noch in einem derzeit geplanten 
Wasserschutzgebiet.  
Die geplanten Grünflächen im Nord- und 
Südosten des Plangebietes sichern aber die 
Siekbereiche in den dortigen Geländesenken 
sowie einen ausreichenden Abstand zu dem 
Gewässer 12.03.01. 
 

15. Grundwasser 
 

15.1 Schäden durch Grundwasserabsenkung 
Es wird die Befürchtung geäußert, dass mit der 
Bebauung durch notwendige erhebliche Grund-
wasserabsenkungen an den Bestandsbauten 
Risse entstehen könnten. Daher sollte der Ab-
stand zwischen geplanter und vorhandener Be-
bauung vergrößert werden, um die Auswirkun-
gen durch die Verdichtung und Versiegelung des 

 
Bei der Errichtung von Gebäuden mit Kellern 
können in Teilbereichen des Plangebietes 
Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich 
werden. Da diese aber auf einen kurzen Zeit-
raum beschränkt sind, und zudem der Ab-
stand zwischen der bestehenden und der ge-
planten Bebauung groß ist, sind Schäden an 
der Bestandsbebauung nicht zu erwarten.  
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Bodens in diesem Bereich und damit einherge-
hende Schäden am Bestand zu minimieren.  
Auch sei eine Kostenübernahme von Spätschä-
den im Vorhinein zu klären. 
Eine Grundwasserabsenkung hätte auch Auswir-
kungen auf die Gartenwasserbrunnen am 
Blackenfeld, die Gartennutzung sowie die Natur. 
 

Auch mit einem Trockenfallen von Garten-
wasserbrunnen ist nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht zu rechnen. 
 
 

16. Klima 

16.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete 
Es wird gefragt, warum die Frisch- und Kaltluft-
entstehungsgebiete im Plangebiet verbaut wer-
den sollen. Die „Analyse der landschaftsökologi-
schen und landschaftsrechtlichen Situation“ (An-
lage D) verdeutliche doch, dass sich im Plange-
biet „nachts ein großflächiges Kaltluftquellgebiet 
mit Kaltluftabflüssen ... " befindet.  
Im Rahmen der Klimaänderungen komme die-
sem Mikroklima eine besondere Bedeutung zu, 
denn es reduziert die Hitzebelastung.  
Es wird hervorgehoben, dass die Stadt Bielefeld 
2019 den Klimanotstand ausgerufen habe. Die 
Planung einer so großen Siedlung vermittele den 
Bürgern aber, dass dem nicht Rechnung getra-
gen werde. Wissenschaftlich sei bewiesen, dass 
Grünflächen das städtische Mikroklima kühlen, 
Beton und Asphalt die Umgebung aber um bis 
zu 3° Celsius aufheizen.  
Im Klimaanpassungskonzept der Stadt sei der 
östliche Plangebietsteil und der zur Bebauung 
geplante Flachskamp in der „Planungshinweis-
karte Stadtklimaanalyse 2018" als Fläche mit 
„klimaökologischen Schutzbedarf 2. Priorität" 
dargestellt, da die Bereiche „sehr hohe·Bedeu-
tung als nächtliche Luftaustauschbereiche" ha-
ben.  
Daher sollte das Bauvorhaben um das Gebiet 
des Flachskamps, des östlich angrenzenden 
Flurstücks und das Gebiet östlich des geplanten 
Nord-Süd-Grünzugs verkleinert werden. Durch 
diese Reduzierung bliebe die kühlende Funktion 
des Gebietes für die Umgebung bei Nacht sowie 
die Funktion der Freiluftschneise für angren-
zende Gebiete stärker erhalten.  
Dies käme den Anwohnern als auch dem Erlen-
wäldchen am Rand des Plangebietes zugute, 
das zu einer „Biotopverbundfläche herausragen-
der Bedeutung“ / Stufe 1 gehört. Im Bebauungs-
fall sei von negativen klimatischen Folgen für die 
Anwohner sowie Flora und Fauna auszugehen. 
Es wird erklärt, dass es sich bei einem so großen 
Vorhaben nicht darum handelt, Lücken zwischen 
vorhandenen Siedlungen zu schließen, vielmehr 
würde hier in die freie Landschaft gebaut. Das 
sollte nicht weiterverfolgt werden. 
Infolge einer zunehmend verbauten Landschaft 
würde man mittlerweile täglich die Potenzierung 

 
Das Plangebiet liegt nach der Planungshin-
weiskarte in der Stadtklimaanalyse 2018 in 
einem Ausgleichsraum mit dem klimaökologi-
schen Schutzbedarf 2. Priorität, dem - da das 
Areal ein Kaltluftquellgebiet mit Anschluss an 
Kaltluftleitbahnen ist - zukünftig aufgrund des 
bis 2050 zu erwartenden Klimawandels eine 
sehr hohe Bedeutung als nächtlicher Luftaus-
tauschbereich und / oder Erholungsfläche am 
Tage zukommen wird. Bei dem Plangebiet 
handelt es sich aber auch um einen Bereich, 
in dem laut der Planungshinweiskarte eine 
bauliche Entwicklung mit optimierenden 
Maßnahmen stadtklimaverträglich möglich 
ist. 
Als optimierende Maßnahmen werden in der 
Planungshinweiskarte u. a. folgende empfoh-
len: Beschattung durch Bäume, Dach- und 
Fassadenbegrünung, Erhöhung des Rück-
strahlvermögens, Optimierung der Gebäude-
ausrichtung / Bebauungsdichte, hitzeange-
passte Gebäudeplanung.  
Zur Erhaltung der Klima- und Erholungsfunk-
tion auf Flächen mit Schutzwürdigkeit im Aus-
gleichsraum werden u. a. folgende Maßnah-
men empfohlen: Beschattung durch Bäume, 
Schutz und Vernetzung von für den Kaltluft-
haushalt relevanter Flächen, Optimierung der 
Klimafunktionen städtischer Grünflächen. 
Im Bebauungsplan wird den empfohlenen 
Maßnahmen durch folgende Festsetzungen 
Rechnung getragen: 
- Anpflanzung von Bäumen auf den 

Grundstücken, auf Stellplatzanlagen, in 
den öffentlichen Grünflächen, 

- extensive Dachbegrünung, Begrünung 
von Tiefgaragenflächen, die nicht unter 
Gebäuden liegen, 

- Fassadengestaltung in hellen Farbtönen, 
- offene Bauweise mit einer kleinteiligen 

Bebauung (Einzel-, Doppelhäuser und in 
der Länge beschränkten Riehen- und 
Mehrfamilienhäusern),  

- Abnahme der Bebauungsdichte in Rich-
tung Osten sowie Orientierung der Ge-
bäude im Süden des Plangebietes in 
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von Hitze, eine Verschlechterung des Luftaus-
tausches und den Artenschwund erleben.  
 

West-Ost-Richtung, wodurch die nächtli-
che Luftströmung in das Jölletal unter-
stützt wird. 

Des Weiteren wirken sich die beiden sied-
lungsinternen Grünzüge auf die angrenzen-
den Wohngrundstücke kühlend aus und der 
Luftaustausch wird in der Plangebietsmitte 
wird unterstützt.  
 

16.2 

 

Es wird erläutert, dass das Nebensiek eine be-
sondere Bedeutung im Hinblick auf den Klima-
wandel habe. Bei Starkregen sammelten sich 
große Wassermengen im Siek und versickern 
dort. Angesichts des Klimawandels wäre es sinn-
voll, dass hier eine natürliche Regenwasser-
Rückhaltemöglichkeit erhalten bleibt. 

 

Die Bodenverhältnisse im Plangebiet sind 
nicht geeignet, das Niederschlagswasser 
vollständig zu versickern. Das anfallende 
Niederschlagswasser soll daher - gedrosselt 
über ein Regenrückhaltebecken - ortsnah in 
das Nebengewässer 12.03 zur Jölle eingelei-
tet werden. Somit bliebt hier die natürliche 
Regenwasser-Rückhaltemöglichkeit erhal-
ten. 
 

16.3 

 

Es wird angemerkt, dass vor einer Bebauung von 
16 ha freier Landschaft Klarheit darüber beste-
hen sollte, wie sich die bereits erschlossenen und 
umzunutzenden Kasernenareale (Catterick- und 
Rochdale-Kaserne mit 34 ha bzw. 9 ha) in Biele-
feld entwickeln. 

In der Stadt Bielefeld bestehen nur wenige 
Areale mit einem größeren Entwicklungspo-
tenzial für Wohnungsbau. Die Kasernenare-
ale sind nur mittel- bis langfristig umzunutzen 
und stehen daher zur Deckung der aktuellen 
Wohnbaulandnachfrage nicht zur Verfügung. 
 

17. Ausbau der Infrastruktur 

17.1 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei 900 Men-
schen mehr am Ort die Infrastruktur ausgebaut 
werden müsste. Gebraucht würden Einkaufs-
möglichkeiten, Ärzte- und Gesundheitseinrich-
tungen. 

 

Durch die Festsetzung eines Allgemeinen 
Wohngebietes werden im Plangebiet neben 
Wohnen u. a. auch die der Versorgung des 
Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften und freie Berufe (z. B. 
Ärzte), Anlagen für gesundheitliche Zwecke 
usw. ermöglicht. 
Großflächiger Einzelhandel wird in dieser 
Lage nicht gesehen und würde weiteren Ver-
kehr im Umfeld hervorrufen. 
Konkret geplant ist die Errichtung einer Kin-
dertagesstätte.  
 

17.2 

 

Im Plangebiet sei zwar eine Kindertagesstätte 
mit 92 Plätzen geplant, ggf. werde diese aber 
nicht ausreichen, da Vilsendorf sich zu einem 
Familienmagneten entwickelt habe. 

 

Für die zusätzlichen ca. 300 Wohneinheiten 
ist im Plangebiet eine fünf-zügige Kita für mit 
ca. 92 Kita-Plätzen vorgesehen. Das Amt für 
Jugend und Familie hat im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung keinen darüber hinaus-
gehenden Mehrbedarf angemeldet. Daher 
ist davon auszugehen, dass die Anzahl an 
Kita-Plätzen zur Deckung des Bedarfs aus-
reicht. 
 

17.3 
 
 
 
 
 
 

Gebraucht würde auch eine Erweiterung der 
Schul- und Schulsportmöglichkeiten usw.  
Bisher fehlten noch konkrete Handlungsoptio-
nen bezüglich Kitas und der Grundschule.  
Es wird gefragt,  

Laut Schulamt sind für die ca. 300 Wohnein-
heiten insgesamt 12 Kinder pro Jahrgang zu 
berücksichtigen. Aufgrund der zzt. gemelde-
ten Kinder sowie der Anzahl zusätzlich zu er-
richtender Wohneinheiten im Schuleinzugs-
bereich kann die vom Schulamt ermittelte 
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- welche dann eventuell notwendigen Erweite-
rungspläne für die Grundschule vorgesehen 
seien, 

- was mit weiterführenden Schulen sei, denn 
der Norden sei diesbezüglich schon jetzt 
schlecht aufgestellt, 

- was mit dem Sportangebot sei, denn freie Hal-
lenzeiten gebe es schon jetzt nicht mehr. 

 
 

Schülerzahl (ca. 246) im vorhandenen Raum-
bestand nicht mehr untergebracht werden; es 
wird eine Erweiterung der Grundschule 
Vilsendorf um einen Zug erforderlich. 
Zu weiterführenden Schulen hat das Amt für 
Schule im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB 
keine Aussagen gemacht. Daher wird davon 
ausgegangen, dass die Versorgung in dem 
Bereich sichergestellt werden kann. 
Die zur Versorgung des neuen Wohngebie-
tes erforderlichen Spiel-/Sportflächen sind im 
zentralen Grünzug vorgesehen und für ver-
schiedene Altersgruppen konzipiert. Weiter-
gehende Maßnahmen zur Nutzung von be-
stehenden Sportanlagen im Ortsteil sind nicht 
Regelungsbestandteil eines Bebauungspla-
nes. 
 

17.4 
 

Es wird gefragt, ob es im Plangebiet einen Bolz-
platz geben wird, oder Flächen mit Basketball-
Körben, Toren usw. 
 

Die zur Versorgung des neuen Wohngebie-
tes erforderlichen Spiel- / Sportflächen sind 
im zentralen Grünzug vorgesehen, der sich 
in Nord-Süd-Richtung durch das Plangebiet 
erstreckt und eine Verbindung zu den Grün-
flächen am Nordost- und Südostrand schafft. 
Es sind Spielflächen für verschiedene Alters-
gruppen konzipiert. 
Ein Bolzplatz ist im zentralen Grünzug auf-
grund der von derartigen Spielflächen aus-
gehenden Lärmbeeinträchtigungen für die 
unmittelbar angrenzenden Wohngrundstü-
cke nach derzeitigem Stand nicht vorgese-
hen. Des Weiteren ist die Anlage eines Bolz-
platzes aufgrund der Geländeneigungen 
schwer realisierbar. 
 

18. Ver- und Entsorgung 

18.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es werden Zweifel am Fassungsvermögen der 
Abwasserkanäle geäußert. Bei starkem Regen 
ständen am Blackenfeld / Blackenhof regelmä-
ßig Keller unter Wasser.  
Der Kanal an der Heidbrede sowie der Abwas-
serkanal durch das Jölletal, in den die Kanäle 
von Blackenfeld und Heidbrede münden, würden 
schon jetzt nicht ausreichen, um diese Mengen 
an Abwasser und Regenwasser aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 

Die Entwässerung des Plangebietes soll im 
Trennsystem erfolgen.  
An die bestehende Mischwasserkanalisation 
in der Straße Blackenfeld soll lediglich die ge-
plante Bebauung im Nordwesten und in den 
Mischwasserkanal in der Straße Heidbrede 
künftig nur die straßenständige Bestandsbe-
bauung angeschlossen werden. Der beste-
hende Mischwasserkanal im Bereich des 
künftigen Fuß- und Radweges zur Straße 
Heidbrede soll gekappt und künftig als Re-
genwasserkanal genutzt werden. Damit re-
duziert sich die Einleitungsmenge in den 
Mischwasserkanal der Straße Heidbrede. 
Der vorhandene Mischwasserkanal in den 
Grünflächen am Südostrand des Plangebie-
tes wird ebenfalls entlastet, da die privaten 
Regen- und Schmutzwasserkanäle westlich 
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vom künftigen Fuß- und Radweg an die öf-
fentliche Trennkanalisation im Plangebiet an-
gebunden werden soll. 
 

18.2 

 

Es wird erklärt, dass zur Realisierung der Bebau-
ung das Gelände wegen der starken Profilierung 
teilweise umfassend planiert werden müsste. 
Auch im Zuge der neuen Erschließung würden 
ggf. Umlegungen oder Änderungen von beste-
henden Ver- und Entsorgungstrassen erforder-
lich.  
Es wird gefragt, was dann mit den im Gelände 
vorhandenen Ver- und Entsorgungstrassen ge-
schehen werde. Es wird die Annahme geäußert, 
dass die Kosten für die Änderungen vom Inves-
tor zu tragen sind. 
 

Die Ver- und Entsorgungstrassen der bebau-
ten Bestandsgrundstücke im Nordwesten 
des Plangebietes und südlich der Plan-
straße A werden in Zuge der Gebietserschlie-
ßung verlegt und neu angeschlossen. Davon 
ausgenommen ist der Mischwasserkanal in 
der Grünfläche am Südwestrand des Plange-
bietes und die daran angeschlossenen priva-
ten Entwässerungsleitungen. 
Die Kosten für die Änderungen an den Ver- 
und Entsorgungstrassen werden vom Inves-
tor getragen. 
 

19. Regionalplan 

19.1 
 
 

 

Es wird erklärt, dass im Regionalplan die ge-
samte Siekfläche im Norden sowie der östliche 
Bereich des Plangebietes nicht in den allgemei-
nen Siedlungsbereich einbezogen sei. Diese 
Vorgabe sei im Bebauungsplan nicht berück-
sichtigt, denn er sehe auf großen Teilen dieser 
Flächen eine Bebauung vor. 
Es wird gefragt, warum diese Fläche bereits jetzt 
als Siedlungsfläche verplant würden. Es handele 
sich um eine Reserve des Regionalplans, die 
Verantwortung gegenüber kommenden Genera-
tionen gebiete es daher, mit dieser Ressource 
sparsam und schonend umzugehen. 
 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. II/V6 sind - mit Ausnahme ei-
nes schmalen Streifens am nördlichen und 
östlichen Rand - im Regionalplan der Be-
zirksregierung Detmold, in dem für die Stadt 
Bielefeld maßgeblichen “Teilabschnitt Ober-
bereich Bielefeld’’, als Allgemeiner Sied-
lungsbereich (ASB) dargestellt. Im Entwurf 
2020 des Regionalplans OWL sind die Flä-
chen im Plangebiet aber insgesamt als ASB 
ausgewiesen. 
Im Regionalplan sind neben bereits genutz-
ten Wohnsiedlungsflächen und Flächen, die 
mit dieser Funktion zusammenhängen, im 
ASB auch vorzuhaltende Reserveflächen 
dargestellt. Diese Flächenreserven sollen 
laut dem Erläuterungstext zum Regionalplan 
„einen räumlich abgestimmten, flexiblen Rah-
men für die Entwicklung der Wohnbebauung 
und die zugehörigen Infrastruktureinrichtun-
gen für den Planungszeitraum von 15 bis 20 
Jahren bieten.“ Ziel ist, „ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Siedlungsflächen für die zukünf-
tige Wohnversorgung sicherzustellen.“ 
Der derzeitige Regionalplan für den Teilab-
schnitt Oberbereich Bielefeld ist 2004 geneh-
migt und bekanntgemacht worden. Die darin 
verzeichneten Reserveflächen sind daher 
schon lange als Siedlungsflächen vorgese-
hen. 
 

20. FNP-Änderung  

20.1 

 

Es wird kritisiert, dass die FNP-Änderung von 
bisher 14,6 ha landwirtschaftlicher Fläche zu 
12,9 ha Wohnbau- und lediglich 1,7 ha Grünflä-
che die Bedeutung von Grünflächen, die Be-

Im Zusammenhang mit der Erweiterung der 
Grünflächen im Bebauungsplan werden auch 
die Grünflächen in der 257. FNP-Änderung 
vergrößert, und zwar am südlichen Rand der 
Änderungsfläche in Richtung Westen. 
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lange des Naturschutzes und die Nähe zu ge-
schützten Gebieten nicht angemessen berück-
sichtigte. Es werde noch einmal auf die Wichtig-
keit des Naturschutzes und der Schutz von Ge-
wässern und deren Einzugsgebieten hingewie-
sen. Unter diesen Aspekten sei die FNP-Ände-
rung in der bisher geplanten Form nicht sinnvoll. 
 

 

20.2 
 

 

In der Begründung zur FNP-Änderung sei der 
Wohnungsmarktbericht 2018/2019 und das 
Wohnungsmarktbarometer zur Begründung der 
Nachfrage nach Wohnraum herangezogen wor-
den. In diesem sei die Leerstandsquote für die 
Stadt Bielefeld berechnet worden (0,3% des 
Wohnungsbestandes, d. h. 514 Wohnungen). 
Es wird gefragt, ob rein mengenmäßig die leer-
stehenden Häuser bzw. Wohnungen die angeb-
lichen Wohnungsmarktengpässe beheben wür-
den und ob nur ein Tausch zwischen renovie-
rungsbedürftigen Immobilien zu komfortablen 
Neubauten stattfinden würde. 
 

Laut Wohnungsmarktbarometer 2020 ist die 
Leerstandsquote bei Mietwohnungen inzwi-
schen auf 0,2 % abgefallen.  
Nach der im Wohnungsmarktbarometer 2020 
enthaltenen Einschätzung der Bielefelder 
Marktlage mit einer Prognose bis 2023 ist die 
Marktlage im öffentlich geförderten und unte-
ren Mietpreissegment sowie bei Eigenhei-
men sehr angespannt, und bei Eigentums-
wohnungen und im mittleren Mietpreisseg-
ment angespannt. 
Durch die wenigen leerstehenden Wohnun-
gen lässt sich die Nachfrage nicht abdecken, 
insbesondere, wenn man berücksichtigt, 
dass nicht nur Wohnungen, sondern auch 
Häuser nachgefragt werden. Laut Woh-
nungsmarktbericht 2018/2019 wird zudem 
die Einwohnerzahl in Bielefeld voraussicht-
lich noch zunehmen. 
 

20.3 Es wird gefragt, warum eine gesonderte Arten-
schutzprüfung im Zuge der 257. Flächennut-
zungsplan-Änderung nicht erforderlich sei. 
 

Zur Klärung, ob eine unzulässige Betroffen-
heit von artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten 
kann, wird zum Bebauungsplan Nr. II/V6 
eine Artenschutzprüfung durchgeführt. Eine 
gesonderte Artenschutzprüfung ist daher im 
Zuge der 257. FNP-Änderung nicht erforder-
lich. 
 

21. Landschaftsplan Bielefeld-West 

21.1 Es wird darauf hingewiesen, dass der rechtsver-
bindliche Landschaftsplan Bielefeld-West als 
Entwicklungsziel die Erhaltung der Flächen im 
Plangebiet vorsehe. Und für den östlichen Be-
reich - in Anlage B als kleine baumbestandene 
Fläche bezeichnet - treffe der Landschaftsplan 
eine Festsetzung zur Pflege. 
Dieser Landschaftsplan solle nun durch den Be-
bauungsplan Nr. II/V6 außer Kraft gesetzt wer-
den. Dem werde widersprochen. Einer Verände-
rung dieser bestehenden Bestimmungen zum 
Schutz von Natur und Umwelt durch den Bebau-
ungsplan könne selbst in Abwägung mit einem 
gesamtstädtischen Wohnungsbedarf nicht zuge-
stimmt werden. 
 

Im Landschaftsplan Bielefeld-West ist der 
Großteil der Flächen im Plangebiet mit dem 
Entwicklungsziel 1.1 „Erhaltung einer mit na-
turnahen Lebensräumen oder sonstigen 
Landschaftselementen reich oder vielfältig 
ausgestatteten Landschaft“ dargestellt. Für 
eine Fläche an der östlichen Spitze des Plan-
gebietes ist in der Festsetzungskarte des 
Landschaftsplans unter Nr. 3.2-15 als Zweck-
bestimmung die Pflege der Fläche festge-
setzt. 
Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes 
Nr. II/V6 wird die Grenze des Landschaftspla-
nes entsprechend § 7 (2) LNatSchG NRW im 
Bebauungsplangebietes zurückgenommen 
und das Entwicklungsziel 1.1 aufgehoben. 
Im Vorentwurf war zwar eine vollständige 
Herausnahme des Plangebietes aus dem 
Landschaftsplan beabsichtigt, von Beginn an 
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waren aber Grünflächen im Nordosten und 
Südosten des Plangebietes vorgesehen. In 
Abstimmung mit dem Umweltamt verbleibt 
nun der östliche Teil mit den Siekbereichen 
und dem Erlenwäldchen im Landschaftsplan.  
Bis zum Bebauungsplanentwurf werden für 
den östlichen Teil des Plangebietes Festset-
zungen von Maßnahmen und Flächen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft, insbesondere zur Er-
haltung des Baumbestandes, getroffen. 
 

22. Baulandstrategie  

22.1 Es wird gefragt, warum der Bebauungsplan nicht 
unter die Regelungen der Baulandstrategie fal-
len würde. 

 

Gemäß politischer Beschlusslage (Rat der 
Stadt Bielefeld: 11.07.2019, vgl. Drucksa-
chen-Nr. 8656/2014-2020, Anlage 3) fällt der 
Bebauungsplan Nr. II/V6 nicht unter die Re-
gelungen der Baulandstrategie, denn die 
Planung, die diesem Bebauungsplan zu-
grunde liegt, war vor dem Beschluss der 
Baulandstrategie bereits einer Bezirksver-
tretung vorgestellt worden und hatte dort Zu-
stimmung erfahren. 
Seitens des Investors besteht aber die Be-
reitschaft, die Grundstücke ca. im Mittel zum 
Bodenrichtwert zu veräußern. Dies soll über 
einen städtebaulichen Vertrag gesichert 
werden. 
 

23. Vorschläge / Ideen zum neuen Wohngebiet  

23.1 Es wird gefordert, die Flächen im Nahbereich der 
Straße Blackenfeld nicht als Allgemeines Wohn-
gebiet festzusetzen, denn sie seien Teil eines 
Reinen Wohngebietes, und die Anwohner müs-
sen in gleicher Weise vor Lärmemissionen ge-
schützt werden, wie in den anderen Teilen des 
Wohngebiets.  
Es wird gefragt, ob hier eine hohe Lärm- und 
Verkehrsbelastung „eingebaut“ werden soll, da 
keine Alternativen zur Erschließung des Gelän-
des in Angriff genommen würden. Diese Vorge-
hensweise sei nicht akzeptabel. 
 

Im Plangebiet soll ein Allgemeines Wohnge-
biet festgesetzt werden. Damit sollen neben 
Wohnen insbes. auch Läden, die der Versor-
gung des Gebietes dienen, nicht störende 
Handwerksbetriebe sowie verschiedene Ge-
meinbedarfseinrichtungen ermöglicht wer-
den.  
Es ist darauf hinzuweisen, dass die an das 
Plangebiet unmittelbar angrenzenden Bau-
gebiete nicht als Reine Wohngebiete festge-
setzt sind, sondern durch die Satzung Nr. 13 
„Blackenfeld“ als im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteil gemäß § 34 BauGB festgelegt 
worden sind. Westlich der Straße Blackenfeld 
grenzt der Geltungsbereich des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes Nr. II/V3 „Linnheide“ 
an. In diesem ist entlang der Straße Black-
kenfeld teils Allgemeines Wohngebiet und 
teils Reines Wohngebiet festgesetzt.  
Für die Auswirkungen auf die Bestandsbe-
bauung sowie die Anforderungen an die Neu-
bauten wurde ein Lärmgutachten erarbeitet. 
Zusätzlich wurde eine Verkehrsuntersuchung 
durchgeführt. Die Ergebnisse werden bis 
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zum Entwurfsbeschluss vorliegen, in die Be-
bauungsbegründung eingearbeitet und im 
Bebauungsplan entsprechende Maßnahmen 
festgesetzt, falls erforderlich. 
 

23.2 Es wird für das neue Wohngebiet vorgeschlagen, 
die Flächenversiegelung zu reduzieren durch 

− Unterbrechung der Straßen durch begrünte 
Mittelstreifen 

− Förderung nicht-versiegelter Einfahrten 

− dezentrale Versickerung auf dem eigenen 
Grundstück, kein zentrales Regenrückhalte-
becken. 
 

Lediglich zwei Straßen – die Plangebietszu-
fahrt und der westliche Teil des Erschlie-
ßungsrings – sollen eine Bereite von 10,5 m 
inkl. beidseitiger Gehwege erhalten. Die rest-
lichen Straßen sollen als Mischverkehrsflä-
chen mit einer Breite von nur 6,0 m ausgebil-
det werden. Die Einrichtung begrünter Mittel-
streifen ist somit nicht erforderlich. 
Die Breite der Grundstückseinfahrten wird im 
Bebauungsplan auf maximal 6,0 m begrenzt. 
Der Spielraum für die Gestaltung der Zufahr-
ten soll jedoch nicht eingeschränkt werden. 
Eine Versickerung ist im Plangebiet nicht 
möglich, daher wird das Regenrückhaltebe-
cken im Osten des Plangebietes weiterver-
folgt. 
 

23.3 Es wird gefragt, welche Ideen es zur Reduzierung 
des Verkehrs geben werde: z. B. Car-Sharing-
Station & Lastenrad-Verleih oder eine Regelung 
bezüglich der Anzahl von Autos pro Grundstück. 

 

Im neuen Wohngebiet sind Carsharing-Stati-
onen vorgesehen. Sie sollen in die geplanten 
Quartiersgaragen integriert werden.  
 

23.4 Es werden zur Begrünung im Plangebiet umfang-
reiche Baumbepflanzungen, Straßenbäume, Be-
pflanzungsvorgaben / -vorschlägen zur Verhinde-
rung artenarmer Gärten sowie die Förderung hei-
mischer Gehölze vorgeschlagen. 
Schotterwüsten sollten verhindert werden. 
 

Im Plangebiet ist die Anpflanzung von Bäu-
men auf den Grundstücken und auf Stell-
platzanlagen sowie in den öffentlichen Grün-
flächen vorgesehen. Es sind standortge-
rechte heimische Gehölze geplant; in den 
Grünflächen am östlichen Plangebietsrand 
werden entsprechende Arten im Bebau-
ungsplan-Entwurf auch festgesetzt. 
Der Anteil der mit Steinen, Kies oder Schot-
ter gestalteten Flächen in Vorgärten wird im 
Bebauungsplan begrenzt. 
 
 

23.5 Es werden Reihen- / Doppelhäuser anstatt Einfa-
milien- und Mehrfamilienhäuser vorgeschlagen. 
 
 

Das städtebauliche Konzept, das dem Be-
bauungsplan Nr. II/V6 zugrunde liegt, sieht im 
Plangebiet ein differenziertes Wohngebiet 
mit Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern so-
wie Mehrfamilienhäusern vor. Insgesamt soll 
eine Palette aus verschiedenen Haustypen 
gesichert werden, die der breitgefächerten 
Nachfrage nach Wohnraum in Bielefeld 
Rechnung trägt. Eine Beschränkung auf Rei-
hen- / Doppelhäuser wird daher nicht verfolgt. 
 

23.6 Es wird die Anlage von PV-Anlagen mit Quar-
tiers-Batteriespeicher angeregt. 

Im Plangebiet wird festgesetzt, dass bei neu 
zu errichtenden Gebäuden die für eine So-
larnutzung geeigneten Dachflächen mit einer 
Größe von mehr als 50 m² zu mindestens zu 
50 % mit Photovoltaikmodulen oder solar-
thermischen Anlagen auszustatten sind. Eine 
konkrete Regelung der Anlagentechnik ist 



A1 - 27 
 
 

Stand: 14.09.2021 

Lfd.  
Nr. 

Äußerungen / Stellungnahmen  
(in inhaltlicher Zusammenfassung)  

Stellungnahme der Verwaltung 

nicht Regelungsbestandteil eines Bebau-
ungsplanes. 
 

23.7 Es wird vorgeschlagen, an der Westgrenze des 
Grundstücks der geplanten Kindertagesstätte 
zur Abgrenzung der Bestandsgrundstücke durch 
einen Wall bzw. eine dichte Bepflanzung in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 
 

Die Kindertagesstätte ist nicht mehr an der 
südwestlichen Ecke des Plangebietes vorge-
sehen, sondern weiter nördlich direkt an der 
Gebietszufahrt. Eine Eingrünung zu den dor-
tigen Nachbargrundstücke wird erfolgen, im 
Bebauungsplan aber nicht explizit festge-
setzt.  
 

23.8 Es wird gefragt, was unter dem Begriff „Quartiere 
mit jeweils eigener Identität und Prägung“ zu ver-
stehen sei und was in den einzelnen Quartieren 
jeweils kennzeichnend sei.  
 

Das städtebauliche Konzept, das dem Be-
bauungsplan Nr. II/V6 zugrunde liegt, sieht im 
Plangebiet ein differenziertes Wohngebiet 
mit Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern so-
wie Mehrfamilienhäusern vor. Es gibt Berei-
che, in denen zwei, drei- und viergeschossige 
Mehrfamilienhäuser mit Flachdach sowie Be-
reiche, in denen ein- und zweigeschossige 
Gebäude mit geneigten Dächern entstehen 
können. Die einzelnen Bereiche werden dif-
ferenziert festgesetzt, sodass verschiedene 
Quartiere mit jeweils eigener Identität und 
Prägung entstehen. 
 

24. Vilsendorf 

24.1 Es wird hervorhoben, dass Vilsendorf keine Ver-
städterung braucht, die hier lebenden Anwohner 
wären sonst bewusst in andere Stadtteile gezo-
gen.  
Es sollte eine Parkanlage oder ein Naturschutz-
gebiet eingerichtet werden; die Felder würden 
sich ausgezeichnet zum Spazierengehen und 
als Naherholungsgebiet eignen. Das würde den 
Ort für die bereits ansässigen Anwohner attrak-
tiver machen. 
Vilsendorf werde durch eine zusätzliche Sied-
lung und eine Anwohnerzunahme um ein Drittel 
nicht attraktiver gemacht. Eine Siedlung dieses 
Ausmaßes mindere den Wert Vilsendorfs und 
der Bestandsgrundstücke sowie die Wohn- und 
Lebensqualität.  

In der Stadt Bielefeld besteht eine starke 
Nachfrage nach Wohnraum. Nach der im 
Wohnungsmarktbarometer 2020 enthaltenen 
Einschätzung der Bielefelder Marktlage mit 
einer Prognose bis 2023 ist die Marktlage im 
öffentlich geförderten und unteren Mietpreis-
segment und bei Eigenheimen sehr ange-
spannt, und bei Eigentumswohnungen und 
im mittleren Mietpreissegment angespannt. 
Laut Wohnungsmarktbericht 2018/2019 wird 
die Einwohnerzahl in Bielefeld voraussicht-
lich noch zunehmen. 
Mit der Entwicklung des neuen Wohngebiets 
im Plangebiet kann zur Deckung der Wohn-
raumnachfrage beigetragen werden. 
Die Flächen sind im Regionalplan als Allge-
meiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. 
Durch diese Darstellung ist auf Regionalplan-
ebene bereits eine Vorabwägung zwischen 
den Siedlungs- und Freiraumbelangen er-
folgt.  
Durch das geplante Neubaugebiet ist eine 
Minderung der Qualität des Ortsteils Vilsen-
dorf grundsätzlich nicht zu erwarten. 
 

25. Geländetopographie 

25.1 Es wird erklärt, dass der Bebauungsplan unrea-
listisch erscheine, da er nicht zur Topographie 
des Geländes passen würde. Das Gelände habe 

Eine dichtere Bebauung mit Mehrfamilien-
häusern ist im Westen und in der Mitte des 
Plangebietes geplant. Im restlichen Bereich 
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eine starke Profilierung, insbes. im nördlichen 
Teil, die eine dichte Bebauung gar nicht zulas-
sen würde. Zur Realisierung müssten Teiles des 
Geländes umfassend planiert werden.  
 

sind Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser vor-
gesehen. Um dies sicherzustellen, wird im 
Bebauungsplan einerseits Gebäudelänge 
und andererseits die Anzahl der zulässigen 
Wohneinheiten je Gebäude begrenzt. 
Zur Realisierung der geplanten Bebauung, 
insbes. zur Straßenerschließung und Kanali-
sation, sind Geländeabtragungen und -auf-
schüttungen erforderlich.  
Von Seiten des Projektentwicklers ist aber 
ein Bodenmanagement vorgesehen. Das 
heißt, dass der zur Geländeanpassung abge-
tragener Boden im Plangebiet an anderer 
Stelle im Gebiet als Bodenauftrag wiederver-
wendet werden soll. 
 

25.2 Es wird kritisiert, dass die Abbildungen 1 und 2 
in den Allgemeinen Zielen und Zwecken die tat-
sächlichen Neigungen und Geländehöhenunter-
schiede nur unzureichend darstellen und gerade 
nicht die starken Neigungen aufzeigen würden. 
Hierzu müssten weitere Geländeschnitte ausge-
arbeitet werden. Auch seien die in den Abbildun-
gen eingezeichneten Bäume in der Realität so 
nicht vorhanden.  
 

Bei den Abbildungen 1 und 2 handelt es sich 
um Schnitte, die lediglich schematisch die 
Topographie des Geländes anhand eines 
Höhenlinienplanes des Online-Kartendiens-
tes der Stadt darstellen.  

26. Öffentlichkeitsbeteiligung ohne Unterrichtungs- und Erörterungstermin 

26.1 

 

Es wird kritisiert, dass aufgrund der Corona-Pan-
demie die ursprünglich Informationsveranstal-
tung für die Öffentlichkeit nicht nur verschoben, 
sondern komplett abgesagt und durch eine On-
line-Form ersetzt worden sei. Das werde als 
Missachtung der Bürgerrechte betrachtet, denn 
damit sei den Bürgern die Möglichkeit genom-
men worden, mit den Entscheidungsträ-
gern - der zuständigen Politik und der Be-
hörde - eine direkte Diskussion über den Bebau-
ungsplan zu führen.  
Gefühlt werde versucht, das Bauvorhaben ra-
sant zu beschleunigen, anstatt alle Unklarheiten 
zu beseitigen, alle berechtigten Einwände zu hö-
ren und die ausstehenden Gutachten abzuwar-
ten. Daher werde Einspruch gegen das geplante 
Bauvorhaben eingelegt. 
Da keine Eile bestehe und es primär um das In-
dividualinteresse des Grundstückseigentümers 
gehe, könne das Projekt zurückgestellt werden, 
bis das Allgemeininteresse der Anwohner in an-
gemessener Weise berücksichtigt werden 
könne. 
Es wird bezüglich des Dringlichkeitsbeschlusses 
gefragt, warum das Baugebiet zwischen 
Blackenfeld und Heidbrede so dringlich sei, wel-
che Fristen der Dringlichkeitsbeschlusses bein-
halte und welche Bedeutung er habe. 

 

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist für Bauleitplan-
verfahren grundsätzlich eine frühzeitige Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vorgeschrieben, um 
der Öffentlichkeit frühzeitig Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung zu geben. Dies soll 
nach einer Richtlinie des Rates der Stadt 
Bielefeld in einem Unterrichtungs- und Erör-
terungstermin erfolgen. 
Für den Bebauungsplan Nr. II/V6 war dazu 
der 26.03.2020 vorgesehen, dieser Termin 
wurde aber aufgrund der am 14.03.2020 öf-
fentlich bekannt gemachten Allgemeinverfü-
gung der Stadt Bielefeld über das Verbot von 
öffentlichen Veranstaltungen zur Eindäm-
mung der Verbreitung der Corona-Virus 
SARS-CoV-2 abgesagt. 
Um einerseits die Bürger „frühzeitig“ über die 
Auswirkungen der Planung zu informieren, 
andererseits das seit ca. 1 Jahr stillliegende 
Verfahren wieder aufzunehmen und den Hy-
gieneanforderungen im Zusammenhang mit 
der Covid-19-Pandemie Rechnung zu tra-
gen, wurde vom Oberbürgermeister Herrn 
Clausen und den Ratsmitgliedern Herrn Fort-
meier und Herrn Nettelstroth im November 
2020 beschlossen, von der o. g. Richtlinie ab-
zuweichen und anstatt des allgemeinen Un-
terrichtungs- und Erörterungstermins der Öf-
fentlichkeit im Rahmen der Auslegung der 
Planunterlagen Gelegenheit zur Äußerung 
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und Erörterung zu gegeben und parallel per-
sönliche bzw. telefonische Rückfragen zu er-
möglichen. Damit konnten die Belange der 
Öffentlichkeit ermittelt und angemessen im 
Verfahren berücksichtigt werden. Hinter-
grund war zudem, dass der Rat und der 
Hauptausschuss für eine termingerechte Ent-
scheidung nicht mehr rechtzeitig einberufen 
werden konnten und die Entscheidung nicht 
aufgeschoben werden konnte, weil sonst er-
hebliche Nachteile im Zusammenhang mit 
der Bedarfslage nach Wohnraum im Stadtge-
biet entstehen hätten können. 
Dass keine Eile bei der Fortführung des Be-
bauungsplanes besteht, ist zu verneinen. In 
Bielefeld besteht eine erhebliche Nachfrage 
nach Wohnraum, breitgefächert von Eigen-
heimen bis zu Miet- und auch Sozialwohnun-
gen. Die Nachfrage wird sich - einhergehend 
mit dem allgemeinen Bevölkerungswachs-
tum der Stadt - in den kommenden Jahren 
nicht verbessern. Insbesondere im öffentlich 
geförderten bzw. unteren Mietpreissegment 
besteht eine hohe Marktanspannung, die sich 
laut des Wohnungsmarktberichtes 2018/ 
2019 in den nächsten Jahren kaum entschär-
fen wird.  
 

26.2 
 

Es wird erklärt, die Durchführung einer Öffent-
lichkeitsbeteiligung während der Corona-Pande-
mie sei rechtlich bedenklich. Infolge der gelten-
den Kontaktbeschränkungen sowie der noch 
fehlenden Gutachten sähen die Anwohner der 
Straße Blackenfeld, die als einzige Erschlie-
ßungsstraße für das Baugebiet vorgesehen sei, 
sich nicht in der Lage, eine abschließende Stel-
lungnahme abzugeben. Auch die Einholung von 
Unterschriften an den Haustüren sei nicht durch-
führbar. Des Weiteren ermöglichten die im Inter-
net verfügbaren Informationen keinen ausrei-
chenden Einblick in die Einzelheiten des Bebau-
ungsplanes und der FNP-Änderung. 
Daher sei die Beteiligung auf einen späteren 
Zeitpunkt, möglichst nach der Corona-Pande-
mie, zu verlegen.  
Es werde darum gebeten, den Bürgern das Im-
missionsgutachten schnellstmöglich zur Verfü-
gung zu stellen, um die Auswirkungen auf ihre 
Gebäude und Grundstücke bewerten und ab-
schätzen zu können. 
 

Für die Beteiligung der Öffentlichkeit sind ge-
mäß § 3 BauGB zwei Schritte vorgesehen: 
die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
sowie die öffentliche Auslegung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB. 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung ist 
die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung, sich wesentlich un-
terscheidende Lösungen, die für die Neuge-
staltung oder Entwicklung eines Gebiets in 
Betracht kommen, und die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung öffentlich zu un-
terrichten. Dazu ist der Öffentlichkeit Gele-
genheit zur Äußerung und Erörterung zu ge-
ben. 
Bei der Beteiligung im Ende 2020 handelte es 
sich  um  die  frühzeitige  Beteiligung.  Einge-
sehen werden konnten die Allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung, die Analyse der 
landschaftsökologischen und landschafts-
rechtlichen Situation sowie der Umfang und 
Detailierungsgrad der Umweltprüfung. Damit 
lagen die relevanten Unterlagen für eine 
erste Information der Bürger vor (s. auch 
Stellungnahme der Verwaltung zu Pkt. 7.1). 
 

26.3 
 
 

Zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung seien 
die Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung, 
die Analyse der landschaftsökologischen und 

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Unterla-
gen, mit denen die frühzeitige Beteiligung der 
Bürger sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange durchgeführt 
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landschaftsrechtlichen Situation sowie der Um-
fang und Detailierungsgrad der Umweltprüfung 
einsehbar gewesen. 
Es wird erklärt, dass bereits lange der Anlass be-
standen habe, sich hiermit vertieft auseinander-
zusetzen und die Vilsendorfer Bürger in den Dis-
kussionsprozess einzubinden. Bei einer im No-
vember 2019 von einer politischen Fraktion 
durchgeführten Informationsveranstaltung sei 
bereits ausführlich über das Projekt gesprochen 
worden.  
Dass auch eine entsprechende rechtliche Ver-
pflichtung bestehen dürfte, das erforderliche 
Verkehrsgutachten einzuholen und bereits zu 
diesem frühen Planungsstadium der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen, sei aus der Entschei-
dung des OVG Nordrhein-Westfalen vom 
08.05.2017 (15 B 417/17 – juris Rn. 14 ff.) abzu-
leiten. Dort werde auf folgendes hingewiesen: 
- Das in § 3 BauGB geregelte Verfahren der 

Öffentlichkeitsbeteiligung dient der Beschaf-
fung und Vervollständigung des für eine ge-
rechte Abwägung bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne notwendigen Abwägungsmate-
rials.  

- Die Bürgerbeteiligung soll den von der Pla-
nung Betroffenen die Möglichkeit geben, ihre 
Interessen und Rechte frühzeitig geltend zu 
machen und in den Entscheidungsprozess 
einzubringen.  

- Eine vorzeitige Verfestigung der Planung in 
eine bestimmte Richtung soll verhindert wer-
den. Vielmehr ist es Aufgabe des Beteili-
gungsverfahrens, bei der Abwägung der öf-
fentlichen und privaten Belange in Zusam-
menarbeit mit den Bürgern die möglichst 
beste Lösung zu finden. 

Es sei daher nicht nachvollziehbar, dass die Bür-
ger sich bis zum 11.12.2020 äußern sollten, ob-
wohl die für eine Meinungsbildung erforderlichen 
Informationen noch nicht vorliegen würden. Die 
Bürgerbeteiligung sollte daher nach Vorliegen 
des Verkehrsgutachtens wiederholt werden. 
 

werden, dem Aufstellungsbeschluss beige-
fügt und mit ihm beschlossen werden.  
Das Verkehrsgutachten lag zum Aufstel-
lungsbeschluss noch nicht vor. 
Bei der angesprochenen Veranstaltung der 
politischen Fraktion handelte es sich nicht um 
eine offizielle Veranstaltung der Stadt im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 
II/V6. 
 
 
Das Verkehrsgutachten liegt zum Entwurfs-
beschluss des Bebauungsplanes vor, wird in 
diesem berücksichtigt und als Anlage zum 
Entwurf Gegenstand der Beteiligung gem. 
§§ 3 (2) und 4 (2) BauGB sein. Im Zuge die-
ses zweiten Beteiligungsschrittes bietet sich 
interessierten Bürgern die Möglichkeit, Ein-
sicht in die Ergebnisse der Gutachten zu neh-
men und zu diesen und dem Entwurf des Be-
bauungsplanes Stellungnahmen abzugeben. 
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2. Auswertung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit nach der Bezirksver-
tretung Jöllenbeck am 10.06.2021 

 
Im Rahmen der Sitzung der Bezirksvertretung Jöllenbeck am 23.01.2020 wurde zusätzlich zu 
den Beschlüssen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. II/V6 und zur 257. FNP-Änderung 
der Zusatzbeschluss gefasst, dass die Bezirksvertretung Jöllenbeck vor weiteren Beschlüs-
sen zu informieren und zu beteiligen ist.  
Dem ist die Verwaltung mit der Informationsvorlage (vgl. Drucksachen-Nr. 1687/2020-2025) 
zur öffentlichen Sitzung der Bezirksvertretung Jöllenbeck am 10.06.2021 nachgekommen. In 
der Informationsvorlage wurde der aktuelle Arbeitsstand der Planung dargelegt und aufge-
zeigt, in welcher Weise die Anregungen und Hinweise bei der Erstellung der Entwurfsfassung 
des Bebauungsplanes Berücksichtigung fanden. Als Anlagen wurden ein vorläufiger Gestal-
tungsplan, ein vorläufiger Nutzungsplan sowie eine Ergebniszusammenstellung der Verkehrs-
untersuchung aufgeführt.  
Auf Grundlage der Informationsvorlage der Verwaltung sind bei der Stadt Bielefeld nachträg-
lich schriftliche Stellungnahmen von Bürgern eingegangenen. Die planungsrelevanten Äuße-
rungen und Stellungnahmen darin sind thematisch geordnet und zusammengefasst mit der 
jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung im Folgenden dargestellt. 
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1. Verkehr  

1.a Es wird erklärt, dass geplant sei, die verkehrliche 
Anbindung des Plangebietes mit 300 Wohnein-
heiten ausschließlich über die Straße Blacken-
feld (Kreisstraße K 22) vorzunehmen, da die der-
zeitigen Grundstückseigentumsverhältnisse 
rund um das geplante Baugebiet keine anderen 
Möglichkeiten zulassen. Mit der Verkehrsunter-
suchung sollten „die Auswirkungen des zusätzli-
chen Verkehrsaufkommens durch das Bauvor-
haben auf das umliegende Straßennetz als 
Worst-CaseBetrachtung mit 300 Wohneinheiten 
ermittelt, dargestellt und bewertet werden." 
Die vorgelegte Verkehrsuntersuchung sei aber 
zu bemängeln.  

In der Begründung zum Bebauungsplan ist 
dargelegt, dass eine weitere Zufahrt aufgrund 
der Grundstücksparzellierung, der Bestands-
bebauung entlang den Straßen Blackenfeld 
und Heidbrede, der Geländehöhen sowie des 
Siekbereichs nicht möglich ist.  
Laut dem vorliegenden Verkehrsgutachten 
kann der zusätzliche Verkehr aus dem neuen 
Wohngebiet sowohl auf der Straße Blacken-
feld als auch den maßgeblichen Straßen und 
Knotenpunkten im Umfeld verkehrlich unkri-
tisch und umfeldverträglich abgewickelt wer-
den (s. auch Stellungnahme der Verwaltung 
zu Pkt. 1.1 auf Seite A-2). 
 

1.b Es wird beanstandet, dass zur Verkehrszählung 
nur eine einzige Mess-Stelle an der Kreuzung 
der Straßen Blackenfeld / Vilsendorfer Str. ein-
gerichtet worden sei. Somit seien lediglich die 
Fahrzeuge gezählt worden, die sich aus der 
Straße Blackenfeld auf die Vilsendorfer Str. und 
ungekehrt bewegt haben. 
 
Nicht berücksichtigt worden seien hingegen alle 
Fahrzeuge 
a) die vom Blackenfeld in Richtung Vilsendorfer 

Str. kommend rechts in die Orchideenstr. ab-
gebogen sind, 

b)  die von der Vilsendorfer Str. über die Orch-
ideenstr. kommend links in das Blackenfeld 
eingebogen sind und es weiter in Richtung 
Brake befahren haben, 

Die Verkehrszählung wurde gemäß den 
„Empfehlungen für Verkehrserhebungen 
(EVE 2012) durchgeführt und anhand der 
allgemein anerkannten Hochrechnungsver-
fahren (Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen (HBS) und Heft 
1007 Hochrechnungsverfahren für Kurz-
zeitzählungen an Hauptverkehrsstraßen in 
Großstädten) auf die maßgebende Größe 
„durchschnittlicher täglicher Verkehr über 
alle Tage des Jahres“ DTV unter Berück-
sichtigung von Wochentag, Erhebungsmo-
nat etc. gerechnet. Diese Größe fließt zur 
Validierung des Verkehrsmodells ein. Insge-
samt konnten bei der Eichung des Verkehrs-
modells über 100 Verkehrserhebungen aus 
den letzten Jahren im gesamten Stadtgebiet 
Bielefeld berücksichtigt werden. 
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c)  von Anwohnern der Orchideenstr. und der 
dortigen Stichstraßen, die von zuhause kom-
mend nach links auf das Blackenfeld und es-
weiter in Richtung Brake befahren haben, 

d)  von Anwohnern der Orchideenstr. und der 
dortigen Stichstraßen, die von Brake kom-
mend über das Blackenfeld nach Hause ge-
fahren sind, 

e)  von Anwohnern aus dem Blackenfeld selbst 
und aus allen Seiten- und Stichstraßen zwi-
schen Orchideenstr. und Engersche / Lübbe-
cker Str., die von zuhause kommend das 
Blackenfeld in Richtung Brake befahren ha-
ben, 

f)  von Anwohnern aus dem Blackenfeld selbst 
und aus allen Seiten- und Stichstraßen zwi-
schen Orchideenstraße und Engersche / Lüb-
becker Str., die von Brake kommend nach 
Hause gefahren sind. 

 

Die angesprochenen Verkehrsbeziehungen 
werden durch die Anwendung des Verkehrs-
modells sachgerecht berücksichtigt. Ziel und 
Quellverkehr der Orchidenenstraße, des 
Blackenfelds und aller anderen Straßen im 
Umfeld des Vorhabens fließen über entspre-
chende Verkehrszellen im Verkehrsmodell in 
die Berechnungen ein. 

1.c Es wird erklärt, dass das Ergebnis der Verkehrs-
zählung für die Straße Blackenfeld 0% Schwer-
lastverkehr ausweise. Dies könne nicht stimmen, 
da je nach Jahreszeit regelmäßig landwirtschaft-
liche Fahrzeuge das Blackenfeld passieren wür-
den. Zudem gebe es regelmäßigen Lieferver-
kehr von und zu einem landwirtschaftlichen Be-
trieb im unteren Bereich des Blackenfelds. 
 

Im Gutachten ist der Schwerverkehrsanteil 
für Blackenfeld nicht explizit ausgewiesen 
worden, auch nicht mit 0%. Der Anteil des 
Schwerverkehrs auf dem Blackenfeld lässt 
sich aus dem Verkehrsmodell ableiten, er 
beträgt 2,9%. Der Schwerverkehrsanteil auf 
der Straße Heidbrede (ebenfalls im Gutach-
ten nicht explizit erwähnt) liegt bei 2,6%. Hie-
rin ist der landwirtschaftliche Verkehr jeweils 
berücksichtigt. Für die Leistungsfähigkeits-
nachweise wird nicht nach landwirtschaftli-
chen Fahrzeugen und anderem Lkw-Ver-
kehr unterschieden, für die Verkehrsuntersu-
chung ist somit nur der Anteil des Schwer-
verkehrs (inkl. Landwirtschaftlicher Verkehr) 
am Gesamtverkehr relevant. Zu diesem 
siehe die Stellungnahme der Verwaltung zu 
Pkt. 1.1 auf Seite A-2. 
 

1.d Es wird erläutert, dass die Verkehrsuntersu-
chung die prognostizierten Auswirkungen der 
Verkehrszunahme (auf Basis der unvollständi-
gen Zählung) neben dem direkten Einmün-
dungsbereich Planstraße / Blackenfeld auf fol-
gende Knotenpunkte beschreibt: 
a)  Blackenfeld / Vilsendorfer Str. 
b)  Vilsendorfer Str. / Engersche Str. 
c)  Engersche Str. / Talbrückenstr. 
Im Fazit der Untersuchung werde festgestellt, 
dass „die Verkehrszunahmen durch das Bauvor-
haben auf den relevanten Straßen im Umfeld 
des Bauvorhabens als verkehrlich unkritisch und 
umfeldverträglich zu bewerten sind". 
Es wird erklärt, dass diese Feststellung so nicht 
getroffen werden könne, da nicht alle „relevanten 
Straßen im Umfeld" in die Untersuchung einbe-
zogen worden seien. Nicht erwähnt seien hier 
die Einmündung Blackenfeld auf die Engersche / 

Durch den Einsatz des Verkehrsmodells 
wird auch der Zeitverlust beim Linksabbie-
gen an Knotenpunkten, wie am Knotenpunkt 
Blackenfeld / Engersche Straße, berücksich-
tigt. Im Verkehrsmodell werden kapazitäts-
abhängige Verlustzeiten an Knotenpunkten 
und mögliche Streckengeschwindigkeiten, 
ebenfalls kapazitätsabhängig, für die jeweili-
gen Routen der Quell-Ziel-Beziehungen be-
rücksichtigt. Entstehen also Zeitverluste an 
Knotenpunkten fließen diese in das Routen-
wahlverhalten ein und sind somit in der Ver-
kehrsuntersuchung berücksichtigt. 
Durch die deutlich höhere Belastung des 
Knotenpunktes Vilsendorfer Straße / 
Blackenfeld und der heute bereits sehr ho-
hen Auslastung im weiteren Verlauf der 
Vilsendorfer Straße und der Engerschen 
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Lübbecker Str. (Richtung Brake) - als ob es diese 
gar nicht gäbe und das Blackenfeld (eine Kreis-
straße) eine Sackgasse wäre. Die unzu-
reichende Durchführung der Verkehrszählung 
mit nur einer Mess-Stelle setze sich hier mit der 
kompletten Nichtbeachtung der Einmündung 
Blackenfeld auf Engersche / Lübbecker Str. fort. 
Tatsächlich seien die Verhältnisse an dieser sehr 
wohl relevanten Einmündung schon jetzt grenz-
wertig. Ein einziger Linksabbieger vom Blacken-
feld aus sorge aufgrund des hohen Verkehrsauf-
kommens auf der Engerschen / Lübbecker Str. 
häufig für einen langen Rückstau auf dem 
Blackenfeld. 
 

Straße (inkl. des Knotenpunktes Blacken-
feld / Engersche Straße) werden Verkehre, 
denen Alternativrouten für ihre Quell-Zielbe-
ziehung zur Verfügung stehen, auf diese 
verdrängt. Hierdurch ergibt sich eine ähnli-
che absolute Verkehrsmenge wie im Prog-
nose-Null-Fall, also ohne das Baugebiet (s. 
Stellungnahme der Verwaltung zu Pkt. 1.1 
auf Seite A-2), jedoch ist die Zusammenset-
zung des Verkehrs eine andere. Aufgrund 
der hohen neuen Zusatzverkehre durch das 
Baugebiet wird „Durchgangsverkehr“ auf an-
dere Routen verdrängt. 
 

1.e Es wird darauf hingewiesen, dass in der Ver-
kehrsuntersuchung ausschließlich die neu ent-
stehende Kita im Plangebiet erwähnt werde. Hier 
werde sogar betont, dass die Kita nahe der Ge-
bietszufahrt platziert werden soll, um „zusätzli-
che Kfz-Fahrten im Plangebiet durch plange-
bietsfremden Hol- und Bringverkehr ... möglichst 
zu vermeiden." Zusätzliche Kfz-Fahrten auf der 
Straße Blackenfeld würden hier hingegen an-
scheinend billigend in Kauf genommen. Kom-
plett unbeachtet bliebe die vorhandene Kita am 
Blackenfeld, bei der schon jetzt durch den Bring- 
und Holverkehr oft beide Straßenseiten zuge-
parkt seien und nicht nur der regelmäßig verkeh-
rende Linienbus Schwierigkeiten hätten, diese 
Stelle zu passieren. 
 

Im Rahmen der zu berücksichtigenden Struk-
turdaten für das Verkehrsmodell Bielefeld ist 
der Verkehr, der durch die bestehende Kita 
verursacht wird, eingeflossen und insofern in 
der Verkehrsuntersuchung berücksichtigt 
worden. 

1.f Es wird erläutert, dass in der Verkehrsuntersu-
chung ausgeführt werde, dass sich die Ermitt-
lung der Verkehrsnachfrage u. a. auf zu erwar-
tende Strukturdaten in Bielefeld insgesamt und 
in den umliegenden Kreisen und Gemeinden 
stützt. Versäumt habe man aber anscheinend, 
sich mit den Gegebenheiten direkt vor Ort zu be-
schäftigen: Die Grundschule in Vilsendorf sei be-
reits jetzt voll ausgelastet, eine Erweiterung sei 
in den nächsten Jahren nicht geplant. Schon 
ohne die zu erwartenden Schulkinder aus dem 
Plangebiet würden neu einzuschulende Kinder 
demnächst teilweise an die Grundschule in 
Brake verwiesen. Der kürzeste Weg dorthin aus 
nahezu ganz Vilsendorf führe durch die Straße 
Blackenfeld. Aufgrund der unter 6. beschriebe-
nen Straßenverhältnisse ab Ortsausgangsschild 
Vilsendorf und der Gefahren, die sowohl von dort 
als auch auf dem weiteren Schulweg von der 
Überquerung der Engerschen / Lübbecker Str. 
ausgehen, würden Eltern ihre Kinder sicher nicht 
mit dem Fahrrad zur Schule fahren lassen. Ergo 
sei hier mit zahlreichen Elterntaxis zu rechnen, 
die den ohnehin schweren Verkehrsabfluss in 
dieser Richtung zusätzlich belasten werden. 

Im Rahmen der zu berücksichtigenden 
Strukturdaten für das Verkehrsmodell Biele-
feld sind auch die von der Stadt Bielefeld für 
2030 prognostizierten Schulplätze je Ver-
kehrszelle mit den entsprechenden Anteilen 
der Verkehrsarten (Kfz, Fahrrad, Bus, Fuß) 
eingeflossen. Insofern sind auch die Grund-
schulen Brake und Vilsendorf mit den prog-
nostizierten Anteilen an Kfz-Verkehr (Lehr-
kräfte, Elterntaxis) unter Berücksichtigung 
von Mitnahmeeffekten (z.B. Kind wird auf 
dem Weg zur Arbeit in die Schule gebracht) 
in der Verkehrsuntersuchung enthalten. 
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Diese Fahrzeuge seien in der Verkehrsuntersu-
chung bis jetzt aber nicht eingeplant. 
 

1.g Es wird erläutert, dass im Rahmen der Diskus-
sion mit den anwesenden Anwohnern die Ver-
kehrsgutachterin die These propagiert habe, 
dass sich Verkehrsteilnehmende über Internet-
Suchmaschinen andere Wege suchen werden, 
wenn die Straße Blackenfeld zu stark belastet 
sein sollte, und sich erhöhtes Verkehrsaufkom-
men dadurch quasi „von selbst reguliert". Dabei 
scheine ihr entgangen zu sein, dass sie ja selbst 
mit der Verkehrsuntersuchung nur eine Zufahrt 
zum neuen Baugebiet als „umfeldverträglich" be-
wertet habe. Somit würde sich die Frage stellen, 
welchen anderen Weg als den über die Straße 
Blackenfeld sich die Bewohner dieses Gebietes 
suchen sollen. Auch eine Internet-Suchma-
schine würden da keine Ausweichmöglichkeiten 
finden. Gleiches gelte im Übrigen für alle Anwoh-
ner der Bestandsbebauung, also der Straßen 
Blackenfeld, Am Blackenhof, Enzianweg, Edel-
weißgasse, Anemonenweg, Möhrenkamp, Erb-
senbrink, Runkelpatt, Kohlweg und Berkensiek: 
Auch für sie gebe es keinen anderen Weg als 
durch die Straße Blackenfeld, auch hier würde 
eine Internet-Suchmaschine keine andere Lö-
sung anbieten können. 
 

Die neuen Einwohner des geplanten Wohn-
gebietes haben keine andere Möglichkeit, 
als über die Straße Blackenfeld ihre Ziele zu 
erreichen (Das neue Baugebiet wird laut 
Verkehrsgutachten täglich rund 1.900 Kfz-
Fahrten erzeugen. Speist man dieses Ver-
kehrsaufkommen in das Verkehrsmodell ein, 
so zeigt sich, dass rund 40% der Fahrten in 
Richtung Brake orientiert sind, während ca. 
60% in Richtung Vilsendorfer Straße fah-
ren.) Dadurch werden heute schon stark 
ausgelastete Knotenpunkte mehr belastet, 
was zu längeren Wartezeiten an diesen Kno-
tenpunkten führt.  
Damit ergeben sich für den Verkehr, der 
nicht das neue Wohngebiet als Quelle oder 
Ziel hat, möglicherweise Alternativrouten, 
die einen zeitlich kürzeren Weg (ähnlich der 
Routensuche in einem Navigationssystem). 
So könnten z.B. Routen zwischen Jöllen-
beck und Brake, die heute Vilsendorfer 
Straße und Blackenfeld nutzen, zukünftig Ei-
ckumer Straße und Lübekker Straße nutzen, 
wenn diese Strecke zeitlich attraktiv ist. 
 

1.h Es wird darauf hingewiesen, dass zzt. ein An-
tragsverfahren läuft, um die Orchideenstraße für 
den Durchgangsverkehr zu sperren und als An-
liegerstraße auszuweisen. Bei einer Umsetzung 
ergebe sich daraus zwangsläufig eine verkehrli-
che Mehrbelastung für den Knotenpunkt 
Blackenfeld / Vilsendorfer Str. Auch hier habe 
man die aktuellen Gegebenheiten in Vilsendorf 
offensichtlich nur oberflächlich betrachtet und 
wichtige Fakten im direkten Umfeld der Straße 
Blackenfeld für die Verkehrsuntersuchung igno-
riert. 
 

Im Verkehrsmodell, das den Berechnungen 
des Verkehrsgutachtens zugrunde liegt, wird 
bereits sämtlicher „Durchgangsverkehr“ der 
Orchideenstraße über den Knotenpunkt Vil-
sendorfer Straße / Blackenfeld geführt. Die 
Orchideenstraße ist im Verkehrsmodell als 
untergeordnete Straße klassifiziert und nur 
für den Quell- und Zielverkehr befahrbar. In-
sofern ist die Verkehrsuntersuchung als 
worst case zu sehen.  

 

1.i Es wird darauf hingewiesen, dass die B61n Orts-
umgehung Ummeln und die B66n Leopolds-
höhe / Asemissen in ganz anderen Randberei-
chen von Bielefeld liegen. Trotzdem werde in der 
Verkehrsuntersuchung der Ausbau dieser Stra-
ßen als „relevante Netzelemente", aufgeführt 
und unterstellt, dass ihr Ausbau den Verkehr auf 
dem Blackenfeld zukünftig entlasten wird. 
Es wird erklärt, dass es so scheine als ob bei der 
Straße Blackenfeld ab dem Ortsausgangsschild 
Vilsendorf in Richtung Brake die tatsächlichen 
Straßenverhältnisse - sowohl der fehlende Aus-
bau dieses Straßenabschnitts als auch die Aus-
wirkungen des Bauvorhabens auf den Verkehr an 
der Einmündung auf die Engersche / Lübbecker 

Das Verkehrsgutachten betrachtet das 
Stadtgebiet Bielefeld als Wirkungsraum für 
das Vorhaben. Das zur Anwendung gekom-
mene Verkehrsmodell geht über die Stadt-
grenzen von Bielefeld hinaus und bildet ne-
ben den städtischen auch die regionalen 
Verkehre ab. Insofern sind auch für die Prog-
noseuntersuchungen sämtliche in diesem 
Wirkungsbereich anstehenden Straßenpla-
nungen einzubeziehen. Insgesamt ergeben 
sich durch diese Straßenplanungen Ver-
kehrsverlagerungen im Stadtgebiet. Natür-
lich haben die Ortsumgehung Ummeln und 
die B 66 n keinen direkten Einfluss auf das 
Blackenfeld. Aber der 4-streifige Ausbau der 
Herforder Straße inkl. 4. Bauabschnitt der L 
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Str. - von den Gutachtern nicht betrachtet worden 
seien. 
 

712 (Ostwestfalenstraße) und der Ausbau 
der Grafenheider Straße verändern die Ver-
kehrszusammensetzung in Brake sowie 
Lübbeker Straße / Engersche Straße in ho-
hem Maße. Eine Entlastung des Blackenfel-
des ist nicht in Aussicht gestellt worden.  
Das Verkehrsgutachten betrachtet einen Be-
reich weit über das Plangebiet hinaus. Wenn 
gewünscht kann der gezeigte Ausschnitt 
auch deutlich vergrößert werden, er ist im 
Vorfeld als sachgerecht und aussagekräftig 
gewählt worden. 
Die Straße Blackenfeld wird mit den vorhan-
den Ausbaubreiten und möglichen Störun-
gen bezüglich Kapazität und Geschwindig-
keit im Verkehrsmodell entsprechend be-
rücksichtigt. Dies trifft auch für die Verkehrs-
situation östlich des Ortsausgangsschildes 
mit der Engstelle und der Einmündung auf 
die Engersche / Lübbecker Straße zu. Wenn 
diese Kapazitätseinschränkungen auf dem 
benannten Straßenabschnitt nicht berück-
sichtigt worden wäre, wäre in ein höheres 
Verkehrsaufkommen auf der Straße 
Blackenfeld zu verzeichnen. 
 

1.j 
 

 

Es wird bemängelt, der über die Straße Blacken-
feld abfließende Verkehr in Richtung Brake, wo 
bereits jetzt ein Linksabbiegen Richtung Herford 
Laar kaum möglich sei, gar nicht berücksichtigt 
worden sei. 
 

 

Durch den Einsatz des Verkehrsmodells 
wird auch der Zeitverlust beim Linksabbie-
gen an Knotenpunkten, wie am Knotenpunkt 
Blackenfeld / Engersche Straße, berücksich-
tigt. Im Verkehrsmodell werden kapazitäts-
abhängige Verlustzeiten an Knotenpunkten 
und mögliche Streckengeschwindigkeiten, 
ebenfalls kapazitätsabhängig, für die jeweili-
gen Routen der Quell-Ziel-Beziehungen be-
rücksichtigt. Entstehen also Zeitverluste an 
Knotenpunkten fließen diese in das Routen-
wahlverhalten ein und sind somit laut Ver-
kehrsgutachter in der Verkehrsuntersu-
chung berücksichtigt. 
 

1.k 

 

Es wird erklärt, dass die Aussagekraft der vorge-
legten Verkehrsuntersuchung aus den vorge-
nannten Gründen infrage zu stellen sei und die 
Verkehrsuntersuchung insgesamt Mängel auf-
weist, dass sie keinesfalls als Grundlage dienen 
dürfe, um eine vermeintliche Unbedenklichkeit 
nur einer Zufahrt zum geplanten Baugebiet von 
der Straße Blackenfeld aus zu bestätigen. 
Es werde erwartet, dass nach der Pandemie mit 
einer neuen Verkehrszählung an allen relevan-
ten Mess-Stellen und über mehrere Tage ein 
neues, aussagefähigeres Gutachten erstellt 
wird, bei dem auch alle o. a. Fakten angemes-
sen berücksichtigt werden.  
Die Entscheidungsträger sollten sich ein wirkli-
ches Bild von der verkehrlichen Situation vor Ort 
machen, anstatt nur auf Basis von statistischen 

Aus den in den oben genannten Gründen ist 
eine Wiederholung der Verkehrszählung 
nicht erforderlich. 
Eine zweite Zufahrt für das neue Wohngebiet 
ist nicht entwickelbar. 
Laut dem Verkehrsgutachten kann der zu-
sätzliche Verkehr aus dem neuen Wohnge-
biet sowohl auf der Straße Blackenfeld als 
auch den maßgeblichen Straßen und Kno-
tenpunkten im Umfeld verkehrlich unkritisch 
und umfeldverträglich abgewickelt werden. 
Zur Vermeidung / Minderung von Unfallrisi-
ken / Verkehrsbehinderungen sind verkehrs-
regelnde bzw. gestalterische Maßnahmen, 
wie z. B. Parkstreifen, Parkbeschränkungen, 
Einrichtung einer Tempo 30-Zone und von 
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Tabellen und Modellen die angebliche Unbe-
denklichkeit nur einer Zufahrt zum geplanten 
Baugebiet akzeptieren zu müssen. 
Die Straße Blackenfeld sei zwar als Kreisstraße 
ausgewiesen, de facto sei sie aber eine Anwoh-
nerstraße, keineswegs durchgängig zweispurig 
befahrbar, sondern mit beidseitig parkenden 
Fahrzeugen (auch Lkws, also Schwerlastver-
kehr) und regelmäßigem Busverkehr, was nicht 
nur den störungsfreien Begegnungsverkehr, 
sondern schon das störungsfreie Durchfahren 
der Straße an sich an vielen Stellen erschwere. 
Hinzu komme der geringe Ausbau der Straße ab 
Ortsausgangsschild Vilsendorf. 
Die Ausweisung als Kreisstraße allein könne und 
dürfe nicht dazu berechtigen, zu Lasten der An-
wohner einfach deshalb eine unverhältnismä-
ßige Verkehrsmehrbelastung in Kauf zu neh-
men, weil man „halt keine Flächen für eine 
zweite Zufahrt zum geplanten Baugebiet von ei-
ner anderen Seite zur Verfügung hat". Dann 
müsse man sich entweder um diese fehlenden 
Flächen bemühen oder die Anzahl der geplanten 
Wohneinheiten deutlich verringern, sodass der 
zu erwartende Mehrverkehr für die vorhandenen 
Straßenverhältnisse verträglich bleiben würde. 
 

Querungshilfen, möglich. Solche Maßnah-
men sind jedoch nicht Regelungsbestandteil 
eines Bebauungsplanes.  
Nach Realisierung des neuen Wohngebietes 
ist ggf. zu prüfen, ob es durch Verkehr aus 
dem Plangebiet ggf. zu verkehrlichen Prob-
lemen auf der Straße Blackenfeld kommt. In 
Abhängigkeit vom Ergebnis der Prüfung 
könnten dann ggf. verkehrsregelnde Maß-
nahmen an der Straße Blackenfeld getroffen 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.l 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass in allen bishe-

rigen Stellungnahmen das zu hohe zukünftige 
Verkehrsaufkommen kritisiert werde, das der zu 
hohen Bebauung (300 neue Wohneinheiten) zu-
geschrieben wird.  
Dem nun vorliegenden Verkehrsgutachten sei 
Folgendes zu entnehmen: Für die Straße 
Blackenfeld sei im Prognose-Null-Fall 2030 
(ohne Bebauung) eine Verkehrsstärke von 4.300 
und im Prognose-Mit-Fall-2030 (mit Bebauung) 
von 4.200 ermittelt worden. Die aktuelle Ver-
kehrsstärke sei aufgrund der Verkehrszählung 
für das Blackenfeld mit 2.500 angegeben wor-
den. 
Es wird gefragt wird, ob wirklich von einer Redu-
zierung der Verkehrsstärke im Jahr 2030 durch 
die Schaffung des Baugebietes ausgegangen 
werde. 
 
 

Das neue Baugebiet wird laut dem vorlie-
genden Verkehrsgutachten täglich rund 
1.900 Kfz-Fahrten erzeugen. Speist man 
dieses Verkehrsaufkommen in das Ver-
kehrsmodell ein, zeigt sich laut Verkehrsgut-
achter, dass rund 40 % der Fahrten in Rich-
tung Brake orientiert sind, während ca. 60 % 
in Richtung Vilsendorfer Straße fahren. 
Durch die dadurch deutlich höhere Belas-
tung des Knotenpunktes Vilsendorfer Straße 
/ Blackenfeld und der heute bereits sehr ho-
hen Auslastung im weiteren Verlauf der 
Vilsendorfer Straße und der Engerschen 
Straße werden Verkehre, denen Alternativ-
routen für ihre Quell-Zielbeziehung zur Ver-
fügung stehen, auf diese verdrängt. Hier-
durch ergibt sich eine ähnliche absolute Ver-
kehrsmenge wie im Prognose-Null-Fall, also 
ohne das Baugebiet, jedoch ist die Zusam-
mensetzung des Verkehrs eine andere. Auf-
grund der hohen neuen Zusatzverkehre 
durch das Baugebiet wird „Durchgangsver-
kehr“ auf andere Routen verdrängt. 
 

1.m 

 

Es wird gefragt, wie der Widerspruch zwischen 
der jetzigen Verkehrsuntersuchung und den 
Zahlen aus dem Vorentwurf 2019 zu erklären 
sei, in dem die damalige Verkehrsstärke bereits 
mit einer durchschnittlichen Verkehrsbelastung 
von 4.000 Kfz angegeben worden sei.  
 

Die Information über die mittlere Verkehrs-
belastung von 4000 Kfz/Tag stammt vom 
Amt für Verkehr. Die ersten überschlägigen 
Aussagen des Fachamtes wurden durch das 
Verkehrsgutachten konkretisiert. 
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1.n 

 

Es wird kritisiert, dass die jetzige Verkehrslage 
eine solche Belastung überhaupt nicht zulasse.  
 
 

 

Die vorliegende Verkehrsuntersuchung zum 
Bebauungsplan II/V6 kommt zu dem Ergeb-
nis, dass das Vorhaben aus verkehrlicher 
Sicht grundsätzlich umsetzbar ist. Verkehrs-
zunahmen durch das Bauvorhaben auf den 
relevanten Straßen im Umfeld des Bauvorha-
bens sind als verkehrlich unkritisch und um-
feldverträglich zu bewerten.  
 

1.o Es wird darauf hingewiesen, dass in den „Allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung" vom 
Dezember 2019 die Straße Blackenfeld als 
„durchgängig zweispurig ausgebaut mit beider-
seitigem Fußweg" beschrieben sei. Dies ent-
spreche nicht den Tatsachen. Ab dem Ortsaus-
gangsschild Vilsendorf in Richtung Engersche / 
Lübbecker Str. werde die Spur deutlich schma-
ler. Wenn hier ein Bus, Lkw oder landwirtschaft-
liches Fahrzeug mit Überbreite entgegenkommt, 
werde es extrem eng bzw. der Begegnungsver-
kehr sei gar nicht möglich und es müsse eine 
Ausweichmöglichkeit gesucht werden. Für Fahr-
radfahrer und Fußgänger sei die Straße in die-
sem Bereich überhaupt nicht risikofrei passier-
bar. Einen Fußweg gebe es hier nicht. 
 

Die Aussagen zur Situation auf der Straße 
Blackenfeld beziehen sich auf den Straßen-
abschnitt in Höhe des Siedlungsbereichs, 
nicht auf den Straßenabschnitt außerhalb 
davon. 

1.p Es wird bemängelt, dass zur Ermittlung der aktu-
ellen Verkehrssituation eine 1-tägige Verkehrs-
zählung durchgeführt worden sei, auf deren Ba-
sis dann mittels Hoch- und Modellrechnungen 
das angebliche tatsächliche vorhandene sowie 
das zukünftig zu erwartende Verkehrsaufkom-
men als „durchschnittlicher täglicher Verkehr" 
definiert wurde. 

 

Die Verkehrserhebung zum Bebauungsplan 
Nr. II/V6 wurde am 11.03.2020 durchgeführt. 
Zu diesem Zeitpunkt waren nicht nur Schu-
len und Kitas geöffnet, sondern auch alle 
Geschäfte, Gastronomie, Freizeiteinrichtun-
gen etc. Zudem wurde Home-Office nur in 
dem vorpandemischen Umfang praktiziert. 
Es musste daher laut Verkehrsgutachter von 
einem normalen Verkehrsgeschehen ausge-
gangen werden. 
Der erster Corona-Lockdown in Deutschland 
wurde am 22.03.2020 beschlossen und be-
gann am 23.03.2020.  
Die Verkehrserhebung wurde über einen 
Zeitraum von 24 Stunden durchgeführt. Zur 
Mindestdauer einer Verkehrszählung gibt es, 
ebenso wie zu den zulässigen Erhebungsta-
gen (z. B. kein Sonntag), Regelungen, die 
von einem Verkehrsgutachter einzuhalten 
sind. Das inzwischen vorliegende Verkehrs-
gutachten ist mit dem Verkehrsamt abge-
stimmt worden, daher ist von richtigen Ergeb-
nissen auszugehen. 
 

1.q Es wird kritisiert, dass die Verkehrszählung am 
11.03.2020 erfolgt sei, d. h. als die Corona-Pan-
demie schon präsent gewesen sei.  
Es habe zwar noch keinen offiziellen Lockdown 
gegeben, aber das öffentliche Leben und die Mo-
bilität seien bereits deutlich eingeschränkt gewe-
sen: Erste öffentliche Veranstaltungen, Messen 

Die Verkehrserhebung zum Bebauungsplan 
Nr. II/V6 wurde am 11.03.2020 durchgeführt. 
Zu diesem Zeitpunkt waren nicht nur Schu-
len und Kitas geöffnet, sondern auch alle 
Geschäfte, Gastronomie, Freizeiteinrichtun-
gen etc. Zudem wurde Home-Office nur in 
dem vorpandemischen Umfang praktiziert. 
Es musste daher laut Verkehrsgutachter von 



A1 - 38 
 
 

Stand: 14.09.2021 

Lfd.  
Nr. 

Äußerungen / Stellungnahmen  
(in inhaltlicher Zusammenfassung)  

Stellungnahme der Verwaltung 

seien abgesagt, Kongresse, Tagungen und Se-
minare bereits auf längere Zeit verschoben wor-
den. Eltern seien aufgefordert worden, ihre Kin-
der nicht mehr in die Kitas zu bringen, und Ar-
beitgeber, ihren Mitarbeitenden Homeoffice zu 
ermöglichen. Alten-, Pflegeheime sowie Kliniken 
sollten möglichst nicht mehr besucht werden.  
Erste Einschränkungen seien somit bereits spür-
bar gewesen. 
 

einem normalen Verkehrsgeschehen ausge-
gangen werden. 
Der erster Corona-Lockdown in Deutschland 
wurde am 22.03.2020 beschlossen und be-
gann am 23.03.2020.  

 

1.r 

 

Es wird erklärt, dass eine seriöse Verkehrszäh-
lung bei der geplanten massiven Bebauung aber 
alle tatsächlich den Verkehr beeinflussenden 
Sachverhalte berücksichtigen müsse, also eine 
Verkehrszählung über mehrere Tage bei „Voll-
last“ des Berufs- und Schulverkehrs. 
 

 

Die Verkehrszählung wurde gemäß den 
„Empfehlungen für Verkehrserhebungen 
(EVE 2012) durchgeführt und anhand der 
allgemein anerkannten Hochrechnungsver-
fahren (Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen (HBS) und Heft 
1007 Hochrechnungsverfahren für Kurz-
zeitzählungen an Hauptverkehrsstraßen in 
Großstädten) auf die maßgebende Größe 
„durchschnittlicher täglicher Verkehr über 
alle Tage des Jahres“ DTV unter Berück-
sichtigung von Wochentag, Erhebungsmo-
nat etc. gerechnet. Diese Größe fließt zur 
Validierung des Verkehrsmodells ein. Insge-
samt konnten laut Verkehrsgutachter bei der 
Eichung des Verkehrsmodells über 100 Ver-
kehrserhebungen aus den letzten Jahren im 
gesamten Stadtgebiet Bielefeld berücksich-
tigt werden. 
 

1.s 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass einer zu be-
fürchtenden Verkehrszunahme von geschätzt 
500 Kfz bei einer Bebauung mit 300 Wohnein-
heiten, mit einem guten Konzept zur Verkehrs-
wende, Entwicklung und Vorhalten einer guten 
Fahrradinfrastruktur und Leihangeboten (Fahr-
räder‚ Carsharing) vor Ort begegnet werden 
könnte. Damit könnten auch zusätzliche Stellflä-
chen für Pkw entfallen, d. h. Reduzierung der as-
phaltierten und befestigten Flächen im Bauge-
biet. 

 

Im westlichen Teil des Wohngebietes sind 
zwei Quartiersgaragen vorgesehen, in denen 
die Stellplätze für mehrere Geschosswoh-
nungsbauten gemeinschaftlich untergebracht 
werden sollen. Durch die Konzentration der 
Stellplätze wird der Versiegelungsgrad der 
Grundstücke reduziert, desgleichen der Ver-
kehr auf den Verbindungsstraßen. 
In den Quartiersgaragen sollen auch Plätze 
für Carsharing-Fahrzeuge vorgehalten wer-
den. Mit den Leih-Fahrrädern und E-Rollern 
und E-Tretrollern steht über moBiel schon 
eine breite Auswahl an individuellen Ver-
kehrsmitteln im Sharing-System im Bielefeld 
zur Verfügung, sodass diese anstatt Kfz ge-
nutzt werden können. 
 

1.t Es wird gefragt, ob an der Wegeplanung über 
das Flurstück 229 noch festgehalten wird. 
Durch eine Wegenutzung würden die Anwohner 
der angrenzenden Grundstücke massiv beein-
trächtigt. Den Anwohnern sei mündlich zugesagt 
worden, dass der Weg nicht mehr verfolgt werde, 
dies sei den jetzt einsehbaren Plänen jedoch 
nicht zu entnehmen.  
 

Im Gestaltungsplan-Zwischenstand vom Mai 
2021 ist der Weg, der im städtebaulichen 
Konzept zum Vorentwurf durch einen beige-
farbenen Pfeil gekennzeichnet war, nicht 
mehr enthalten. Bei den beiden Linien in Ver-
längerung der Grenze des Flurstücks 229 in 
Richtung Osten handelt es sich um eine Flur-
stücksgrenze sowie eine potenzielle Grund-
stücksgrenze.  
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1.u Es wird darauf hingewiesen, dass der kombi-
nierte Fuß- / Radweg nach Schildesche zu 
schmal und ein täglicher Gefahrenpunkt sei, 
hauptsächlich für Fußgänger. Es wird nach dem 
Planungsstand dazu gefragt. 
 

Der Fuß- / Radweg nach Schildesche liegt 
außerhalb vom Plangebiet und ist daher nicht 
Regelungsbestandteil des Bebauungsplanes 
Nr. II/V6. 

 

2. Wohnungsnachfrage 

2.a Es wird erklärt, dass in der Begründung zur 257. 
FNP-Änderung zu Begründung der Nachfrage 
nach Wohnraum der Wohnungsmarktbericht 
2018/ 2019 und das Wohnungsmarktbarometer 
als Begründung herangezogen worden sei. Da-
rin sei eine Leerstandsquote von 0,3% des Woh-
nungsbestandes (d. h. 514 Wohnungen) für die 
Stadt Bielefeld berechnet worden. 
Es wird gefragt,  
- ob rein mengenmäßig die leerstehenden 

Häuser bzw. Wohnungen die angeblichen 
Wohnungsmarktengpässe beheben würden, 

- inwieweit hier nur ein Tausch zwischen reno-
vierungsbedürftigen Immobilien zu komfor-
tablen Neubauten stattfinde. 

 

 

Im Wohnungsmarkbarometer 2021 wird die 
Bielefelder Marktlage für das öffentlich geför-
derte sowie das untere Mietpreissegment 
und für Eigenheime als sehr angespannt ein-
geschätzt, d. h. es existiert ein sehr geringes 
Angebot. Bei Eigentumswohnungen und im 
mittleren Mietpreissegment ist die Marktlage 
angespannt, d. h. es besteht ein geringes An-
gebot.  
Nicht für jede Nachfrage existieren genaue 
Zahlen. Laut Wohnungsmarktbericht 2018/19 
steigt aber beispielsweise die Zahl der ge-
meldeten wohnungssuchenden Haushalte 
mit Wohnberechtigungsschein auf rd. 3.400 
Personen. Allein diese Anzahl an Personen 
lässt sich in 514 leerstehenden Wohnungen 
nicht unterbringen. 
Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass 
leerstehende Wohnungen sich nicht für jede 
Nachfrage eignen; Wohnungsgröße, Erreich-
barkeit, Ausstattung (z. B. für Behinderte 
oder Senioren) usw. spielen eine Rolle, und 
letztlich auch die Bereitschaft der Woh-
nungs- / Hauseigentümer, zu vermieten bzw. 
zu verkaufen. 
 

3. Landwirtschaftsflächen  

3.a 
 
 
 
 
 

Es wird erklärt, dass im Umland Bielefelds zu-
nehmend Flächen für die Landwirtschaft fehlen 
würden und landwirtschaftliche Produkte inzwi-
schen über weite Distanzen nach Bielefeld trans-
portiert werden müssen.  
Es wird gefragt, warum ein so großes landwirt-
schaftliches Gebiet für den Siedlungsbau geop-
fert werde. Auch in der Anlage C (Umweltprü-
fung) sei nicht die Schlussfolgerung gezogen 
worden, dass dieses Areal nicht weiter für die 
Landwirtschaft nutzbar ist. 
 
 

Die bislang landwirtschaftlich und gärtnerisch 
intensiv genutzten Flächen werden zu Guns-
ten des neuen Wohngebietes entfallen. Dies 
wird jedoch vor den Hintergrund des dringen-
den Wohnraumbedarfs als vertretbar ange-
sehen. Des Weiteren wird durch das geplante 
Wohngebiet eine Zäsur am Rande des Sied-
lungsgebietes geschlossen.  
Die überplante Fläche wird überwiegend von 
einem landwirtschaftlich-gartenbaulichen Be-
trieb mit Sonderkulturen bewirtschaftet. Da 
an diesem Standort eine weitere betriebliche 
Entwicklung nur sehr eingeschränkt möglich 
ist, hat sich der Eigentümer entschlossen, die 
Bewirtschaftung dieser Flächen aufzugeben. 
Das Areal ist im derzeitigen Regionalplan und 
im Entwurf 2020 des Regionalplans OWL als 
Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) darge-
stellt, d. h. als Fläche, die im Sinne der Leit-
vorstellung einer nachhaltigen Raumentwick-
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lung und zur Verwirklichung der landesplane-
risch angestrebten Schwerpunktbildung für 
eine Siedlungsentwicklung explizit vorgese-
hen ist.  
Durch diese Darstellung ist auf Regionalplan-
ebene bereits eine Vorabwägung zwischen 
den Siedlungs- und Freiraumbelangen er-
folgt. 
In der Gesamtabwägung werden daher die 
Belange der Landwirtschaft gegenüber den 
Belangen des Wohnens zurückgestellt. 
 

3.b 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass Boden, der 
bebaut wird, einer landwirtschaftlichen Nutzung 
unwiederbringlich entzogen sei.  
Es wird kritisiert, dass das Baugebiet auf hoch-
wertigen landwirtschaftlichen Böden geplant 
werde. Die im Plangebiet vorherrschende Para-
braunerde sei sehr fruchtbar und habe eine Bo-
denwertzahl bis 75 („beste Böden" hätten eine 
Bodenwertzahl ab 80). Der vorhandene Gleybo-
den habe die Eigenschaft eines natürlichen 
Wasserspeichers und diene der Grundwasser-
bildung, was insbes. in Trocken- und Hitzepha-
sen von großer Bedeutung sei.  
Es wird erklärt, dass der Bielefelder Norden auf-
grund der sehr hochwertigen Böden zum Versor-
gungsgürtel der Stadt gehört. 
Bei der jungen Bevölkerung würde ein wachsen-
des Interesse an ortsnaher Versorgung mit Obst 
und Gemüse bestehen (s. Initiative „Solidari-
schen Landwirtschaft“). Um dem entgegenzu-
kommen und das Umwelt- und Ernährungsbe-
wusstsein zu stärken, wäre es sinnvoll, Flächen 
für Gemeinschaftsgärten und -obstwiesen für die 
Bewohner im Plangebiet vorzusehen.  
Eine Reduzierung der bebauten Fläche würde 
es ermöglichen, quartiersbezogenen Gartenbau 
wohnortnah umzusetzen. Hier ließen sich ernäh-
rungspolitische, soziale und klimatische Ziele 
verbinden. 
 

Laut der Bodenkarte NRW (BK50) steht im 
Plangebiet überwiegend Parabraunerde an, 
Gleyboden erstreckt sich in einem schmalen 
Streifen am nordöstlichen, östlichen und süd-
östlichen Rand des Plangebietes. 
Die Flächen mit Gleyboden liegen damit nicht 
im Bereich des geplanten Wohngebietes, 
sondern in den im Osten geplanten Grünflä-
chen.  
Die bislang landwirtschaftlich und gärtnerisch 
intensiv genutzten Flächen werden zu Guns-
ten des neuen Wohngebietes entfallen. Dies 
wird jedoch vor den Hintergrund des dringen-
den Wohnraumbedarfs als vertretbar ange-
sehen. Des Weiteren wird durch das geplante 
Wohngebiet eine Zäsur am Rande des Sied-
lungsgebietes geschlossen. 
 

4. Klima  

4.a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird angemerkt, dass die „Analyse der land-
schaftsökologischen und landschaftsrechtlichen 
Situation“ deutlich mache, dass sich im Projekt-
gebiet „Nachts ein großflächiges Kaltluftquellge-
biet mit Kaltluftabflüssen….." befindet. Im Rah-
men der Klimaänderungen komme diesem 
Mikroklima eine besondere Bedeutung zu, da es 
die Hitzebelastung reduziert.  
Es wird gefragt, warum  diese  Frisch-  und  Kalt-
luftentstehungsgebiete verbaut werden sollen. 
Es wird erläutert, dass 16 ha große Plangebiet 
zzt. weitgehend landwirtschaftlich genutzt wird, 

Das Plangebiet liegt nach der Planungshin-
weiskarte in der Stadtklimaanalyse 2018 in 
einem Ausgleichsraum mit dem klimaökologi-
schen Schutzbedarf 2. Priorität, dem - da das 
Areal ein Kaltluftquellgebiet mit Anschluss an 
Kaltluftleitbahnen ist - zukünftig aufgrund des 
bis 2050 zu erwartenden Klimawandels eine 
sehr hohe Bedeutung als nächtlicher Luftaus-
tauschbereich und / oder Erholungsfläche am 
Tage zukommen wird. Bei dem Plangebiet 
handelt es sich aber auch um einen Bereich, 
in dem laut der Planungshinweiskarte eine 
bauliche Entwicklung mit optimierenden 
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und sein östlicher Teil zu einer Biotopverbundflä-
che Stufe 1 gehört. 
Es wird erklärt, dass zum Umwelt- und Klima-
schutz zeitnah konkrete Maßnahmen umgesetzt 
werden müssten. Die Stadt Bielefeld habe den 
Klimanotstand feststellt und ein Klimaanpas-
sungskonzept erstellen lassen, dessen wesentli-
che Ergebnisse in der „Planungshinweiskarte 
Stadtklimaanalyse 2018" zusammengefasst 
seien.  
Zur Erreichung der Klimaziele sollte die Bebau-
ungsplanung so erfolgen, dass sich die Klima-
werte durch die Bebauung nicht verschlechtern, 
sondern sich für das Gebiet und seine Umge-
bung so weit wie möglich anschließend besser 
darstellen. 
Um die nächtlichen Luftausgleichströme wirk-
sam zu erhalten, sollte das Baugebiet nördlich 
der West-Ost-Hauptverbindung sowie östlich 
des geplanten Nord-Süd-Grünzuges (s. Städte-
bauliches Vorkonzept vom 16.12.2019) verklei-
nert werden. Durch die deutliche Reduzierung 
bliebe die kühlende Funktion des Gebietes für 
die Umgebung bei Nacht sowie die Funktion der 
Freiluftschneise auch für angrenzende Gebiete 
erhalten. Dies käme den Anwohnern der Be-
stands- und der neuen Bebauung als auch dem 
Erlenwäldchen („Biotopverbundfläche herausra-
gender Bedeutung“ Stufe 1) am Rand des Plan-
gebietes zugute. 
Bei Realisierung der derzeitigen Planung im Ge-
biet mit „klimaökologischem Schutzbedarf 2. Pri-
orität“ sei von ernsten negativen klimatischen 
Folgen für die Anwohner der Bestands- und der 
Neubebauung sowie für Flora und Fauna (Bio-
topverbund / Gärten im Bestand) auszugehen: 
Es wird erklärt, dass die Stadt Bielefeld und der 
Stadtteil Vilsendorf gewinnen würden, wenn im 
Bebauungsplan statt „Masse“ (300 Wohneinhei-
ten und steigende Verkehrsbelastung) eine zu-
kunftweisende Qualität den Vorzug erhalten 
würde. Aus dem Vorhaben könnte ein „ökologi-
sches Leuchtturm-Projekt“ werden, bei dem öko-
logische, soziale und klimafreundliche Ziele fest 
eingeplant sind. Dabei könnten auch Ideen von 
wohnortnaher Versorgung (Gemüseanbau / soli-
darische Landwirtschaft) und Anwohnergemein-
schaftsgärten umgesetzt werden. Gemein-
schaftsgärten würden generationsübergreifende 
Begegnungen ermöglichen.  
Die Begrünung der Fassaden, mit Grün beschat-
tete Wege und bepflanzte Flachdächer, die Bie-
nen Nahrung bieten, können zur zukunftswei-
sende Bebauungsplanung gehören.  
Eine gemeinsame Energiegewinnung und -ver-
sorgung könnte in die Pläne einbezogen werden.  

Maßnahmen stadtklimaverträglich möglich 
ist. 
Als optimierende Maßnahmen werden in der 
Planungshinweiskarte u. a. folgende empfoh-
len: Beschattung durch Bäume, Dach- und 
Fassadenbegrünung, Erhöhung des Rück-
strahlvermögens, Optimierung der Gebäude-
ausrichtung / Bebauungsdichte, hitzeange-
passte Gebäudeplanung.  
Zur Erhaltung der Klima- und Erholungsfunk-
tion auf Flächen mit Schutzwürdigkeit im Aus-
gleichsraum werden u. a. folgende Maßnah-
men empfohlen: Beschattung durch Bäume, 
Schutz und Vernetzung von für den Kaltluft-
haushalt relevanter Flächen, Optimierung der 
Klimafunktionen städtischer Grünflächen. 
Im Bebauungsplan wird den empfohlenen 
Maßnahmen durch folgende Festsetzungen 
Rechnung getragen: 
- Anpflanzung von Bäumen auf den 

Grundstücken, auf Stellplatzanlagen, in 
den öffentlichen Grünflächen, 

- extensive Dachbegrünung, Begrünung 
von Tiefgaragenflächen, die nicht unter 
Gebäuden liegen, 

- Fassadengestaltung in hellen Farbtönen, 
- offene Bauweise mit einer kleinteiligen 

Bebauung (Einzel-, Doppelhäuser und in 
der Länge beschränkten Reihen- und 
Mehrfamilienhäusern),  

- Abnahme der Bebauungsdichte in Rich-
tung Osten sowie Orientierung der Ge-
bäude im Süden des Plangebietes in 
West-Ost-Richtung, wodurch die nächtli-
che Luftströmung in das Jölletal unter-
stützt wird. 

Des Weiteren wirken sich die beiden sied-
lungsinternen Grünzüge auf die angrenzen-
den Wohngrundstücke kühlend aus und der 
Luftaustausch wird in der Plangebietsmitte 
wird unterstützt.  
Eine Reduzierung der geplanten Wohnge-
bietsflächen auf etwa ein Viertel wird daher 
nicht verfolgt. 
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Wenn die Aspekte Menschen, Natur, Klima und 
Zukunftsfähigkeit in der Planung erkennbar um-
gesetzt würden, würde auch die Akzeptanz hier-
für in der Bevölkerung wachsen. Damit könnte 
das Baugebiet eine zukunftsorientierte Ausstrah-
lung in Vilsendorf und über Bielefeld hinaus auf-
weisen. 
 

4.b 

 

Es wird erklärt, dass die geplante enge Bebau-
ung klimatechnisch nicht realisierbar sei. 
Mit der Empfehlung zur Dachbegrünung und der 
Verhinderung von Schottergärten sei es im Hin-
blick auf den Klimawandel allein nicht getan. 
 

 

Im Plangebiet ist eine offene Bauweise mit 
einer kleinteiligeren Bebauung geplant. Im 
Westen werden Gebäude bis max. 30 m 
Länge zugelassen, im Osten im Wesentli-
chen Einzel- und Doppelhäuser.  
Durch die Schaffung eines grünen Netzes 
aus öffentlichen und privaten Grünflächen im 
Wohngebiet erfolgt eine Auflockerung und 
Gliederung der Bauflächen und am Ostrand 
des neuen Wohngebietes wird durch einen 
Grünzug ein Übergang zur freien Landschaft 
geschaffen und eine Durchlüftung gewähr-
leistet. 
Des Weiteren ist im neuen Wohngebiet nicht 
nur eine Dachbegrünung geplant, sondern 
auch die Bepflanzung der Grundstücke und 
Stellplatzanlagen mit Bäumen, eine Begrü-
nung von Tiefgaragen sowie eine Freihaltung 
der von den Straßen zurückliegenden Grund-
stücksflächen von Stellplätzen.  
Schließlich sollen bei neu zu errichtenden 
Gebäuden die für eine Solarnutzung geeig-
neten Dachflächen zu mindestens 50 % mit 
Photovoltaikmodulen oder solarthermischen 
Anlagen ausgestattet werden. 
 

4.c 

 

Nach dem Vorentwurf dürften bis zu 50 % der 
Vorgartenfläche für Wege und Stellflächen be-
festigt und weitere 25 % mit Steinen und Kies ge-
staltet werden, d. h. 75 % der hierfür vorgesehe-
nen Flächenanteile. Das widerspreche massiv 
dem Klimaschutz und vernichte Lebensraum für 
Bienen, Insekten und Vögel.  
Kies- und Schottergärten sollten durch einen 
städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und In-
vestor, inkl. weiteren Akteuren, untersagt wer-
den und versickerungsfreundliche Varianten und 
eine naturnahe Gestaltung der Vorgärten ver-
bindlich festgelegt und später regelmäßig kon-
trolliert werden. 
 

Der Anteil der mit Steinen, Kies oder Schotter 
gestalteten Flächen in Vorgärten wird im Be-
bauungsplan-Entwurf begrenzt auf 1/3 der 
Mindestvegetationsfläche (überwiegend 
50 %) in Vorgärten. Damit wird der Anteil für 
Wege und Stellflächen plus mit Steinen, Kies 
oder Schotter gestaltete Flächen reduziert auf 
maximal 66,5 %. 
 

5. Artenschutz 
 

5.a 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Erhaltung 
der Artenvielfalt im Plangebiet die gesetzlich ge-
schützte Mehlschwalbenkolonie im Umfeld des 
Baugebietes beachtet werden müsse. Das Plan-
gebiet, insbes. nördlich der West-Ost-Hauptver-
bindung, sei Lebensraum der Schwalben. Mit 

Am Ostrand des neuen Wohngebietes wa-
ren zum Bebauungsplan-Vorentwurf und 
sind auch im Entwurf Grünflächen geplant, 
die offene Flächen (Mähwiesen) beinhalten. 
Des Weiteren stehen mit den Flächen östlich 
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dem Schutz der bestehenden Nester allein könn-
ten sie nicht überleben, sie bräuchten auch freie 
Bereiche / Offenland. Daher sollte das Baugebiet 
deutlich verkleinert werden.  
Zur Förderung der dort lebenden Mehlschwal-
ben sollten im Plangebiet frühzeitig Nisthilfen 
eingeplant und bei verputzten Häusern auf mine-
ralische Dispositionsfarbe anstatt einer schmutz-
abweisende Latexfarbe geachtet werden, da 
diese eine nicht haftende wasserabweisende 
Oberfläche bildet, die den Nestbau verhindert.  
Die Maßnahmen zum Schutz und Förderung der 
Mehlschwalbenkolonien sollte in einem städte-
baulichen Vertrag verbindlich geregelt werden. 
 

des Plangebietes ausgedehnte offene Flä-
chen zu Verfügung. Eine Reduzierung der 
Fläche des geplanten Wohngebietes wird 
daher nicht als erforderlich angesehen. 
Des Weiteren sollen mit dem Bebauungsplan 
Nr. II/V6 die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Entwicklung eines neuen 
Wohngebietes geschaffen und damit der er-
heblichen Nachfrage nach Wohnraum in 
Bielefeld Rechnung getragen werden. 
Entsprechend den Vermeidungsmaßnahmen 
im vorliegenden Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag wird zum Entwurfsbeschluss im 
Bebauungsplan festgesetzt, dass bei einem 
Nachweis von Mehlschwalben an abzubre-
chenden Gebäuden Ersatzbrutstandorte zu 
schaffen sind. 
Reglungen bezüglich der Art des Gebäude-
anstrichs werden nicht verfolgt, um den indi-
viduellen Gestaltungsspielraum der künftigen 
Eigentümer nicht einzuschränken. 
 

6. Regionalplan  

6.a Es wird erklärt, dass es sich bei der zur Bebau-
ung vorgesehenen Fläche laut der Begründung 
zur 257. FNP-Änderung um eine Reserve des 
Regionalplans handelt.  
Gefragt wird, warum diese Flächen bereits jetzt 
als Siedlungsfläche verplant werden. Die Verant-
wortung gegenüber kommenden Generationen 
gebiete es daher, mit dieser Ressource sparsam 
und schonend umzugehen. 

 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. II/V6 sind im derzeitigen Re-
gionalplan und im Entwurf 2020 des Regio-
nalplans OWL als Allgemeiner Siedlungsbe-
reich (ASB) dargestellt. Dieser beinhaltet ne-
ben bereits genutzten Wohnsiedlungsflächen 
auch vorzuhaltende Reserveflächen.  
Die Flächenreserven sind laut der Begrün-
dung zum derzeitigen Regionalplan nicht als 
von der Bauleitplanung alsbald nachzuvoll-
ziehender Bedarf anzusehen, sondern sollen 
einen räumlich abgestimmten, aber flexiblen 
Rahmen für die Entwicklung der Wohnbebau-
ung für den Planungshorizont bis 2015 bie-
ten.  
Bei der Flächenreserve im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. II/V6 handelt es 
sich somit um eine Reserve, die schon vor 
vielen Jahren im Regionalplan für eine bauli-
che Entwicklung vorgesehen ist. 
 

7. Baulandstrategie  

7.a Gefragt wird, warum die dem Bebauungsplan 
zugrunde liegende Planung nicht unter die Re-
gelungen der Baulandstrategie fällt (vgl. S. 2 der 
Beschlussvorlage). 

 

Gemäß politischer Beschlusslage (Rat der 
Stadt Bielefeld: 11.07.2019, Drucksachen-
Nr. 8656/2014-2020) fällt die dem Bebau-
ungsplan Nr. II/V6 zugrunde liegende Pla-
nung nicht unter die Regelungen der Bau-
landstrategie, da die Planung vor dem Stich-
tag für die Anwendung der Baulandstrategie 
am 27.06.2019 in der BV Jöllenbeck vorge-
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stellt worden ist und dort Zustimmung erfah-
ren hat (s. Anlage 3, Pkt. 3.1 des o. a. Rats-
beschlusses). 
Seitens des Investors besteht aber die Be-
reitschaft, die Grundstücke ca. im Mittel zum 
Bodenrichtwert zu veräußern. Dies soll über 
einen städtebaulichen Vertrag gesichert 
werden. 
 

8. Bebauung unpassend zur Topographie  

8.a Es wird erklärt, der Bebauungsplan erscheine 
unrealistisch, da er nicht zur Topographie des 
Geländes passe. Zur Umsetzung des Bebau-
ungsplanes müssten Teiles des Geländes um-
fassend planiert werden.  
In diesem Zusammenhang wird gefragt, was mit 
den bereits im Gelände verlegten Leitungen für 
Wasser bzw. Abwasser geschehen wird. 
 

Der Ausgangspunkt für die städtebauliche 
Grundkonzeption und gleichzeitig die we-
sentliche Einschränkung für die bauliche Ent-
wicklung im Plangebiet stellt das stark profi-
lierte Gelände dar. Es fällt von Westen nach 
Südosten um ca. 30 m ab. Daher ist im Plan-
gebiet eine an den Höhenlinien des Geländes 
orientierte Straßenerschließung und Bebau-
ung geplant.  
Zur Realisierung der geplanten Bebauung, 
insbes. zur Straßenerschließung und Kanali-
sation, sind Geländeabtragungen und -auf-
schüttungen erforderlich.  
Die Ver- und Entsorgungstrassen der bebau-
ten Grundstücke im Nordwesten des Plange-
bietes und südlich der Planstraße A werden 
in Zuge der Gebietserschließung verlegt und 
neu angeschlossen. Davon ausgenommen 
ist der Mischwasserkanal in der Grünfläche 
am Südwestrand des Plangebietes und die 
daran angeschlossenen privaten Entwässe-
rungsleitungen. 
 

9. Weitere Bebauungsplan-Entwürfe  

9.a Es wird gefragt, ob noch weitere Entwürfe von 
Bebauungsplänen für dieses Gebiet existieren 
bzw. vorbereitet würden.  

Zu Beginn eines Bebauungsplanverfahrens 
werden unterschiedliche Lösungen, die für 
die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebietes in Betracht kommen, erarbeitet und 
geprüft. Für den Bebauungsplanes Nr. II/V6 
resultierte daraus das städtebauliche Vorkon-
zept (Vorentwurf) vom November 2019.  
In der Bezirksvertretung Jöllenbeck ist in der 
Sitzung am 28.11.2019 zu diesem städtebau-
lichen Vorkonzept erheblicher Änderungsbe-
darf benannt worden. Daher wurde in der Sit-
zung noch kein Aufstellungsbeschluss ge-
fasst, sondern eine Überarbeitung des Vor-
konzeptes gefordert. In der Sitzung vom 
23.01.2020 ist der Aufstellungsbeschluss für 
den entsprechend geänderten Plan dann von 
der BV Jöllenbeck und am 28.01.2020 dem 
Stadtentwicklungsausschuss gefasst wor-
den. 
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10. Soziale Infrastruktur  

10.a Es wird bemängelt, dass im Vorentwurf die künf-
tige Schülerentwicklung nicht beziffert worden 
sei. Es wird gefragt, was bei einer aktuellen Klas-
senstärke von 30 Kindern und der Aussage, kein 
Erweiterungsbau bis 2030 und der Aussage, 
dass Kinder dann nach Brake in die Grundschule 
müssten, geplant sei. 

 

Zum Vorentwurf eines Bebauungsplanes lie-
gen i. d. R. noch keine Zahlen zur künftigen 
Schülerentwicklung vor, sie werden im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 (1) BauGB vom Schulamt 
ermittelt und fließen dann in die Begründung 
zum Bebauungsplan ein. 
Laut Schulamt sind für 300 Wohneinheiten ab 
dem Schuljahr 2024/2025 jeweils vier zusätz-
liche Kinder, insgesamt also 12 Kinder pro 
Jahrgang, zu berücksichtigen. Aufgrund der 
zzt. gemeldeten Kinder sowie der Anzahl wei-
terer neuer Wohneinheiten im Schuleinzugs-
bereich kann die vom Schulamt ermittelte 
Schülerzahl (246 im Schuljahr 2025/26) im 
vorhandenen Raumbestand nicht mehr un-
tergebracht werden; es wird eine Erweiterung 
der Grundschule Vilsendorf um einen Zug er-
forderlich.  
Zunächst würden dann nicht ausreichende 
Kapazitäten durch eine Interimslösung (Mo-
dulbau) behoben. Sofern sich ein dauerhaf-
ter Zuwachs bei Fortschreibung der Prog-
nose abzeichnet, würde eine entsprechende 
Erweiterung geplant.  
 

11. Eigentümerbelange  

11.a 

 

Es wird von einem Eigentümer im Plangebiet er-
klärt, dass die Planungsvorstellungen zur Be-
bauung nicht seinen Vorstellungen entsprechen 
würden. Man sei auch nicht bereit, an den Inves-
tor zu verkaufen.  
Befürwortet würden nur Häuser für maximal zwei 
Familien. 

 

Das städtebauliche Konzept, das dem Be-
bauungsplan Nr. II/V6 zugrunde liegt, sieht 
ein differenziertes Wohngebiet mit Einzel-, 
Doppel- und Reihenhäusern sowie Stadtvil-
len und Mehrfamilienhäusern vor. Die bauli-
che Dichte soll sich von der Straße Blacken-
feld im Westen zur freien Landschaft im Os-
ten hin reduzieren. Insgesamt soll eine Pa-
lette aus verschiedenen Haustypen gesichert 
werden, die der breitgefächerten Nachfrage 
nach Wohnraum in Bielefeld Rechnung trägt. 
Eine Beschränkung auf Häuser für maximal 
zwei Familien wird daher nicht verfolgt. 
Das Plangebiet beinhaltet einige wenige 
Grundstücke mit Bestandsbebauung und 
sehr großen Freiflächen. Der Bebauungsplan 
schafft den planungsrechtlichen Rahmen für 
eine bauliche Entwicklung auch dieser 
Grundstücke. Da es sich bei dem Bebau-
ungsplan II/V6 um einen Angebotsbebau-
ungsplan handelt, kann ein Grundstücksei-
gentümer von der Planung Gebrauch ma-
chen, er muss es aber nicht. 
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11.b 
 
 
 
 
 

Von einem Eigentümer im Plangebiet wird er-
klärt, dass es seiner Zustimmung bedarf, wenn 
sich an seiner Parzelle etwas ändern sollte. Er 
merkt an, dass es zur Umsetzung dieses Bebau-
ungsplanes wesentlicher Änderungen bedarf.  
 

Der Bebauungsplan schafft den planungs-
rechtlichen Rahmen für eine bauliche Ent-
wicklung auch dieser Grundstücke. Da es 
sich bei dem Bebauungsplan II/V6 um einen 
Angebotsbebauungsplan handelt, kann ein 
Grundstückseigentümer von der Planung Ge-
brauch machen, er muss es aber nicht. 
 

11.c 
 

Es wird gefragt, warum für die Erstaufstellung 
des Bebauungsplanes nur mit dem Investor und 
nicht mit den Eigentümern der betroffenen 
Grundstücke verhandelt worden sei, und warum 
die Eigentümer nicht zur Informationsveranstal-
tung im November 2019 direkt eingeladen wor-
den seien. Es wird bemängelt, dass Eigentümer 
nicht zu ihren Vorstellungen zur Nutzung des 
Landes befragt worden seien.  
 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist 
nicht mit dem Investor verhandelt worden, 
sondern er ist mit einem Planungsvorhaben 
an die Stadt Bielefeld herangetreten. Die 
Stadt hat, da die Entwicklung eines Wohn-
gebietes den Zielen der Stadt für das Areal 
zwischen  den  Straßen  Blackenfeld  und  
Heidbrede generell entspricht, das Bebau-
ungsplanverfahren Nr. II/V6 eingeleitet.  
Die Eigentümer der Grundstücke im Plange-
biet haben im Rahmen der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sowie der öffentlichen 
Auslegung des Bebauungsplanes die Mög-
lichkeit, ihre Anregungen und Bedenken zur 
Planung zu äußern und ihre Interessen ein-
zubringen. 
 

11.d 
 

Es wird ein zu dichtes Heranrücken der zukünfti-
gen Baukörper an die Westgrenze des Flur-
stücks 1530 kritisiert.  
 

Durch die Baugrenzen wird ein Mindestab-
stand von 7,0 m zur Westgrenze des Flur-
stücks 1530 gewährleistet. Zur Bebauung 
auf den westlich angrenzenden Flurstücken 
wird so ein Mindestabstand von ca. 24 m ge-
sichert. Damit ist ein ausreichender Abstand 
zwischen geplanter und vorhandener Be-
bauung gewährleistet; eine unangemessene 
Beeinträchtigung wird nicht gesehen. 
 

12 Dreiecksvertrag  

12.a Es wird geäußert, dass laut der Beschlussvor-
lage der Verwaltung (Drucksache 9650/2014-
2020) bereits für den Entwurf des Bebauungs-
planes ein Dreiecksvertrag zwischen dem exter-
nen Planungsbüro, der Stadt Bielefeld und dem 
Investor abgeschlossen worden sei. Gefragt 
wird:  
- ob der Inhalt des Vertrags öffentlich gemacht 

werden könne, 
- ob auf Basis des Vertrags die Stadt Bielefeld 

regresspflichtig gemacht werden könnte, falls 
kein Bebauungsplan zustande komme, 

- welche Gelder bereits in die Vorbereitung des 
Bebauungsplanes geflossen sind. 

 

Grundsätzlich wird für die Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes durch ein externes Pla-
nungsbüro ein Dreiecksvertrag zwischen der 
Stadt, dem Investor und dem externen Pla-
nungsbüro erstellt. Dieser Vertag wird regel-
mäßig nicht öffentlich bekanntgemacht. 
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zur 257. Änderung des Flächennutzungsplans „Wohnen zwischen den Straßen 
Blackenfeld und Heidbrede“ sowie zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. II/V6 
„Wohnen zwischen den Straßen Blackenfeld und Heidbrede“  

 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (Feb. 2020 / März 2020) sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung 
Äußerungen vorgebracht worden.  
 
Im Folgenden werden die Äußerungen mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dar-
gestellt. 
 
Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen: 
 

Lfd. 

Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hin-
weise) in inhaltlicher Zusammenfas-
sung 

Stellungnahme der Verwal-
tung 

2.7 
a) 
 

 

Bezirksregie-
rung Detmold - 
Dezernat 33 
 
13.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan  

Die vorgelegte Planung wurde hinsicht-
lich der Belange der Agrarstruktur, allge-
meinen Landeskultur, Immissionsschutz 
(nur Achtungsabstände nach KAS-18), 
Grundwasserschutz, Hochwasserschutz 
und kommunales Abwasser geprüft. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bedenken des Dezernates 54 (Wasser-
wirtschaft): 
Der Schmutzwasserkanal aus dem ge-
planten Baugebiet soll an die vor Ort be-
stehende Mischwasserkanalisation an-
geschlossen werden. Das Mischwasser 
durchfließt  den  Stauraumkanal  „Heid-
brede“. Bei Niederschlagsereignissen 
wird zzt. schon verdünntes Abwasser 
aus dem Staukanal “Heidbrede“ in ein 
namenloses Nebengewässer der Jölle 
eingeleitet. Bedingt durch diese Einlei-
tungen entsteht im aufnehmenden Ne-
bengewässer und in der Jölle eine hyd-
raulische und stoffliche Mehrbelastung. 
Besonders in den Sommermonaten 
wirkt sich die zusätzliche Belastung ne-
gativ auf die Gewässer aus. Zur Bestim-
mung der Wasserqualität in der Jölle 
wird u. a. die Saprobie mit herangezoge-
nen. Diese wird in der Jölle als mäßig 
bewertet. Die Fischfauna wird in der 
Jölle schlecht bewertet. Ebenso 
schlecht erfolgt die Bewertung nach Per-
lodes. Der chemische Gewässerzustand 
in der Jölle wird als nicht gut bewertet.  
Gemäß Wasserrahmenrichtlinie, WHG 
und LWG-NRW werden gute ökologi-
sche und chemische Gewässereigen-
schaften in allen Fließgewässern gefor-
dert.  

Der Anregung wird gefolgt. 
In Abstimmung mit dem städti-
schen Umweltbetrieb, Abt. Stadt-
entwässerung, erfolgt der An-
schluss des Schmutzwassers aus 
dem Plangebiet an die vorhan-
dene Schmutzwasserkanalisation 
aus Gewässerschutzgründen un-
terhalb des Staukanals, um ein 
häufigeres Entlasten von Abwas-
ser in das Gewässer zu vermei-
den.  
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Gründe für die negativen Bewertungen 
der Wasserqualität in der Jölle können 
u. a. die Einleitungen aus dem Stau-
raumkanal „Heidbrede“ in ein Nebenge-
wässer der Jölle und aus dem Stau-
raumkanal „Blankenfeld“, aus dem direkt 
in die Jölle eingeleitet wird, sein. Bedingt 
durch zusätzliches Schmutzwasser aus 
dem geplanten Baugebiet würde sich 
der Schmutzwasseranteil im kommuna-
len Abwasser und in dem bei Regenwet-
ter abgeschlagenen Abwasser aus dem 
Stauraumkanal erhöhen. Es käme, ge-
genüber dem zzt. bestehenden Zustand, 
vermehrt zu Abschlägen aus dem Stau-
raumkanal wegen der zunehmenden 
Abwassermenge. Wobei das abgeschla-
gene Abwasser gegenüber dem heuti-
gen Stand mit Schmutzwasser belaste-
ter wäre. Dies würde die zzt. schon als 
schlecht bewerteten Gewässereigen-
schaften weiter verschlechtern. Eine zu-
sätzliche Belastung der Gewässer, de-
ren Zustand als schlecht bewertet wer-
den, entspricht nicht den rechtlichen 
Vorgaben (Verschlechterungsverbot).  
Die Mischwasserkanalisation, in der das 
Schmutzwasser aus dem geplanten 
Baugebiet zur Kläranlage Brake trans-
portieren soll, hat eine Länge von ca. 
5,60 km. Von diesen 5,60 km werden 
über 0,73 km, das sind über 13 %, bau-
lich in einem schlechten Zustand bewer-
tet. Kanalhaltungen, die in die schlech-
ten Schadensklassen „0“ und „1“ nach 
ATV/DWA-Bewertungsschemata einge-
stuft werden, können für Umweltschä-
den, hier Schäden infolge von In- und 
Exfiltration aus den Kanälen, ursächlich 
sein. 
Aus Gewässerschutzgründen und we-
gen einer mangelnden Entsorgungssi-
cherheit des häuslichen Schmutzwas-
sers kann dem geplanten Baugebiet 
„Wohnen zwischen den Straßen 
Blackenfeld und Heidbrede“ mit dem ge-
planten Anschluss des Schmutzwasser-
kanals aus dem künftigen Baugebiet an 
die bestehende kommunale Mischwas-
serkanalisation nicht zugestimmt wer-
den.  
 

 

 
 

c) 
 
 

 Zusätzlicher Hinweis des Dezernates 32 
(Bezirksplanungsbehörde): 
Das die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. II/V 6 betreffende regionalplane-
rische Anpassungsverfahren gem. § 34 

 
 
Der Hinweis ist bereits berück-
sichtigt.  
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LPlG wurde noch nicht eingeleitet; die 
entsprechende landesplanerische An-
frage soll jedoch nach Rückfrage bei der 
Kommunalverwaltung zeitnah erfolgen.  
Die Fortsetzung der o.a. Bauleitplanung 
ist abhängig vom Ausgang dieses regio-
nalplanerischen Anpassungsverfahrens. 
 

Die landesplanerische Anfrage 
gemäß § 34 LPIG wurde am 
25.03.2020 gestellt. Mit Schrei-
ben vom 06.05.2020 hat die Be-
zirksregierung Detmold dazu mit-
geteilt, dass gegen die vorgelegte 
Bauleitplanung (257. FNP-Ände-
rung) aus raumordnerischer Sicht 
keine Bedenken bestehen. 
 

d) 13.03.2020 
 
zur FNP-Ände-
rung 
 

Die vorgelegte Planung wurde hinsicht-
lich der Belange der Agrarstruktur, allge-
meinen Landeskultur, Immissionsschutz 
(nur Achtungsabstände nach KAS-18), 
Grundwasserschutz, Hochwasserschutz 
und kommunales Abwasser geprüft. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 

 

e)  Zusätzlicher Hinweis des Dezernates 32 
(Bezirksplanungsbehörde): 
Das die 257. FNP-Änderung betreffende 
regionalplanerische Anpassungsverfah-
ren gem. § 34 LPlG wurde noch nicht 
eingeleitet; die entsprechende landes-
planerische Anfrage soll jedoch nach 
Rückfrage bei der Kommunalverwaltung 
zeitnah erfolgen. 
Die Fortsetzung der o.a. Bauleitplanung 
ist  abhängig  vom  Ausgang  dieses  re-
gionalplanerischen Anpassungsverfah-
rens. 

Der Hinweis ist bereits berück-
sichtigt.  
Die landesplanerische Anfrage 
gemäß § 34 LPIG wurde am 
25.03.2020 gestellt. Mit Schrei-
ben vom 06.05.2020 hat die Be-
zirksregierung Detmold dazu mit-
geteilt, dass gegen die 257. FNP-
Änderung aus raumordnerischer 
Sicht keine Bedenken bestehen. 
 

2.9 
a) 
 

 

Landwirt-
schaftskammer 
Nordrhein-West 
falen 
 

25.02.2020 
 
zum Bebauungs-
plan  

 

Die überplante Fläche wird überwiegend 
von einem landwirtschaftlich-gartenbau-
lichen Betrieb mit Sonderkulturen be-
wirtschaftet. Da an diesem Standort eine 
weitere betriebliche Entwicklung nur 
sehr eingeschränkt möglich ist, hat sich 
der Eigentümer entschlossen, die Be-
wirtschaftung dieser Flächen aufzuge-
ben. Aufgrund dieser Einvernehmlich-
keit sind von Seiten der Landwirtschafts-
kammer keine Bedenken vorzubringen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

b) 
 

 In unmittelbarer östlicher bzw. südöstli-
cher Nachbarschaft befinden sich noch 
zwei weiterhin bewirtschaftete landwirt-
schaftliche Hofstellen. Diese sind weiter-
hin von Beeinträchtigungen durch die 
umliegende Wohnbebauung freizuhal-
ten. 
 

Der Hinweis zur Kenntnis ge-
nommen.  
Beeinträchtigungen der benach-
barten landwirtschaftlichen Hof-
stellen durch die Entwicklung des 
geplanten Wohngebietes sind 
nicht zu erwarten.  
 

c) 
 
 
 
 

 Da das Gebiet an Bereiche grenzt, die 
von der Bezirksstelle für Agrarstruktur 
OWL sowohl im landwirtschaftlichen 
Fachbeitrag (2004) für die Stadt Biele-

Der Anregung wird gefolgt.  
Es wird ein größtmöglicher Aus-
gleich innerhalb des Plangebietes 
angestrebt. Eine Inanspruchnah-
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feld als auch im Fachbeitrag zum Regio-
nalplan Detmold (2018) als landwirt-
schaftliche Kernzone dargestellt wer-
den, ist bei den notwendigen Aus-
gleichs- und Kompensationsmaßnah-
men auf einen weiteren Entzug von 
fruchtbaren Flächen aus der landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung zu verzich-
ten. Ein Ausgleich innerhalb des Plange-
bietes ist anzustreben. 
 

me von Ausgleichs- und Kompen-
sationsflächen außerhalb des 
Plangebietes erfolgt in Abstim-
mung mit dem Umweltamt auf 
Flächen des städtischen Ersatz-
flächenpools. 

d) 
 

 In diesem Zusammenhang sind die For-
derung der Fraktionen nach einem Ver-
bot von Stein-Vorgärten und nach einer 
ökologischen Aufwertung der angren-
zenden Siektäler zu unterstützen. 
 

Der Anregung wird zum Teil ge-
folgt. 
Es wird eine Festsetzung getrof-
fen, die den Anteil an Steinfläche 
in Vorgärten begrenzt. 
Zur ökologischen Aufwertung der 
im Plangebiet befindlichen Siek-
bereiche werden in den dort ge-
planten Grünflächen folgende 
Maßnahmen festgesetzt: Ent-
wicklung artenreicher Mähwie-
sen mit Einzelbäumen sowie Er-
halt und Entwicklung von feuch-
ten Hochstaudenfluren entlang 
des Siekbereichs und um das 
Regenrückhaltebecken sowie die 
Erhaltung der Gehölzbestände 
und die Entwicklung von Gehölz-
strukturen und -säumen. 
 

e) 
 
 
 

 Ebenfalls ist zu prüfen, inwieweit grün-
ordnerische Festsetzungen für einen in-
ternen Ausgleich des Eingriffs auf den 
privaten Grünflächen möglich sind, nicht 
zuletzt, um den zukünftigen Bewohnern 
bewusst zu machen, dass sie auch eine 
Mitverantwortung für den Eingriff in den 
Naturhaushalt tragen und dieser nicht 
nur bequem einseitig an die Landwirt-
schaft delegiert werden kann, der dann 
quasi ein doppelter Flächenverlust zu-
gemutet würde. 
 

Der Anregung wird nicht ge-
folgt. 
Festsetzungen zum Ausgleich 
des Eingriffs auf privaten Grün-
flächen werden nicht getroffen, 
sondern Festsetzungen zur Er-
haltung von Bäumen und zur An-
pflanzung von Bäumen auf den 
privaten Grundstücken. 

f) 
 
 

25.02.2020 
 
zur FNP-Ände-
rung 
 

Die überplante Fläche wird überwiegend 
von einem landwirtschaftlich-gartenbau-
lichen Betrieb mit Sonderkulturen be-
wirtschaftet. Da an diesem Standort eine 
weitere betriebliche Entwicklung nur 
sehr eingeschränkt möglich ist, hat sich 
der Eigentümer entschlossen, die Be-
wirtschaftung dieser Flächen aufzuge-
ben. Aufgrund dieser Einvernehmlich-
keit sind von Seiten der Landwirtschafts-
kammer keine Bedenken vorzubringen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
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g) 
 

 

 Auf die in unmittelbarer östlicher bzw. 
südöstlicher Nachbarschaft befindlichen 
landwirtschaftlichen Hofstellen wird vor-
sorglich hingewiesen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.  
Beeinträchtigungen der benach-
barten landwirtschaftlichen Hof-
stellen durch die Entwicklung des 
geplanten Wohngebietes sind 
nicht zu erwarten.  
 

2.10 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH – 
Technik Nieder-
lassung West 
 

12.03.2020 

 
zum Bebauungs-
plan  

 

Im betroffenen Plangebiet befinden sich 
Telekommunikationslinien (Tk-Linien) 
der Telekom (s. beigefügten Plan).  
Der Bestand und der Betrieb dieser Tk-
Linien müssen weiterhin gewährleistet 
bleiben. Bei der Bauausführung ist da-
rauf zu achten, dass Beschädigungen 
oder Verlegungen der Tk-Linien vermie-
den werden und aus betrieblichen Grün-
den (z. B. bei Störungen) der ungehin-
derte Zugang zu den Tk-Linien jederzeit 
möglich ist. Daher ist es erforderlich, 
dass sich die Bauausführenden vor Be-
ginn der Arbeiten über die Lage der zum 
Zeitpunkt der Bauausführung vorhande-
nen Tk-Linien informieren. 
Die Kabelschutzanweisung der Tele-
kom ist zu beachten. 
 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
Sie betreffen jedoch nicht das 
Bebauungsplanverfahren, son-
dern die nachfolgende Ausfüh-
rungsplanung. Die Hinweise wer-
den an den Vorhabenträger wei-
tergegeben. 
 
 
 
 

b) 
 
 

 
Bezugnehmend auf die Forderungen 
der Fraktionen:  
Im Bereich der geforderten zusätzlichen 
Zufahrt bzw. Kreisverkehr befinden sich 
mehrere Tk-Linien der Telekom (s. bei-
gefügten Plan).  
Für eine ggf. zukünftige Erweiterung des 
Tk-Netzes sind in allen Verkehrswegen 
geeignete und ausreichende Trassen für 
die Unterbringung der Tk-Linien vorzu-
sehen.  
Zur Versorgung neu zu errichtender Ge-
bäude mit Tk-Infrastruktur durch die Te-
lekom ist die Verlegung neuer Tk-Linien 
im und außerhalb des Plangebietes er-
forderlich.  
Es wird darum gebeten, der Telekom 
zum Zweck der Koordinierung mitzutei-
len, welche eigenen oder bekannten 
Maßnahmen Dritter im Bereich des 
Plangebietes stattfinden werden.  
Die Telekom orientiert sich beim Ausbau 
ihrer Festnetzinfrastruktur u. a. an den 
technischen Entwicklungen und Erfor-
dernissen. Insgesamt werden Investitio-
nen nach wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten geplant. Der Ausbau der Deutschen 
Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus 
wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
Sie betreffen jedoch nicht das 
Bebauungsplanverfahren, son-
dern die nachfolgende Ausfüh-
rungsplanung für die Erschlie-
ßung des Plangebiets. Die Hin-
weise werden an den Vorhaben-
träger weitergegeben. 
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Dies bedeutet aber auch, dass die Tele-
kom da, wo bereits eine Infrastruktur ei-
nes alternativen Anbieters besteht oder 
geplant ist, nicht automatisch eine zu-
sätzliche, eigene Infrastruktur errichtet.  
Für den rechtzeitigen Ausbau des Tk-
Netzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen 
der anderen Leitungsträger ist es not-
wendig, der Telekom Beginn und Ablauf 
von Maßnahmen im Plangebiet mindes-
tens 4 Monate vor Baubeginn schriftlich 
anzuzeigen. 
 

c) 

 

12.03.2020 
 
zur FNP-Ände-
rung 
 

Die Belange der Telekom sind von der 
Änderung „Landwirtschaftliche Fläche“ 
in künftig „Wohnbaufläche“ bzw. „Grün-
fläche“ nicht betroffen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

2.11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vodafone NRW 
GmbH 
(ehem. Unityme-
dia NRW 
GmbH) 

 

18.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 

 

 

Im Planbereich liegen Versorgungsanla-
gen der Vodafone NRW GmbH. Diese 
hat grundsätzlich Interesse daran, ihr 
glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neu-
baugebieten zu erweitern und damit ei-
nen Beitrag zur Sicherung der Breit-
bandversorgung für die Bürger zu leis-
ten. 
Es wird darum gebeten, die Vodafone 
NRW GmbH am Bebauungsplanverfah-
ren weiter zu beteiligen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

2.12 
a) 

 

Stadtwerke 
Bielefeld GmbH  

 

23.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 

 

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt 
die Belange verschiedener Betreiber der 
Sparten Elektrizität, Fernwärme, Gas, 
Wasser und Telekommunikation. Die 
Belange dieser Betreiber werden von 
den beabsichtigten Darstellungen / Fest-
setzungen der anstehenden Bauleitpla-
nung insoweit berührt, als dass planeri-
sche Festsetzungen zur Sicherung der 
Energie- und Wasserversorgung getrof-
fen werden müssen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

 

b) 
 
 

 Hierzu wird angeregt, die in der beige-
fügten Anlage durch Planzeichen und 
Gelbfärbung gekennzeichneten Stand-
orte gem. § 9 Abs. 1 Ziff. 12 BauGB als 
Fläche für Versorgungsanlagen - Elekt-
rizität - in der Größe von 5,00 x 5,00 m 
festzusetzen. 
 

Der Anregung wird zum Teil ge-
folgt. 
Die Standorte für die erforderli-
chen Versorgungsanlagen wer-
den an den empfohlenen Stellen 
im Bebauungsplan durch das 
Planzeichen für Anlagen der 
Elektrizität planungsrechtlich gesi-
chert. Auf eine Festsetzung der 
genauen Fläche wird aufgrund 
der geringen Größe und der Lage 
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innerhalb einer öffentlichen Grün-
fläche im Bebauungsplan jedoch 
verzichtet. 
 

c) 
 
 

 Weiterhin wird angeregt, auf die Lei-
tungstrasse, die in der Anlage durch rote 
Färbung und Planzeichen dargestellt 
sind, ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
in einer Breite von 3,00 m gem. § 9 
Abs. 1 Ziff. 21 BauGB zu Gunsten der 
Stadtwerke Bielefeld GmbH festzuset-
zen. 
 

Der Anregung wird zum Teil ge-
folgt. 
Die im Plan der Stadtwerke darge-
stellte bestehenden Trassen für 
die Energie- und Wasserversor-
gung befinden sich im Bereich ei-
ner privaten Grundstückszufahrt 
östlich des Grundstücks Blacken-
feld 28. Die Bestandstrassen wer-
den zukünftig im südlichen Teil 
der Zufahrt entfallen. Für den 
nördlichen Teil wird ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht zuguns-
ten der Stadtwerke festgesetzt.  
Die im südlichen Bereich vorhan-
denen Leitungstrassen werden im 
Zuge der Gebietserschließung 
verlegt und neu angeschlossen.  
 

d) 
 
 

 Sollten wider Erwarten Privatwege im 
Bebauungsplangebiet festgesetzt wer-
den, wird angeregt, ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht in einer Breite von 3,00 m 
gem. § 9 Abs. 1 Ziff. 21 BauGB zu Guns-
ten der Stadtwerke Bielefeld GmbH auf 
den Privatwegen festzusetzen. 
 

Der Anregung wird gefolgt. 
Auf den geplanten Privatwegen 
werden im Bebauungsplan Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechte mit der 
erforderlichen Mindestbreite fest-
gesetzt.  

e) 
 
 

 Ferner wird darum gebeten, die Ver-
kehrswege so gestalten, dass genügend 
Raum für die Versorgungsleitungen zur 
Verfügung steht. 
 

Der Anregung wird gefolgt. 
Entsprechend des Verkehrsauf-
kommens sind im Plangebiet fol-
gende Straßenbreiten vorgese-
hen:  

− 10,5 m für die Zufahrt zum 
Wohngebiet sowie den westli-
chen Teil des Erschließungs-
rings,  

− 6,0 m für den östlichen Teil 
des Erschließungsrings sowie 
alle Querstraßen, 

− 4,0 m für kleine Stichwege, die 
nur wenige Grundstücke er-
schließen. 

Somit steht genügend Raum für 
Versorgungsleitungen zur Verfü-
gung. 
 

f) 
 
 
 
 
 
 

 Bezüglich der Raumwärmeversorgung 
des Plangebietes wird folgendes mitge-
teilt: 
In der Ratssitzung am 27.01.2011 ha-
ben die Stadtwerke Bielefeld das Ener-
giekonzept 2020 vorgestellt, welches 

Die Hinweise bezüglich der unter-
schiedlichen Möglichkeiten der 
Raumwärmeversorgung inkl. der 
zzt. noch in Prüfung befindlichen 
nachhaltigen Wärmeversorgung 
über die sogenannte „Kalte Nah-
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auf den am Energiekonzept der Bun-
desregierung angelehnten und formu-
lierten Zielen der Stadt Bielefeld zu-
gunsten einer nachhaltigen, klima-
freundlichen Versorgung mit Elektrizität 
und Wärme für die Stadt Bielefeld ba-
siert. 
Das Konzept sieht auf der Grundlage 
der 2010 erarbeiteten „Wärmebedarfs-
studie Bielefeld u.a. nachfolgende 
Schwerpunktziele vor: 
- Senkung des CO2-Ausstoßes für 

Bielefeld 
- Erreichen einer hohen KWK-Quote 

für Bielefeld bis 2020 
- Ausbau der dezentralen KWK-

Stromerzeugung. 
Mit dem zertifizierten, günstigen „Pri-
märenergiefaktor" der Fernwärme in 
Bielefeld können die hohen Anforderun-
gen der Energieeinsparverordnung 
problemlos erfüllt werden. Zur Erzeu-
gung von 1 kWh Nutzwärme im Haus 
wird rechnerisch lediglich 0,105 kWh 
Primärenergie bei Nutzung der Bielefel-
der Fernwärme aufgewendet. Da die 
Fernwärme zu über 96 % in umwelt-
freundlicher und hocheffizienter Kraft-
Wärme-Kopplung erzeugt wird, ist sie im 
EEWärmeG als Versorgung den Rege-
nerativen gleichgestellt und ist als gül-
tige Ersatzmaßnahme anerkannt. 
Zur Erreichung der ehrgeizigen Klima-
ziele ist daher insbesondere ein Ausbau 
der klimafreundlichen und ressourcen-
schonenden Fernwärme notwendig, 
d. h.: 
- Verdichtungen im bestehenden 

Fernwärmegebiet 
- Fernwärmeausbaumaßnahmen 
- Nahwärmekonzepte wie 

• Nahwärmeinseln 
• Objekt BHKW 

D. h. Versorgung eines / mehre-
rer benachbarter, größerer Ge-
bäude 

• Mikro BHKW 
d. h. Versorgung einzelner 1- bis 
2-Familienhäuser. 

Mit Bezug auf den v. g. Sachverhalt wird 
angeregt, die Begründung im Abschnitt 
Ver- und Entsorgung, um den Unterab-
schnitt Wärmeversorgung zu ergänzen 
und nachfolgenden Text zu überneh-
men. 

wärme“ werden zur Kenntnis ge-
nommen und die Begründung 
zum Entwurf unter Punkt 5.7 "Ver- 
und Entsorgung sowie Wasser-
wirtschaft" ergänzt.  
Die Hinweise betreffen jedoch 
nicht das Bebauungsplanverfah-
ren, sondern die nachfolgende 
Ausführungsplanung. Die Hin-
weise werden an den Vorhaben-
träger weitergegeben. 
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„Auf der Grundlage des derzeit in der 
politischen Beratung befindlichen Ener-
giekonzeptes der Stadtwerke Bielefeld 
GmbH empfehlen wir die Raumwärme-
versorgung durch Nutzung der Geother-
mie mittels der Errichtung eines Kalt-
wassernetzes inclusive der Übernahme 
von Wärmepumpen im Contractingmo-
dell." 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, 
dass die Gebäude eine entsprechende 
Nähe zueinander haben sollten. Weiter-
hin ist zu prüfen, ob eine Realisierung 
aufgrund der geologischen Rahmenbe-
dingungen möglich ist. 
Alternativ wird empfohlen, die Raum-
wärmeversorgung durch den Aufbau ei-
ner Nahwärmeinsel auf Basis eines gas-
betriebenen, dezentralen BHKWs si-
cherzustellen. 
Aufgrund der Lage der zu versorgenden 
Gebäude im betrachteten Gebiet sowie 
der umgebenden und existierenden Ver-
sorgungsstruktur ist der Aufbau einer 
Nahwärmeinsel besonders empfehlens-
wert. 
 

2.13 
a) 
 
 
 

moBiel 
Verkehrspla-
nung CP 
 
24.03.2020 

zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 

Gegen die Planung bestehen keine Be-
denken, da das Plangebiet die Siedlung 
zwischen den Straßen Blackenfeld und 
Heidbrede abrundet.  
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 

b) 
 
 

 
Es wird jedoch darum gebeten, in der 
Begründung im Kapitel 5.3 "Verkehr und 
Erschließung" folgende Angaben zur 
ÖPNV-Erschließung zu ergänzen:  
Die ÖPNV-Anbindung des Plangebietes 
ist bereits heute über drei Bushaltestel-
len gewährleistet, aber zur besseren, di-
rekteren Erreichbarkeit der Haltestelle 
„Am Blackenhof“ sollte für das nördliche 
Plangebiet eine Fußwegeverbindung 
von der Wohnstichstraße zur Straße 
Blackenfeld geschaffen werden.  
 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
Eine öffentliche Fußwegeverbin-
dung zur Haltestelle „Am Blacken-
hof in Verlängerung der Wohn-
stichstraße nach Norden ist auf-
grund der bestehenden Eigen-
tumsverhältnisse nicht realisier-
bar (Privatgrundstück). 
 

c) 
 

 

 
Das geplante Wohngebiet stützt nicht 
die geplante Stadtbahnentwicklung auf 
der Achse Babenhausen – Theesen – 
Jöllenbeck, sondern die (Bus)-Achsen 
Schildesche – Vilsendorf – Jöllenbeck / 
Brake. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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2.30 
 

a) 

LWL – Archäo-
logie für West-
falen, Außen-
stelle Bielefeld 
 
30.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 
 

 

Aus dem Umfeld des Planungsgebietes 
sind archäologische Fundstellen be-
kannt. Aufgrund der Topographie des 
Geländes an ehemals fließenden klei-
nen Gewässern sind auf diesem Gelän-
desporn archäologische Bodendenkmä-
ler zu vermuten, so dass eine archäolo-
gische Prospektion mittels Suchschnitte 
vorgenommen werden muss. 
Die vorgesehenen Bodeneingriffe be-
treffen somit gem. VV zum DSchG, 
RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr v. 
11.4.2014, zu § 3 ein vermutetes Boden-
denkmal, wodurch dem Verursacher 
gem. § 29 DSchG NRW die Kostentra-
gungspflicht für die wissenschaftliche 
Untersuchung zufällt. 
Die LWL-Archäologie für Westfalen 
macht zur Auflage, dass bei Bodenein-
griffen im Vorfeld der geplanten Maß-
nahme der Oberbodenabtrag im Beisein 
einer vom Bauherrn / Veranlasser beauf-
tragten archäologischen Fachfirma 
durchgeführt wird. 
Für den Abtrag von Mutterboden und 
Schotter ist ein Kettenbagger mit brei-
tem Böschungslöffel erforderlich. Für die 
Planungen ist zu beachten, dass einmal 
geöffnete Flächen nicht mehr mit Bau-
fahrzeugen befahren werden dürfen, so-
fern dort archäologische Befunde aufge-
deckt wurden; letztere würden durch das 
Befahren zerstört und müssen demnach 
erst von der Fachfirma archäologisch 
ausgegraben bzw. untersucht werden. 
Die archäologische Fachfirma wird nach 
der Begleitung des jeweiligen Bodenab-
trags auf den betroffenen Flächen das 
Ausmaß und die Erhaltung des vermute-
ten Bodendenkmals dokumentieren und 
- sollten weitere tieferreichende Boden-
eingriffe nötig sein - die Flächen fachge-
recht ausgraben. 
Zur Vermeidung unnötiger Bauzeitver-
zögerungen wird daher empfohlen, den 
Oberbodenabtrag sowie die aufgrund 
der erforderlichen Bautiefen ggf. nötige 
und in ihrem Umfang vorab nicht einzu-
schätzende Ausgrabung in Absprache 
mit der LWL-Archäologie für Westfalen 
frühzeitig vor Beginn der eigentlichen 
Baumaßnahme durchzuführen. 
Ein entsprechendes Zeitfenster für die 
Grabung ist im Bauablaufplan einzupla-
nen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Information über das mögli-
che Vorkommen vorgeschichtli-
chen Funde bzw. Befunde und 
den daraus resultierenden archä-
ologischen Untersuchungsbedarf 
wird an den Vorhabenträger wei-
tergegeben und in den textlichen 
Festsetzungen unter "Sonstige 
Hinweise" aufgenommen. Die 
Begründung zum Bebauungs-
plan wird im Kapitel 5.8 Denkmal-
schutz um die Inhalte der Stel-
lungnahme ergänzt. 
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2.31 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geologischer 
Dienst NRW - 
Landesbetrieb 
 
06.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan  
 

 

Schutzgut Boden 
Wie bereits in der Analyse der land-
schaftsökologischen und landschafts-
rechtlichen Situation zum Bebauungs-
plan dargestellt, treten auf Basis der im 
Geologischen Dienst als Datengrund-
lage vorliegenden Bodenkarte im Plan-
gebiet schutzwürdige Böden (überwie-
gend Parabraunerden) auf. Es handelt 
sich um fruchtbare Böden mit sehr hoher 
Funktionserfüllung; d. h. Böden mit einer 
sehr hohen Regelungs- und Pufferfunk-
tion / einer sehr hohen natürlichen Bo-
denfruchtbarkeit (höchste Schutzstufe). 
Aus Bodenschutzsicht sind nach den ge-
setzlichen Vorgaben (z. B. § 2 Bundes-
Bodenschutzgesetz, § 1 Landesboden-
schutzgesetz, § 7 und § 15 Bundesna-
turschutzgesetz) die vorliegenden Bö-
den als Wert- und Funktionselemente 
besonderer Bedeutung zu bewerten. 
Demnach ist eine bodenfunktionsbezo-
gene Kompensation für den Verlust die-
ser Böden vorzunehmen. Es wird eine 
bodenfunktionsbezogene Kompensa-
tion für den Verlust dieser Böden auf ex-
ternen Flächen empfohlen. Hinweise zur 
Kompensation unvermeidbarer Beein-
trächtigungen ist folgender Veröffentli-
chung zu entnehmen (Kap. 3.7, S. 24): 
„Bodenschutz in der Umweltprüfung 
nach BauGB - Leitfaden für die Praxis 
der Bodenschutzbehörden in der Bau-
leitplanung.“ 
 

 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
Die Informationen zur bodenfunk-
tionsbezogenen Kompensation 
für den Verlust der vorhandenen 
schutzwürdigen Böden werden an 
den mit dem Umweltbericht be-
auftragten Gutachter weitergege-
ben. 
 
 

b) 
 
 

 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, 
dass das häufige Auftreten des festge-
stellten Bodentyps im Plangebiet des-
sen Schutzwürdigkeit und die damit ver-
bundene besondere Bedeutung als 
Wert- und Funktionselement nicht in 
Frage stellt (s. Analyse der land-
schaftsökologischen und landschafts-
rechtlichen Situation, S. 20: „Die Para-
braunerde ist im Landschaftsraum weit 
verbreitet"). Das verwendete Klassifika-
tionssystem „Karte der schutzwürdigen 
Böden" lässt neben der Einteilung in 
Schutzwürdigkeitsklassen keine zusätz-
lichen Auf- und Abwertungen zu (z. B. 
Seltenheit), die die festgelegten Einstu-
fungen von Schutzwürdigkeiten nach-
träglich verändern bzw. reduzieren. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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c) 
 

 

 
Es ist auch keine dauerhafte bzw. nach-
haltige Beeinträchtigung der o. g. 
schutzwürdigen Böden durch die im 
Rahmen der landwirtschaftlichen Nut-
zung verwendeten Folientunnel zu er-
warten (s. Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung, S. C4). Nach 
Entfernung dieser temporären Überbau-
ung können die Böden ihre Funktionen 
in dem bekannten Umfang wieder voll 
übernehmen. Eine nachhaltige Beein-
trächtigung der Böden hat nicht stattge-
funden, sodass der o. g. genannte 
Schutzstatus auch damit nicht in Frage 
zu stellen ist. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

2.35 
 

Bezirksregie-
rung Arnsberg 
Abteilung 6 
Bergbau und 
Energie in NRW 
 
27.02.2020 
 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 
 

Das Vorhaben liegt über einem bereits 
erloschenen Bergwerksfeld ohne 
Rechtsnachfolger. 
In den der Bezirksregierung vorliegen-
den Unterlagen ist im Bereich des Plan-
gebietes Bergbau nicht verzeichnet. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

2.37 
a) 
 
 

 

Landesbüro der 
Naturschutzver-
bände NRW  
 
26.03.2020 
 
zwei identische 
Stellungnahmen 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 
 

Im Namen und mit Vollmacht des BUND 
NRW e.V. wird wie folgt Stellung genom-
men:  
Wegen zweier Sachverhalte, die fehler-
haft bzw. unvollständig dargestellt sind, 
ist eine deutliche Änderung der Pläne 
notwendig:  
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

b) 
 
 

 Die geplante Bebauung ist laut städti-
scher Beurteilung in der besonders an 
Sommertagen kritischen Erwärmung 
sehr ungünstig. Die Kaltluftgenese wird 
erheblich verringert, der Kaltluftabfluss 
in südöstlicher Richtung aufgrund der 
überwiegend quer dazu stehenden Ge-
bäude verhindert.  
Auch die Schaffung von versiegelten 
zentralen Sammel-Stellplätzen statt ob-
ligatorischer Tiefgaragen verschärft die 
Effekte.  
Ebenso ist der zu schmale mittige Grün-
gürtel mit der Nordost-Südwest-Orien-
tierung für den Kaltluftabfluss hinderlich. 
Eine Verschwenkung dem natürlichen 

Der Anregung wird zum Teil ge-
folgt. 
Das Plangebiet liegt nach der Pla-
nungshinweiskarte in der Stadt-
klimaanalyse 2018 in einem Aus-
gleichsraum mit dem klimaökolo-
gischen Schutzbedarf 2. Priorität, 
dem - da das Areal ein Kaltluft-
quellgebiet mit Anschluss an Kalt-
luftleitbahnen ist - zukünftig auf-
grund des bis 2050 zu erwarten-
den Klimawandels eine sehr hohe 
Bedeutung als nächtlicher Luft-
austauschbereich und / oder Er-
holungsfläche am Tage zukom-
men wird. Bei dem Plangebiet 
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Geländegefälle entsprechend wäre an-
gebracht.  
Auch bei den Vorgaben zur möglichen 
Vorgartenversiegelung bis 75 % wäre 
eine verbindliche Nutzung von Rasengit-
tersteinen für Stellplätze und ein Verbot 
von Schotter- oder Kiesflächen sowohl 
aus Klimaaspekten als auch gegen Ver-
armung der Biodiversität sinnvoll.  
 

handelt es sich aber auch um ei-
nen Bereich, in dem laut der Pla-
nungshinweiskarte eine bauliche 
Entwicklung mit optimierenden 
Maßnahmen stadtklimaverträg-
lich möglich ist. 
Nach der Planungshinweiskarte 
strömt die Kaltluft im Plangebiet 
überwiegend in Richtung Süden, 
am Südrand in Richtung Südos-
ten. 
Die überbaubaren Flächen sind 
im Bebauungsplan überwiegend 
so ausgerichtet, dass die Bebau-
ung den Kaltluftstrom unterstützt. 
Eine Ausnahme bildet der Ein-
gangsbereich zum Plangebiet, an 
dem zur Betonung des Entrées 
zum neuen Wohngebiet bauliche 
Raumkanten in Ost-West-Rich-
tung vorgesehen sind. Des Weite-
ren sind im Osten des Plangebie-
tes im Wesentlichen Einzel- und 
Doppelhäuser vorgesehen. 
Der zentrale Grünzug quert mit ei-
ner Breite von jetzt ca. 18 m bis 
25 m das Plangebiet in Nord-Süd-
Richtung. 
Anstatt von Sammel-Stellplätzen 
sind im Plangebiet zwei größere 
Quartiersgaragen vorgesehen, 
deren Dächer begrünt werden 
sollen, sodass eine Erwärmung 
durch sie sehr begrenzt sein 
dürfte. 
Der Anteil der mit Steinen, Kies 
oder Schotter gestalteten Flächen 
in Vorgärten wird im Bebauungs-
plan-Entwurf begrenzt auf 1/3 der 
Mindestvegetationsfläche (über-
wiegend 50 %) in Vorgärten. Da-
mit wird der Anteil für Wege und 
Stellflächen plus mit Steinen, Kies 
oder Schotter gestaltete Flächen 
reduziert auf maximal 66,5 %. 
Eine Festsetzung zur Befestigung 
von Stellplatzanlagen mit Rasen-
gittersteinen wird nicht getroffen, 
da infolge der regelmäßigen Be-
lastung durch Kfz die Wasser-
durchlässigkeit nach einiger Zeit 
nicht mehr gegeben ist.  
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c) 
 
 
 

 Die schützenswerten Sieke enden nicht 
an der westlichen Grenze der gesetzlich 
geschützten Biotope und Biotopkatas-
terflächen. Wie die Bodenkarte sowie 
z. T. die Vegetationstypen deutlich zei-
gen - trotz nivellierender landwirtschaft-
licher Aktivitäten in der Vergangen-
heit - reichen die Sieke der beiden Fließ-
gewässer 12.03.01 weiter nach Westen, 
mindestens bis zur Höhenlinie 97 m. 
Diese Siekbereiche sind von Bebauung 
und Wegebau freizuhalten.  
Eine Verlegung des südlichen Astes die-
ses Fließgewässers wäre ein schwer-
wiegender Eingriff und ist auszuschlie-
ßen.  
Auch die Stadt Bielefeld hatte eine Eig-
nung des Areals für Bebauung nur mit 
der Einschränkung, dass die Sieke un-
beeinträchtigt blieben, konstatiert. 
Ebenso hatte eine Arbeitsgruppe des 
Naturschutzbeirates der Stadt Bielefeld 
das Gebiet nur mit Einschränkungen als 
für Wohnbebauung geeignet erklärt, wo-
bei unter anderem der Verlust an beson-
ders wertvollem Ackerboden und Grün-
land angeführt wurde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine genaue Kartierung der Pflanzenge-
sellschaften in diesem Bereich - trotz 
Störungen - ist vor endgültiger Planung 
notwendig, ebenso eine dem Stand der 
Technik genügende Erhebung der ge-
schützten Tierarten im gesamten Plan-
gebiet (vgl. auch Zielkonzept Natur-
schutz Stadt Bielefeld).  
 

Die Anregung ist bereits berück-
sichtigt. 
Die Siekbereiche werden von Be-
bauung freigehalten. Die Grenzen 
des geplanten Wohngebietes lie-
gen außerhalb der 97 m-Höhenli-
nie. In den Siekbereichen sind 
Grünflächen vorgesehen; die da-
rin geplanten Wege verlau-
fen - mit Ausnahme der Verbin-
dung zum Ende der Straße Heid-
brede - weitgehend auch außer-
halb der 97 m-Höhenlinie.  
Der Anregung, die Lage des süd-
lichen Fließgewässers beizube-
halten, wird nicht gefolgt. die bei-
den Fließgewässer sind - wie in 
den Allgemeinen Zielen und Zwe-
cken der Planung im Kapitel 3 un-
ter „Gewässer und Hochwasser-
schutz“ bereits erläutert -, vor Ort 
jedoch nicht erkennbar. Topogra-
fie, Vegetation und Bodenfeuchte 
lassen jedoch darauf schließen, 
dass die Flächen um die darge-
stellten Fließgewässer temporär 
der oberflächlichen Entwässe-
rung des Plangebietes nach 
(Stark-)Regenereignissen die-
nen. 
Mit der Bebauung und Kanalisie-
rung des Plangebietes wird beim 
Nebengewässer 12.03 oberhalb 
der Station 400 künftig auch kein 
Abfluss mehr stattfinden.  
Im Plangebiet werden bislang 
landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen zu Gunsten des neuen 
Wohngebietes entfallen. Dies 
wird jedoch vor den Hintergrund 
des dringenden Wohnraumbe-
darfs als vertretbar angesehen.  
 
Die Anregung wird berücksich-
tigt. 
Im Rahmen des artenschutzrecht-
lichen Fachbeitrags werden für 
das gesamte Plangebiet die vor-
handenen Tier- und Pflanzenar-
ten entsprechend der Abstim-
mung mit dem Umweltamt erho-
ben. 
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d) 
 
 
 

 Weitere Anmerkungen:  
Das Planungsziel einer sozialen Durch-
mischung scheint nicht gelungen zu 
sein.  
 

 
Die Anregung ist bereits berück-
sichtigt.  
Eine soziale Mischung soll durch 
die Festsetzung unterschiedlicher 
Haustypen (vom Mehrfamilien- 
bis zum Einfamilienhaus), Eigen-
tumsverhältnisse (Wohnungs- / 
Hauseigentum sowie Mietwoh-
nung) sowie eine Regelung zur 
Schaffung eines 25 %-Anteils an 
Wohneinheiten im öffentlich ge-
förderten sozialen Wohnungsbau 
durch einen städtebaulichen Ver-
trag zum Satzungsbeschluss zwi-
schen der Stadt und dem Investor 
(Projektentwickler) erfolgen. 
 

e) 
 
 

 Die Verkehrsplanungen entsprechen 
nicht den Vorstellungen einer Verkehrs-
wende.  
 

Der Anregung wird gefolgt.  
Im westlichen Teil des Wohnge-
bietes sind zwei Quartiersgara-
gen vorgesehen, in denen die 
Stellplätze für mehrere Ge-
schosswohnungsbauten gemein-
schaftlich untergebracht werden 
sollen. Durch die Konzentration 
der Stellplätze wird der Verkehr 
auf den Verbindungsstraßen re-
duziert. Dadurch sind diese bes-
ser für Fußgänger und Radfahrer 
nutzbar. 
In den Quartiersgaragen sollen 
Plätze für Carsharing-Fahrzeuge 
vorgehalten werden. Damit kann 
die Anzahl der Kfz im Plangebiet 
und reduziert werden.  
 

f) 
 

 Etliche Vorschläge, unter anderem zu 
Bepflanzungen, sind zu unverbindlich. 
 

 

Der Hinweis ist bereits berück-
sichtigt. 
In den Allgemeinen Zielen und 
Zwecken der Planung sind die 
wichtigsten Festsetzungen grob 
beschrieben. Detaillierte Festset-
zungen sind im Bebauungsplan-
Entwurf erfolgt. 
 

1.4 
 
 
 
 

a) 

 

Stadt Bielefeld 
Umweltamt 
 
06.05.2020 
 
zum Bebauungs-
plan und zur 
FNP-Änderung 
 

Untere Naturschutzbehörde 

Bei der Erarbeitung des Entwurfes wird 
darum gebeten, folgendes zu beachten:  
 
1. Eingriffsregelung  
Die Ermittlung der Eingriffserheblichkeit 
und des Ausgleichsflächenbedarfes ist 
nach dem „Modifiziertes Verfahren zur 
Berücksichtigung der Belange von Natur 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis ist bereits berück-
sichtigt. 
Der Hinweis bezüglich der Be-
rücksichtigung vom Bielefelder 
Modell Bauleitplanung werden an 
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und Landschaft sowie des Artenschut-
zes in der Bauleitplanung (Bielefelder 
Modell Bauleitplanung)“ der Stadt Biele-
feld in enger Abstimmung mit der unte-
ren Naturschutzbehörde durchzuführen. 
Das gleiche gilt auch für die Auswahl der 
Ausgleichsflächen und der Ausgleichs-
maßnahmen. Als Grundlage für die Be-
urteilung des Eingriffes in Natur und 
Landschaft ist eine Biotoptypenkartie-
rung und -bewertung nach dem Bielefel-
der Modell durchzuführen.  
 

den für den Umweltbericht zu-
ständigen Gutachter weitergege-
ben. 
 

 

b)  
Der Investor hat die für den Ausgleich 
notwendigen Flächen für das gesamte 
Plangebiet bereitzustellen sowie die 
Ausgleichsmaßnahmen auf seine Kos-
ten herzustellen und zu finanzieren.  

 

Der Anregung wird gefolgt. 
Der Vorhabenträger übernimmt 
die Klärung der Flächenbereit-
stellung für das Gesamtgebiet. 
Die konkrete Umsetzung wird im 
weiteren Verfahren im Folge-
maßnahmenvertrag zwischen 
dem Investor und der Stadt vor 
dem Satzungsbeschluss gere-
gelt. 
 

c) 
 
 

 Sofern der Ausgleich im Plangebiet er-
folgen kann, sind die Ausgleichsflächen 
im Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 
20 BauGB festzusetzen und den Ein-
griffsflächen gem. § 9 Abs. 1a BauGB 
zuzuordnen. In den textlichen Festset-
zungen sind die Größe der Ausgleichs-
flächen sowie Art und Umfang der Aus-
gleichsmaßnahmen aufzuführen. Dabei 
ist in den textlichen Festsetzungen an-
zugeben, welcher Flächenanteil dem 
Ausgleich für die Erschließung dient, der 
nach Erschließungsrecht abzurechnen 
ist, und welcher Flächenanteil dem Aus-
gleich für Wohnbebauung und sonstige 
Festsetzungen dient, der nach der Kos-
tenerstattungssatzung der Stadt Biele-
feld umzulegen ist. 

Der Anregung wird gefolgt. 
Ein Teil des Ausgleichs kann im 
Plangebiet erfolgen. Im Bebau-
ungsplan werden dazu entspre-
chende Flächen und Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Land-
schaft gem. § 9 Abs. 1 Nrn. 20 
und 25 BauGB festgesetzt. 
 
 

d) 
 
 
 

 Sofern der Ausgleich außerhalb des Be-
bauungsplangebietes erfolgen soll, sind 
in den Hinweisen unter den textlichen 
Festsetzungen Angaben zur Lage der 
Ausgleichsfläche unter Nennung der 
Grundstücke (Gemarkung, Flur, Flur-
stück), zu deren Flächengröße sowie zu 
Art und zum Umfang der Maßnahmen 
aufzuführen.  
Bei gemeindeeigenen Ausgleichsflä-
chen außerhalb des Bebauungsplange-
bietes ist zusätzlich eine Festsetzung 
gem. § 9 Abs. 1a BauGB zu treffen, in 
der die Eingriffe getrennt nach der Er-

Der Anregung wird gefolgt. 
Zum Ausgleich des Kompensati-
onsdefizits müssen externe Kom-
pensationsflächen in Anspruch 
genommen werden. In den Hin-
weisen unter den textlichen Fest-
setzungen erfolgen Angaben zur 
Lage der Ausgleichsfläche, deren 
Größe sowie zu Art und zum Um-
fang der Maßnahmen. 
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schließung, die nach Erschließungs-
recht umgelegt werden, sowie der Be-
bauung und sonstige Festsetzungen, 
die auf der Grundlage der Kostenerstat-
tungssatzung abgerechnet werden, den 
gemeindeeigenen Ausgleichsflächen 
zugeordnet werden.  
Art, Umfang und Lage der Ausgleichsflä-
chen sind im weiteren Verfahren in Ab-
stimmung mit der unteren Naturschutz-
behörde zu konkretisieren.  
 

e)  Grundsätzlich können hierfür im Plange-
biet vorhandene Ackerflächen und inten-
siv genutzte Grünlandflächen, sofern sie 
innerhalb der geplanten südlichen öf-
fentlichen Grünfläche im Bereich des 
Gewässers 12.03.01 oder der geplanten 
nördlichen öffentlichen Grünfläche im 
Bereich des Gewässers 12.03. liegen, 
zumindest in Teilen genutzt werden. 
Während der Bereich der vorgesehenen 
nördlichen Grünfläche gem. Luftbild voll-
ständig als Intensivgrünland genutzt 
wird, wird die geplante südliche Grünflä-
che überwiegend als Intensivgrünland, 
untergeordnet als Acker bewirtschaftet. 
Dies hat, soweit die Festsetzung von 
Ausgleichsmaßnahmen innerhalb dieser 
beiden öffentlichen Grünflächen beab-
sichtigt wird, Auswirkungen auf das Auf-
wertungspotential. Zu bedenken ist in 
diesem Zusammenhang, dass diese 
Ausgleichsflächen aufgrund der unmit-
telbaren Nähe zu den Wohnbauflächen, 
infolge der Freizeit- und Erholungsnut-
zung und das Freilaufenlassen von Hun-
den, einem hohen Maß an Störeinflüs-
sen unterliegen und daher die erforderli-
che Funktionsfähigkeit hier nur einge-
schränkt erfüllt werden kann. Während 
naturnahe, freiwachsende und standort-
gerechte Gehölzanpflanzungen aus 
ausschließlich heimischen Gehölzen in-
nerhalb öffentlicher Grünflächen diesem 
Anspruch noch eher gerecht werden, ist 
der ökologische Nutzen von extensiv ge-
nutzten Grünlandflächen innerhalb von 
öffentlichen Grünflächen äußerst einge-
schränkt gegeben. Daher können die 
vorhandenen Wiesenflächen nur mit Ab-
schlägen als Ausgleichsfläche gewertet 
werden.  
 

Der Anregung wird gefolgt.  
Innerhalb der geplanten öffentli-
chen Grünfläche am nordöstli-
chen und südöstlichen Rand des 
Plangebietes werden vorhandene 
Acker- und intensiv genutzte 
Grünlandflächen im Bereich der 
Gewässer 12.03.01 und 12.03. in 
Abstimmung mit dem Umweltamt 
als Ausgleichsflächen genutzt. 
 

f) 
 
 

 Die von der Politik vorgeschlagene Aus-
gleichsmaßnahme in Form von Streu-

Der Anregung wird gefolgt. 
In Absprache mit dem Umweltamt 
werden als Ausgleichsmaßnahme 
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obstwiesen ist zwar in der Sache zu be-
grüßen, in der Umsetzung und Nachhal-
tigkeit aber problematisch: Die Unterhal-
tung ist teuer und aufwendig, Vorausset-
zung sind Fachkenntnisse, die die meis-
ten Privatpersonen nicht haben. Schwie-
rig ist auch, Bürger zu finden, die bereit 
sind, sich langfristig für die Unterhaltung 
der Streuobstwiese zu verpflichten. 
Hinzu kommt, dass auch andere Perso-
nen die Früchte nutzen werden, ohne 
dass sie ein Pachtverhältnis mit der da-
mit verbundenen Verpflichtung zur 
Pflege der Gehölze eingegangen sind. 
Der jährliche einschürige bis zweischü-
rige Wiesenschnitt ist nur bedingt ver-
wertbar, da diese wohngebietsnahen 
Flächen in der Regel von Hunden verun-
reinigt werden. Die Nutzung des Wie-
senschnittes für Vieh ist daher nur be-
dingt gegeben, da die meisten Viehhal-
ter nicht bereit sind, dieses Grünfutter zu 
erwerben. 
 

keine Streuobstwiesen festge-
setzt, sondern artenreiche Mäh-
wiesen. 

g) 
 
 

 Der zentrale Grünzug, der mitten durch 
die vorgesehene Bebauung verläuft, ist 
aufgrund der starken Störeinflüssen 
ausgehend von der angrenzenden 
Wohnbebauung und der Erholungsnut-
zung, für den Ausgleich ungeeignet. 
 

Der Anregung wird gefolgt. 
Eine Inanspruchnahme des zent-
ralen Grünzugs als Ausgleichsflä-
chen ist nicht vorgesehen, da der 
Grünzug die zur Versorgung des 
neuen Wohngebietes erforderli-
chen Spielflächen aufnehmen 
soll. 
 

h) 
 
 
 

 Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnah-
men ist im weiteren Verfahren über ei-
nen Folgemaßnahmenvertrag zwischen 
dem Investor, dem Eigentümer der Aus-
gleichsfläche und der Stadt abschlie-
ßend zu regeln. Dieser muss vor dem 
Satzungsbeschluss abgeschlossen 
sein.  
 

Der Anregung wird gefolgt. 

j) 
 
 

 2. Röhrichtbestand im Bereich des na-
menslosen Gewässers 12.03.01  
Beidseitig des Gewässers 12.03.01 be-
findet sich ein Röhrichtbestand (s. An-
lage), der im nördlichen Bereich teil-
weise und im südlichen Bereich vollstän-
dig im Plangebiet innerhalb des geplan-
ten öffentlichen Grünzugs liegt. Die Flä-
che ist einzumessen und im Bebauungs-
plan über eine Festsetzung gem. § 9 
Abs. 1 Ziffer 20 BauGB zu sichern.  
Eine Nutzung als Ausgleichs- und Er-
satzfläche ist aufgrund ihrer bereits vor-
handenen ökologischen Wertigkeit nicht 
gegeben.  

Der Anregung wird gefolgt. 
Die Fläche mit Röhrichtbestand 
im Randbereich des Gewässers 
12.03.01 wird eingemessen und 
im Bebauungsplan durch die Fest-
setzung als zu erhaltender und zu 
ergänzender Röhrichtbestand 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
planungsrechtlich gesichert. 
Die Wegeführung um das neue 
Wohngebiet ist in ausreichender 
Entfernung vom Röhrichtbestand 
vorgesehen. Gehölzanpflanzun-
gen werden im Bebauungsplan 
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Zudem ist bei der Gestaltung der öffent-
lichen Grünfläche darauf zu achten, 
dass mit der Wegeführung und mit Ge-
hölzanpflanzungen wegen der hier nicht 
gewünschten Beschattung ein ausrei-
chender Abstand eingehalten wird.  
 

nur in den mit dem Umweltamt ab-
gestimmten Bereichen zugelas-
sen. 

k) 
 
 

 3. Schutzwürdiges Biotop Nr. BK-3917-
670  
Das in der südöstlichen Spitze des Be-
bauungsplangebietes befindliche 
schutzwürdige Biotop, das im Biotopkat-
raster des Landes NRW mit der Ken-
nung BK-3917-670 geführt wird, ist über 
eine Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Zif-
fer 20 BauGB zu sichern.  
 

 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Fläche der Biotopkatasterflä-
che BK-3917-670 wird gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Fläche 
für Maßnahmen planungsrecht-
lich gesichert.  
 

l) 
 
 

 4. Artenschutz  
In einem artenschutzrechtlichen Fach-
beitrag hat ein Fachgutachter zu prüfen 
und darzulegen, ob die Umsetzung des 
Bebauungsplanes mit den artenschutz-
rechtlichen Belangen vereinbar ist und 
ob ggf. ein Verstoß gegen die arten-
schutzrechtlichen Verbote des § 44 
Abs. 1 Ziffer 1 – 3 BNatSchG durch die 
Umsetzung geeigneter Vermeidungs-
maßnahmen vermieden werden kann. 
Das Fachgutachten ist entsprechend 
der gemeinsamen Handlungsempfeh-
lung des Landes NRW: „Artenschutz in 
der Bauleitplanung und bei der bau-
rechtlichen Zulassung von Vorhaben“ 
vom 22.12. 2010 zu erstellen.  
 

 
Der Anregung wird gefolgt. 
Ein artenschutzrechtlicher Fach-
beitrag wurde in Abstimmung mit 
dem städtischen Umweltamt er-
stellt und liegt zum B-Planent-
wurf vor. 
 

m) 
 
 
 
 
 

 Innerhalb des unbebauten Plangebietes 
sind keine planungsrelevanten Arten be-
kannt. Im Bereich der angrenzend vor-
handenen Wohnbebauung brüten ne-
ben Rauchschwalben mehrere Mehl-
schwalbenpaare.  
Da es sich bei dem Plangebiet überwie-
gend um einen großräumigen, offenen 
Landschaftsraum ohne nennenswerte 
vertikale Strukturen handelt, können Of-
fenlandbiotoparten trotz der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung nicht von 
vornherein ausgeschlossen werden. Da-
her ist im Rahmen des Aufstellungsver-
fahrens zum Bebauungsplan eine Brut-
vogelkartierung in Form einer qualitati-
ven Untersuchung nach Südbeck et al 
(2005/2012) durchzuführen. 
Nach derzeitigem Erkenntnisstand 
reicht hinsichtlich der Artengruppe der 
Fledermäuse eine Worst-Case-Betrach-
tung. In diesem Zusammenhang ist der 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
Die Information bezüglich der im 
Umfeld des Plangebietes brüten-
den Rauch- und Mehlschwalben, 
zur Brutvogelkartierung, der 
Worst-Case-Betrachtung der Ar-
tengruppe der Fledermäuse etc. 
werden an den mit dem arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag be-
auftragten Gutachter weitergege-
ben. 
Eine Einmessung der Bäume mit 
Höhlen und Spalten ist nicht erfor-
derlich, denn laut dem Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag 
existieren im Plangebiet lediglich 
drei Höhlenbäume, und diese be-
finden sich im Bereich der geplan-
ten Grünflächen am Nordost- und 
Südostrand des Plangebietes. 
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Baumbestand vor Ort dahingehend zu 
überprüfen, ob er Baumhöhlen oder -
spalten aufweist, die von Fledermäusen 
aber auch von Vögeln als Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte genutzt werden. 
Hierzu sind, sofern dies nicht mit einem 
zu hohen Aufwand verbunden ist, die 
Höhlen hinsichtlich ihrer Eignung und ih-
rer tatsächlichen Nutzung als Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte einzusehen. Die 
Bäume mit Höhlen und Spalten sind mit-
tels DGPS einzumessen und in einem 
Plan maßstabsgerecht einzuzeichnen.  
Ist im Zusammenhang mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes kurzfristig 
mit einem Abriss von Gebäuden zu rech-
nen, sind diese von außen und von in-
nen auf Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten für Fledermäuse und Vögel zu prü-
fen.  
Anhand des Fachinformationssystems 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz ist zu prüfen, ob 
noch weitere planungsrelevante Arten 
anderer Artengruppen zu untersuchen 
sind. Sollten bei den Begehungen vor 
Ort weitere planungsrelevante Arten 
festgestellt werden, sind diese in die Un-
tersuchung einzubeziehen und ggf. ent-
sprechende Kartierungen durchzufüh-
ren.  
 

n)  Die ggf. erforderlichen artenschutzrecht-
lichen Vermeidungsmaßnahmen müs-
sen als Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 
Ziffer 20 BauGB in den Bebauungsplan 
aufgenommen werden. Zudem sind die 
Vermeidungsmaßnahmen analog zu 
den Bestimmungen des § 17 Abs. 4 
BNatSchG (naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung) im Hinblick auf Art, Um-
fang, Lage und Herstellungszeitpunkt 
konkret zu planen und im Umweltbericht 
und im Artenschutzfachbeitrag darzule-
gen. Die erforderlichen Maßnahmen 
sind vorab mit der unteren Naturschutz-
behörde abzustimmen.  
Darüber hinaus ist die Bereitstellung der 
zur Umsetzung der artenschutzrechtli-
chen Maßnahmen notwendigen Flächen 
und die dauerhafte Sicherung der Flä-
chen und Maßnahmen vor dem Sat-
zungsbeschluss sicherzustellen und in 
einem Folgemaßnahmenvertrag zwi-
schen der Stadt, dem Investor und dem 
Grundstückseigentümer verbindlich zu 
regeln.  

Der Anregung wird gefolgt. 
Die im Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag benannten Vermei-
dungsmaßnahmen werden im 
Umweltbericht dargelegt und als 
Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen. 
In einem Folgemaßnahmenver-
trag zwischen der Stadt und dem 
Investor werden die artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen vor dem 
Satzungsbeschluss verbindlich 
geregelt. 
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o)  5. Auswirkungen auf den Landschafts-
plan Bielefeld-West  
Das Plangebiet liegt überwiegend im 
Geltungsbereich des Landschaftsplanes 
Bielefeld-West. Hier ist hier das Entwick-
lungsziel Nr. 1 „Erhaltung“ dargestellt. 
Eine Schutzgebietsausweisung wurde 
nicht getroffen.  
Es bestehen im Wesentlichen keine Be-
denken, dass mit dem Satzungsbe-
schluss zum Bebauungsplan die Fest-
setzungen und Darstellungen des Land-
schaftsplanes zurücktreten.  
Die auf Seite B-31 der Unterlagen dar-
gestellte Anpassung des Landschafts-
planes wird jedoch teilweise abgelehnt. 
Da sich der Landschaftsplan mit seinen 
Darstellungen und Festsetzungen auf im 
Bebauungsplan festgesetzte private und 
öffentliche Flächen erstrecken kann, 
sollte sich der Landschaftsplan mit sei-
nem Geltungsbereich auch weiterhin auf 
das im Osten des Plangebietes befindli-
che schutzwürdige Biotop BK-3917-670 
erstrecken.  
Im weiteren Verfahren ist die Anpassung 
des Landschaftsplanes Bielefeld-West 
mit der unteren Naturschutzbehörde eng 
abzustimmen. 
 

 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Flächen, die aus dem Land-
schaftsplan herausgenommen 
werden sollen, werden im Osten 
reduziert, sodass die Fläche des 
schutzwürdigen Biotops BK-
3917-670 im Geltungsbereich des 
Landschaftsplans verbleibt.  

p)  Untere Wasserbehörde im Hinblick 
auf Grundwasser, Untere Abfallbe-
hörde und Untere Bodenschutzbe-
hörde 

Grundwasserschutz / WSG  
Die o. g. Fläche liegt nicht in einem be-
reits festgesetzten oder derzeit geplan-
ten Wasserschutzgebiet.  

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

 

q) 
 

Aufgrund des im Plangebiet zeitweise 
hoch anstehenden Grundwassers wird 
empfohlen, auf Keller zu verzichten. 
Werden dennoch Keller gebaut, sind 
diese wasserdicht auszubilden (z. B. 
Weiße Wanne).  
Es dürfen keine Drainagen zur perma-
nenten Absenkung des Grundwassers 
gebaut werden. 
 
 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen.  
Die Inhalte der Stellungnahme 
werden in der Begründung im Ka-
pitel 5.7 "Ver- und Entsorgung so-
wie Wasserwirtschaft" sowie in 
den textlichen Festsetzungen un-
ter "Sonstige Hinweise" ergänzt. 

 
 

r) 
 

Altlasten und Altstandorte  
Im Plangebiet befinden sich zzt. meh-
rere Gartenbaubetriebe, die teilweise 
unter Glas oder Folie produzieren. Er-
fahrungsgemäß sind Verunreinigungen 

Der Anregung wird gefolgt. 
Es erfolgt eine orientierende Un-
tersuchung des Bodens im Plan-
gebiet hinsichtlich von Verunrei-
nigungen mit Spritzmitteln sowie 
der Fläche um die Altablagerung 
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des Bodens mit Spritzmitteln nicht aus-
zuschließen. Im weiteren Planverfahren 
ist daher zur Verifizierung ein Gutachten 
unter Berücksichtigung der Folgenut-
zung (Wohnen) durch einen Sachver-
ständigen zu erstellen. Hierzu ist ein Un-
tersuchungskonzept zu verfassen und 
mit dem Umweltamt der Stadt Bielefeld, 
360.32, abzustimmen.  
Am östlichen Rand des Plangebiets be-
findet sich zudem die im Altlastenkatas-
ter unter der Nummer AA 148 aufge-
führte Altablagerung (s. Anlage 2). Da-
bei handelt es sich um eine ehemalige 
Boden- und Bauschuttkippe aus den 
1970er Jahren. Da die genaue Abgren-
zung der Ablagerung nicht bekannt ist, 
sind diesbezüglich ebenfalls Untersu-
chungen vorzunehmen. Zudem soll 
nach dem derzeitigen Planungsstand in-
nerhalb des Plangebiets, nah an dem 
angenommenen Grenzverlauf dieser 
Deponie ein Regenrückhaltebecken als 
Erdbecken angelegt werden und die 
Einleitung in das Siek erfolgen. Deshalb 
ist bei den durchzuführenden Untersu-
chungen der Ablagerung neben der ge-
nauen Lage auch der Deponieinhalt ent-
sprechend zu untersuchen.  
 

AA 148. Die Ergebnisse der Bo-
denuntersuchungen werden bis 
zu Entwurfsbeschluss vorliegen 
und in den Bebauungsplan II/V6 
und den Umweltbericht einflie-
ßen. 
 

s) 
 

 

Bodenschutz  
Die ackerbaulich und für den Erwerbs-
gartenbau genutzten Böden weisen eine 
besonders hohe Bodenfruchtbarkeit auf. 
Sie besitzen eine sehr hohe Regler- und 
Pufferfunktion, d. h., sie können sehr gut 
Wasser und Nährstoffe speichern. Auf-
grund der Inanspruchnahme dieser sehr 
hoch schutzwürdigen Böden ist der 
Kompensationsflächenbedarf um 10 % 
zu erhöhen.  

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
Die Information bezüglich des hö-
heren Kompensationsflächenbe-
darfs für die Böden mit hoher Bo-
denfruchtbarkeit werden an den 
mit dem Umweltbericht beauf-
tragten Gutachter weitergege-
ben. 
 
 

t) 
 

Im Hinblick auf einen möglichst sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden 
sollte der Anteil der freistehenden Ein- 
und Zweifamilienhäuser zugunsten 
kompakterer Bauformen gesenkt wer-
den. 
 

Der Anregung wird gefolgt.  
Der Anteil der Ein- und Zweifami-
lienhäuser wird reduziert und der 
Anteil des Geschosswohnungs-
baus etwas erhöht. 
Dennoch soll insgesamt eine Pa-
lette aus verschiedenen Hausty-
pen gesichert werden, die der 
breitgefächerten Nachfrage nach 
Wohnraum Rechnung trägt. 

u) 
 

Untere Wasserbehörde im Hinblick 
auf Oberflächengewässer 

Gewässerökologie  

 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
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Im Plangebiet verlaufen die Gewässer 
12.03 und 12.03.01 (Nebengewässer 
zum berichtspflichtigen Gewässer Jölle). 
Entlang der eingezeichneten Nebenge-
wässer sind Grünflächen geplant.  
Das Nebengewässer 12.03. ist oberhalb 
des Waldbereiches nicht vorhanden. 
Das Niederschlagswasser der Ge-
wächshausdachflächen läuft diffus über 
eine Wiese in den Waldbereich. Mit der 
Bebauung und Kanalisierung des ge-
samten Bereiches wird im Nebengewäs-
ser 12.03 oberhalb der Station 400 künf-
tig kein Abfluss mehr stattfinden. 
Bei dem NG 12.03.01 ist zwar ebenfalls 
kein Gerinne erkennbar, allerdings hat 
sich ein ökologisch wertvoller Sumpfbe-
reich ausgebildet, der teilweise noch et-
was erweitert werden könnte. Dabei ist 
vor allem die Beseitigung der Lagerflä-
chen und der Grünabfälle, die hier im 
Gewässerbereich abgelagert sind, erfor-
derlich. Zukünftig kann die Einleitung 
aus dem geplanten RRB diffus in das 
schutzwürdige Biotop BK-3917-670 er-
folgen, um den Wasserhaushalt des 
Sumpfbereiches zu verbessern.  
Das Gewässer 12.03 und das Gewässer 
12.03.01 einschließlich des Sumpf- und 
Röhrichtbereichs ist im Bebauungsplan 
als Fläche für die Wasserwirtschaft gem. 
§ 9 Abs. 1 Ziffer 16 festzusetzen (siehe 
Anlage 3) bzw. in eine Festsetzung nach 
§ 9 Ab. 1 Ziffer 20 BauGB aufzunehmen.  
 

Die Restfläche des Gewässers 
12.03 und das Gewässer 
12.03.01 einschließlich des Röh-
richtbereichs werden im Bebau-
ungsplan gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB als Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft planungsrechtlich 
gesichert, und durch die Maß-
nahme „Erhalt und Entwicklung 
von feuchten Hochstaudenfluren“ 
insbesondere die Röhrichtberei-
che geschützt. Im Zuge dieser 
Maßnahme werden die Lagerflä-
chen und Grünabfälle im Bereich 
des Gewässers NG 12.03.01 ent-
fernt. 

 
 
 
 
 
 

v) 
 

Niederschlagswasserbeseitigung nach 
§ 55 WHG in Verbindung mit § 44 LWG  
Das Gebiet soll im Trennsystem entwäs-
sern. Das Niederschlagswasser ist über 
ein RRB diffus in den feuchten Waldbe-
reich des schutzwürdigen Biotops BK-
3917-670 einzuleiten.  
Das RRB sollte so modelliert und dimen-
sioniert werden, dass eine Einzäunung 
des Beckens wegen einer geringen 
Einstauhöhe nicht erforderlich ist. So ist 
eine funktionale und gestalterisch sinn-
volle Integration in die Grünflächen mög-
lich.  
 

Der Anregung wird gefolgt. 
In Abstimmung mit dem Umwelt-
amt und dem Umweltbetrieb ist 
ein Regenrückhaltebecken mit 
einer Einstauhöhe von 40 cm ge-
plant. Bei dieser Einstauhöhe er-
übrigt sich eine Einzäunung des 
Beckens, und eine funktionale 
und gestalterisch Integration in 
die Grünflächen ist möglich. 
 

w) 
 

Es sollte dabei auch geprüft werden, ob 
durch eine weitgehende Begrünung 
sämtlicher Gebäude das notwendige 
Volumen für die Regenrückhaltung re-
duziert werden kann. 
 

Der Anregung wird gefolgt.  
Für Gebäude mit Flachdächern 
wird eine Dachbegrünung festge-
setzt.  
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1.16 
a) 
 
 
 

Untere Denk-
malbehörde 
 
26.03.2020 
 
zum Bebauungs-
plan  

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 
§ 1 Abs. 5 BauGB und § 1 DSchG NRW 
werden nicht berührt, da sich im Plange-
biet zurzeit keine eingetragenen Bau- 
und Bodendenkmäler befinden.  
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 

b) 
 

Die Hofstelle Blackenfeld 26 wird gemäß 
DSchG § 25 (2) 2 als erhaltenswert ein-
gestuft. Anstatt die Hofstelle zu überpla-
nen, sollte der Bestand über entspre-
chende Festsetzungen gesichert und 
städtebaulich angemessen in das neue 
Quartier eingebunden werden. 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Das städtebauliche Konzept 
sieht aus Gründen des Ortsbildes 
die Schaffung einer baulichen 
Raumkante entlang der Straße 
Blackenfeld vor. Des Weiteren 
soll eine Abschirmung der von 
der Straße zurückliegenden Flä-
chen vor Lärm erzielt werden. 
Ziel der vorliegenden Planung ist 
nicht die Bestandssicherung, 
wenngleich die vorliegende Pla-
nung den Fortbestand der Hof-
stelle nicht ausschließt. 
Bei dem Bebauungsplan Nr. II/V6 
handelt es sich um einen Ange-
botsbebauungsplan, das heißt, 
dass der Bestandsschutz für die 
Gebäude auf dem Grundstück 
Blackenfeld 26 weiter gilt, die Er-
richtung neuer Gebäude später 
aber entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplans Nr. 
II/V6 möglich sind.  
 

 

Die folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen geäu-
ßert, dass ihre Belange nicht berührt werden (Nr. gemäß Beteiligungsliste – TÖB): 

2.15 Westnetz GmbH - Regionalzentrum Münster (Schreiben v. 06.03.2020)  
zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

2.16 Pledoc GmbH (Schreiben vom 23.02.2020) 
Zwei gleiche Stellungnahmen zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

2.17 GASCADE Gastransport GmbH – Abt. GNT (Schreiben v. 26.02.2020) 
Zwei gleiche Stellungnahmen zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

2.19  Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (Schreiben v. 20.02.2020) 
Zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

2.20 Avacon Netz GmbH (Schreiben v. 20.02.2020) 
Zwei gleiche Stellungnahmen zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

2.22 Amprion GmbH (Schreiben v. 17.02.2020) 
Zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung 

 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange erfolgte keine Stellungnahme (Nr. 
gemäß Beteiligungsliste – TÖB) 

2.1a Polizeipräsidium Bielefeld – Direktion K/KK 34 KP/O 
2.1b  Polizeipräsidium Bielefeld - Direktion V/Führungsstelle - Anhörung  
2.3 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ostwestfalen-Lippe 
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2.21 TenneT TSO GmbH 
2.29 LWL – Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen 
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4. Ergebnis der Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
zum Vorentwurf der 257. FNP-Änderung sowie zum Bebauungsplan Nr. II/V6  
 

Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. II/V6 „Wohnen zwischen den Straßen Blackenfeld 
und Heidbrede“ umfasste ein städtebauliches Vorkonzept im Sinne eines Gestaltungsplanes. 
Der Nutzungsplan sowie die textlichen Festsetzungen wurden erst zur Entwurfsfassung er-
stellt.  
In der Entwurfsfassung wurden die Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und den Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung, soweit städtebaulich vertret-
bar, berücksichtigt.  
 
Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. II/V6 
 
Gestaltungsplan  
- Darstellung der Planstraßen in den zukünftig vorgesehenen Breiten 
- Änderung der Erschließung im Nordwesten des Wohngebietes  
- Wegfall der Fußwegeverbindung im Südwesten zur Straße Blackenfeld 
- Aufnahme von zwei Quartiersgaragen 

- Ausbildung einer Raumkante an die Gebietszufahrt  
- Verlegung der Kita an die Gebietszufahrt 
- Erhöhung des Anteils an Geschosswohnungsbau im Westen 

- Verbreiterung des Ost-West- und Nord-Süd-Grünzugs 
- Ergänzung eines Quartierstreffpunktes 
- Verschiebung des Regenrückhaltebeckens nach Norden 
- Wegfall einer kleinen Grünfläche im Nordwesten  
- Wegfall der Darstellung eines Grabens im Südosten 
 
Begründung 

- Differenzierung des Allgemeinen Wohngebietes; Wegfall des Reinen Wohngebietes  
- Festsetzung von zurückspringenden Vollgeschossen anstatt von Nicht-Vollgeschos-

sen 
- Ergänzungen zu Gebäudehöhen, der Bauweise, den überbaubaren Flächen  
- Detaillierung der Aussagen zur Verkehrserschließung und Ver- und Entsorgung 
- Angaben zu Bedarf und Versorgung mit Kita-, Schulplätzen sowie Spielflächen 
- Ergänzungen zur Ausgestaltung der öffentlichen Grünflächen 
- Ergänzung der Ergebnisse des Umweltberichts und des Artenschutzrechtlichen Fach-

beitrags, des Verkehrs- und des Lärmgutachtens sowie der Orientierende Boden- und 
Bodenluftuntersuchungen  

- Ergänzungen zu Stadtklima und Energieeffizienz  
- Ergänzung einer Kostenschätzung  
- Änderung des Plans bezüglich der Herausnahme von Flächen aus dem Landschafts-

plan 
sowie ergänzende Begründungen zu den o. a. Änderungen der Planzeichnung und der textli-
chen Festsetzungen. 
 
 
Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf der 257. FNP-
Änderung 

- Erweiterung der Grünfläche am südlichen Rand der Änderungsfläche  
- Darstellung des Regenrückhaltebeckens als Grünfläche mit der Umgrenzung von Flä-

chen für die Regelung des Wasserabflusses  


